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Liebe Leserinnen und Leser,

in unseren Nachrichten ist in den letz-
ten Heften schon mehrfach über die 
vorgesehene Neufassung des Vermes-
sungs- und Katasterrechts und über die 
damit verbundenen neuen fachlichen 
Sichtweisen berichtet worden.

Und nun ist es endlich soweit! Am 12. 
Dezember 2002 hat der Niedersächsische 
Landtag das „Gesetz über das amtliche 
Vermessungswesen (NVermG)“ beschlos-
sen. Am 1. Februar 2003 ist es in Kraft 
getreten!

Das Heft 1 des Jahrgangs 2003 
der Nachrichten der Nieder-
sächsischen Vermessungs- und 
Katasterverwaltung hat des-
halb nur ein einziges Thema:

Das neue NVermG!

Das neue Recht greift die aktuellen 
Entwicklungen auf und berücksichtigt 
dabei besonders die veränderten infor-
mationstechnologischen Anforderungen 
der Gesellschaft an unsere berufliche 
Aufgabe. Ich hoffe, dass das Gesetz uns 
bei unserer Arbeit auf einem geraden 
Weg in die Zukunft der Informationsge-
sellschaft führen wird.

Es wird sich zeigen, ob sich unsere 
Hoffnungen und Erwartungen an das 
neue Gesetz  – eine gute Positionierung 
unserer Aufgabe in der Entwicklung der 
nächsten Jahre – erfüllen werden. Aber 
es ist auch festzustellen, dass das Gesetz 
nur ein erster, wenn sicherlich auch sehr 
wichtiger, Schritt ist: Auf diesem Weg 
vor uns liegen noch die Anpassung und 
Überarbeitung der Rechtsverordnungen 
und der fachlichen Vorschriften. Die 
Nachrichten werden diesen Weg beglei-
ten und Sie informieren.

Hartmut Sellge



Wegweiser

Das Heft in diesem Quartal

Das Ereignis rechtfertigt es! Ein 
ganzes Heft „Nachrichten der 

Niedersächsischen Vermessungs- und 
Katasterverwaltung“ zum neuen Recht 
des amtlichen Vermessungswesens in Nie-
dersachsen. Da es nach langem Wunsch 
nun endlich Wirklichkeit geworden ist, 
soll es nach seiner amtlichen Verkün-
dung im Niedersächsischen Gesetz- und 
Verordnungsblatt auch auf diesem Wege 
kund getan werden: Das Niedersächsische 
Gesetz über das amtliche Vermessungs-
wesen (NVermG) hat das Licht der Welt  
erblickt!

In der Rubrik „Aufsätze“ finden sich des-
halb natürlich der Gesetzestext und die 
(erweiterte) Begründung. Mit Letzterem 
wird dem Interessierten über die amtli-
che Verkündung hinaus ein Zugriff auf 
die (Hinter)Gründe der einzelnen Norm 
ermöglicht und insoweit auch Einblick 
in die neue Philosophie des künftigen 
amtlichen (niedersächsischen) Vermes-
sungswesens gewährt.

Die Rubrik „Berichte“ enthält dann zwei 
Beiträge, die das Werden des NVermG 
von zwei verschiedenen Perspektiven aus 
begutachten. So sieht Ulrich Gomille vor 
allem seine Entwicklung aus der Historie 
des Vermessungs- und Katasterrechts und 
kann mit den „Meilensteinen“ auf diesem 
Weg auch auf eine beachtliche Kontinui-
tät zum Ziel „einheitliche Geobasisdaten“ 
verweisen. Helmut Schmalgemeier sieht 
dagegen mehr auf die „Stolpersteine“ 
(und „Hürden“) des NVermG auf seinem 
Weg in die niedersächsische Welt. Ein 
ausstehendes Urteil des Staatsgerichts-
hofs gehört in diese „Historie“ genauso 
wie die Gesetzesfolgenabschätzung, die 
Ressort- und Verbandsbeteiligung sowie 
die vielfältigen fachlichen Auseinander-
setzungen und Diskussionen.

Über die Beiträge in der – diesmal das 
Heft abschließenden – Rubrik „Informa-
tionen“ kann sich der „schnelle“ Leser 
über ein paar ausgesuchte Aspekte 
des neuen Rechts und des Verfahrens 
informieren. Annegret Kähler-Stier gibt 
dafür Orientierungshilfe, so zum Beispiel 
zu dem Spannungsfeld Öffentlichkeit 
– Datenschutz oder zum „verschwun-
denen“ Grenztermin, aber auch zu dem 
Gesetzgebungs- und Beratungsdienst des 
Landtages und dem Thema Geset-
zesfolgenabschätzung.
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NVermG

      Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz be-
schlossen:

§ 1
Aufgaben, Basisfunktion

      (1) Das Land als Träger des amtlichen Vermessungswesens 
hält ein Landesbezugssystem vor und weist die Liegenschaften 
und die Topografie für das Landesgebiet nach; auf öffentlich-
rechtliche Festlegungen soll hingewiesen werden.

      (2) Die Angaben des amtlichen Vermessungswesens und die 
Standardpräsentationen sind nach Maßgabe des § 5 bereitzustel-
len.

      (3) 1Die Angaben des amtlichen Vermessungswesens sind in 
raumbezogenen Informationssystemen zu führen. 2Behörden und 
andere Stellen des Landes haben eigene raumbezogene Informa-
tionen auf das Landesbezugssystem zu gründen. 3Sie haben An-
gaben des amtlichen Vermessungswesens in ihre raumbezogenen 
Informationssysteme zu übernehmen, soweit es für ihre Aufgaben-
erfüllung erforderlich ist.

§ 2
Begriffsbestimmungen

      Im Sinne dieses Gesetzes sind

1.   Landesbezugssystem: ein einheitliches, geodätisches System, 
in dem jeder Punkt der Landesfläche nach Lage, Höhe und 
Schwere bestimmt werden kann,

2.   Liegenschaften: Flurstücke und Gebäude; Flurstücke sind Teile 
der Erdoberfläche, die durch das amtliche Vermessungswesen 
geometrisch festgelegt und bezeichnet werden; Gebäude sind 
dauerhaft errichtete Bauwerke, die für die Beschreibung des 
Grund und Bodens im Sinne dieses Gesetzes bedeutsam sind,

3.   Topografie: charakteristische oder ordnende Merkmale der 
Landschaft sowie Geländeformen, die für die Beschreibung 
des Grund und Bodens im Sinne dieses Gesetzes bedeutsam 
sind,

4.   öffentlich-rechtliche Festlegungen: auf den Grund und Boden 
bezogene Beschränkungen, Belastungen oder andere Eigen-
schaften, die öffentlich-rechtlich begründet sind,

5.   Angaben des amtlichen Vermessungswesens: amtliche An-
gaben, die das Landesbezugssystem, die Topografie, die 
Liegenschaften und die Hinweise auf öffentlich-rechtliche 

Festlegungen in ihren Lagen auf der Erdoberfläche bestimmen, 
identifizieren und in ihren bedeutsamen Merkmalen beschrei-
ben,

6.   Standardpräsentationen: im öffentlichen Interesse inhaltlich 
und kartografisch einheitlich aufbereitete Darstellungen oder 
reale Abbildungen (Luftbilder) der Angaben des amtlichen 
Vermessungswesens,

7.   Bereitstellen: ein Übermitteln an Betroffene oder Dritte in 
Form von Auskunft, Einsicht, Abgabe oder automatisiertem 
Abruf,

8.   Eigentumsangaben: Namen, Geburtsdaten und Anschriften der 
Grundstückseigentümer, der Erbbauberechtigten, der Inhaber 
weiterer grundstücksgleicher Rechte oder deren Bevollmäch-
tigter, Eigentumsverhältnisse oder Ordnungsmerkmale des 
Grundbuchs.

§ 3
Liegenschaftskataster

      (1) Der Nachweis der Liegenschaften einschließlich der Hin-
weise auf öffentlich-rechtliche Festlegungen ist das Liegenschafts-
kataster; er ist amtliches Verzeichnis im Sinne des § 2 Abs. 2 der 
Grundbuchordnung und Nachweis der Ergebnisse der amtlichen 
Bodenschätzung im Sinne des § 11 des Bodenschätzungsgeset-
zes.

      (2) 1Die Liegenschaften müssen identifiziert und in ihren Be-
grenzungen bestimmt werden können. 2Bedeutsame Merkmale der 
Liegenschaften sind zu beschreiben. 3Zu den Liegenschaften sind 
Eigentumsangaben zu führen. 4Verknüpfungsmerkmale zu anderen 
Informationssystemen können geführt werden.

      (3) 1Unrichtige Angaben des amtlichen Vermessungswesens 
sind zu berichtigen. 2Angaben, die nicht zweifelsfrei berichtigt 
werden können, sind zu kennzeichnen (zweifelhafter Flurstücks-
nachweis).

      (4) 1Eintragungen, die mehr als zehn Betroffenen bekannt 
zu geben sind, können offen gelegt werden. 2Die Offenlegung 
wird dadurch bewirkt, dass der veränderte Nachweis zur Einsicht 
ausgelegt wird; betroffene Liegenschaften sowie Ort und Zeit der 
Auslegung sind ortsüblich bekannt zu machen. 3Die Frist für die 
Offenlegung beträgt einen Monat.
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§ 4
Grenzfeststellung, Abmarkung

      (1) Die örtliche Lage von Flurstücksgrenzen wird festgestellt 
(Grenzfeststellung), soweit dies beantragt wird oder im öffentli-
chen Interesse erforderlich ist.

      (2) Ist eine Grenzfeststellung nicht möglich, so kann die ört-
liche Lage von Flurstücksgrenzen durch öffentlich-rechtlichen 
Vertrag festgelegt werden (Grenzfeststellungsvertrag).

      (3) Kann die örtliche Lage von Flurstücksgrenzen weder fest-
gestellt noch durch Grenzfeststellungsvertrag festgelegt werden, 
so sind die nachgewiesenen Flurstücksgrenzen zu kennzeichnen 
(zweifelhafter Flurstücksnachweis).

      (4) Grenzpunkte werden durch Grenzmarken gekennzeichnet 
(Abmarkung), soweit dies beantragt wird oder im öffentlichen 
Interesse erforderlich ist.

      (5) 1Grenzfeststellungen und Abmarkungen können durch Of-
fenlegung bekannt gegeben werden. 2§ 3 Abs. 4 Sätze 2 und 3 gilt 
entsprechend.

§ 5
Bereitstellung

      (1) Angaben des amtlichen Vermessungswesens und Stan-
dardpräsentationen werden bereitgestellt, soweit dies beantragt 
wird und öffentliche Interessen oder offensichtlich überwiegende 
schutzwürdige Interessen Betroffener nicht entgegenstehen. 

      (2) 1Eigentumsangaben werden bereitgestellt an 

1.   Behörden oder sonstige öffentliche Stellen, soweit es zur Er-
füllung ihrer Aufgaben erforderlich ist,

2.   Personen oder Stellen außerhalb des öffentlichen Bereichs, 
soweit ein berechtigtes Interesse dargelegt wird.

2Der automatisierte Abruf von Eigentumsangaben, die nach Satz 1 
bereitgestellt werden, kann zugelassen werden für

1.   Inhaber von dinglichen Rechten an Grundstücken für das je-
weilige Grundstück,

2.   Behörden oder sonstige öffentliche Stellen für ihren Zustän-
digkeitsbereich,

3.   Personen oder Stellen außerhalb des öffentlichen Bereichs 
zeitlich begrenzt für ein bestimmtes Gebiet,

wenn gewährleistet ist, dass die Angaben nur im zulässigen Um-
fang abgerufen werden können und der einzelne Abruf geprüft 
werden kann; an Behörden oder sonstige öffentliche Stellen 
können Eigentumsangaben auch regelmäßig gebietsdeckend ab-
gegeben werden.

      (3) 1Die Verwertung für nichteigene oder für wirtschaftliche 
Zwecke und die öffentliche Wiedergabe von Angaben des amtli-
chen Vermessungswesens und von Standardpräsentationen ist nur 
mit Erlaubnis der zuständigen Vermessungs- und Katasterbehörde 
zulässig. 2Keiner Erlaubnis bedarf

1.   die Verwertung von Angaben des amtlichen Vermessungswe-
sens und von Standardpräsentationen für Aufgaben des über-
tragenen Wirkungskreises durch kommunale Körperschaften,

2.   die öffentliche Wiedergabe von Angaben des amtlichen 
Vermessungswesens und von Standardpräsentationen durch 
kommunale Körperschaften, soweit diese im Rahmen ihrer 
Aufgabenerfüllung eigene Informationen für Dritte bereitstel-
len; dies gilt nicht für Eigentumsangaben; bei der öffentlichen 
Wiedergabe ist sicherzustellen, dass die Angaben des amtli-
chen Vermessungswesens und die Standardpräsentationen 
nicht eigenständig verwendet werden können.

3Öffentliche Wiedergaben nach Satz 2 Nr. 2 sind der zuständigen 
Vermessungs- und Katasterbehörde mitzuteilen.

      (4) 1Werden einer Behörde des Landes oder einer kommuna-
len Körperschaft für eigene nichtwirtschaftliche Zwecke Angaben 
des amtlichen Vermessungswesens oder Standardpräsentationen 
bereitgestellt, so haben sie hierfür lediglich den Aufwand für die 
jeweilige Bereitstellung zu erstatten; dies gilt auch für andere 
Stellen, die öffentliche Aufgaben wahrnehmen, wenn die von 
der Stelle verfolgten eigenen nichtwirtschaftlichen Zwecke dies 
rechtfertigen. 2Für die Erstattung des Aufwands durch Stellen au-
ßerhalb der Landesverwaltung gelten die §§ 5 bis 8, 11 und 13 des 
Niedersächsischen Verwaltungskostengesetzes entsprechend. 
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§ 6
Aufgabenwahrnehmung

      (1) 1Die Aufgaben nach diesem Gesetz obliegen den Ver-
messungs- und Katasterbehörden des Landes. 2Sie sind befugt, 
auch die Angaben des amtlichen Vermessungswesens und die 
Standardpräsentationen bereitzustellen, die nicht in ihre örtliche 
Zuständigkeit fallen.

      (2) 1Öffentlich bestellte Vermessungsingenieurinnen und Öf-
fentlich bestellte Vermessungsingenieure wirken an der Erfüllung 
der Aufgaben nach § 1 Abs. 1 und 2 nach Maßgabe des Nieder-
sächsischen Gesetzes über Öffentlich bestellte Vermessungsin-
genieurinnen und Öffentlich bestellte Vermessungsingenieure 
mit. 2Werden den Personen nach Satz 1 Angaben des amtlichen 
Vermessungswesens, Standardpräsentationen oder andere amtli-
che Unterlagen des amtlichen Vermessungswesens bereitgestellt, 
so haben sie dem Land den gesamten entstehenden Aufwand zu 
erstatten.

      (3) 1Andere behördliche Vermessungsstellen, die von einer Be-
amtin oder einem Beamten des höheren technischen Verwaltungs-
dienstes - Fachrichtung Vermessungs- und Liegenschaftswesen 
- geleitet werden, sind befugt,

1.   Angaben zu Liegenschaften zu erfassen,

2.   Grenzfeststellungen und Abmarkungen vorzunehmen sowie 
Grenzfeststellungsverträge abzuschließen,

soweit es zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist. 2Sie unter-
stehen dabei der Fachaufsicht der zuständigen Vermessungs- und 
Katasterbehörde. 3Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.

      (4) 1Einer kommunalen Körperschaft kann auf ihren Antrag 
für ihren Zuständigkeitsbereich die Mitwirkung an der Aufgabe 
der Bereitstellung von Standardpräsentationen des Liegenschafts-
katasters übertragen werden. 2Die Mitwirkung an der Aufgabe ge-
hört zu den Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises. 3Absatz 
2 Satz 2 gilt entsprechend.

      (5) Die Leiterin oder der Leiter der Vermessungs- und Katas-
terbehörde, die das Liegenschaftskataster führt, und die von ihr 
oder ihm beauftragten Beamtinnen oder Beamten dieser Behörde 
sind befugt, Anträge von Grundstückseigentümern auf Vereini-
gung oder Teilung von Grundstücken und auf Berichtigung des 
Grundbuchs aufgrund von Berichtigungen des Liegenschaftskatas-
ters nach § 3 Abs. 3 öffentlich zu beglaubigen; das Beurkundungs-
gesetz gilt entsprechend. 

§ 7
Pflichten

      (1) 1Grundstückseigentümer und sonstige Berechtigte haben 
die Aktualisierung des Nachweises der Liegenschaften, insbeson-
dere die Erfassung und Eintragung der Gebäude, zu veranlassen, 
wenn er nicht mit den rechtlichen oder tatsächlichen Verhältnissen 
übereinstimmt. 2Die Aktualisierung kann auf Kosten der Grund-
stückseigentümer oder sonstigen Berechtigten von Amts wegen 
veranlasst werden.

      (2) 1Grundstückseigentümer und sonstige Berechtigte haben zu 
dulden, dass

1.   Personen, die Aufgaben nach diesem Gesetz wahrnehmen, 
das Grundstück betreten sowie auf dem Grundstück und an 
den baulichen Anlagen Punkte des Landesbezugssystems und 
Grenzpunkte kennzeichnen; das Betreten soll Betroffenen 
angekündigt werden, wenn das Grundstück nicht öffentlich 
zugänglich ist,

2.   für Punkte des Landesbezugssystems Schutzflächen auf dem 
Grundstück festgelegt werden, die nicht überbaut, abgetragen 
oder sonst verändert werden dürfen,

3.   die Beschaffenheit des Grundstücks zur Wahrnehmung der 
Aufgaben nach diesem Gesetz auch ohne ihre Mitwirkung 
erfasst wird.

2Das Grundrecht nach Artikel 13 des Grundgesetzes wird einge-
schränkt.

NVermG
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§ 8
Entschädigung

      (1) Unmittelbare Vermögensnachteile aufgrund von Maßnah-
men nach § 7 Abs. 2 Nrn. 1 und 2 sind von den Kostenschuldnern 
der veranlassten Maßnahme in Geld angemessen zu entschädi-
gen.

      (2) 1Der Entschädigungsanspruch verjährt in einem Jahr; die 
Verjährung beginnt mit Ablauf des Jahres, in dem der Vermö-
gensnachteil entstanden ist. 2Die §§ 203 bis 218 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs sind entsprechend anzuwenden. 

      (3) 1Wird die Entschädigung nicht einvernehmlich geregelt, 
so ist sie von der zuständigen Vermessungs- und Katasterbehörde 
festzusetzen; das Niedersächsische Enteignungsgesetz ist ent-
sprechend anzuwenden. 2Die Festsetzung kann durch Antrag auf 
gerichtliche Entscheidung angefochten werden; die §§ 58 und 75 
der Verwaltungsgerichtsordnung gelten entsprechend. 3Über den 
Antrag entscheidet das Landgericht, Kammer für Baulandsachen; 
es gelten die Vorschriften des Baugesetzbuchs über das Verfahren 
vor den Kammern (Senaten) für Baulandsachen.

§ 9
Ordnungswidrigkeiten

      (1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1.   unbefugt

a) Punkte des Landesbezugssystems oder Grenzpunkte 
kennzeichnet, Kennzeichen verändert, beseitigt oder deren 
Standsicherheit gefährdet,

b) Schutzflächen nach § 7 Abs. 2 Nr. 2 überbaut, abträgt oder 
sonst verändert,

2.   ohne Erlaubnis der zuständigen Vermessungs- und Kataster-
behörde Angaben des amtlichen Vermessungswesens oder 
Standardpräsentationen für nichteigene oder wirtschaftliche 
Zwecke verwertet oder öffentlich wiedergibt.

      (2) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 können mit einer 
Geldbuße bis zu 10 000 Euro geahndet werden; ordnungswidrig 
mit Angaben des amtlichen Vermessungswesens hergestellte Er-
zeugnisse können eingezogen werden.

§ 10
Verordnungsermächtigung

      Das Fachministerium wird ermächtigt, durch Verordnung zu 
regeln,

1.   auf welche öffentlich-rechtlichen Festlegungen hingewiesen 
wird

a) für das gesamte Landesgebiet,

b) für Teile des Landesgebiets; für sie gelten besondere Ver-
einbarungen der Vermessungs- und Katasterbehörden mit 
den zuständigen Stellen,

2. a)  welche Darstellungen und realen Abbildungen der Angaben
des amtlichen Vermessungswesens als Standardpräsenta-
tionen vorzuhalten sind,

b) wie Standardpräsentationen und andere Präsentationen 
der Angaben des amtlichen Vermessungswesens bei der 
Bereitstellung formal zu gestalten sind,

3.   bei welchen weiteren grundstücksgleichen Rechten Eigen-
tumsangaben zu den Liegenschaften nachzuweisen sind,

4.   wie bei Grenzfeststellung, Abmarkung und beim Grenzfest-
stellungsvertrag zu verfahren ist, 

5.   wie sich der Aufwand für die jeweilige Bereitstellung von 
Angaben des amtlichen Vermessungswesens nach § 5 Abs. 4 
Satz 1 berechnet und

6.   wie sich der gesamte entstehende Aufwand für die Bereit-
stellung von Angaben des amtlichen Vermessungswesens, 
Standardpräsentationen oder anderen amtlichen Unterlagen 
des amtlichen Vermessungswesens nach § 6 Abs. 2 Satz 2, 
Abs. 3 Satz 3 und Abs. 4 Satz 3 berechnet; dabei ist der eigene 
Aufwand der Mitwirkenden für die Amtshandlung angemessen 
zu berücksichtigen.

NVermG
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§ 11
Änderung von Vorschriften

      (1) Das Niedersächsische Gesetz über Öffentlich bestellte Ver-
messungsingenieurinnen und Öffentlich bestellte Vermessungsin-
genieure vom 16. Dezember 1993 (Nds. GVBl. S. 707), zuletzt 
geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 20. November 2001 
(Nds. GVBl. S. 701), wird wie folgt geändert: 

1.   In § 1 Satz 1 werden die Worte „des öffentlichen Vermessungs-
wesens” gestrichen. 

2.   § 2 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

            „(1) Nach § 1 Bestellte sind befugt,

1. nach dem Niedersächsischen Gesetz über das amtliche 
Vermessungswesen (NVermG)

a) Angaben zu Liegenschaften zu erfassen,

b) Grenzfeststellungen und Abmarkungen vorzunehmen sowie 
Grenzfeststellungsverträge abzuschließen,

c) Einsicht in das Liegenschaftskataster zu gewähren und Aus-
künfte daraus zu erteilen sowie Standardpräsentationen des 
Liegenschaftskatasters an Betroffene oder Dritte abzugeben, 
wenn gewährleistet ist, dass die Angaben im Zeitpunkt der Be-
reitstellung denen des Nachweises nach § 1 Abs. 1 NVermG 
entsprechen,

2. Bescheinigungen zu Sachverhalten zum Grund und Boden 
im Zusammenhang mit Angaben des amtlichen Vermes-
sungswesens abzugeben,

3. Anträge von Grundstückseigentümern auf Vereinigung 
oder Teilung von Grundstücken öffentlich zu beglaubigen; 
das Beurkundungsgesetz gilt entsprechend.”

3.   § 14 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

            „(1) Nach § 1 Bestellte unterstehen bei der Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben der Dienst- und Fachaufsicht der zuständigen 
Vermessungs- und Katasterbehörde.”

      (2) § 7 des Niedersächsischen Ausführungsgesetzes zum Was-
serverbandsgesetz vom 6. Juni 1994 (Nds. GVBl. S. 238), geändert 
durch Artikel 8 des Gesetzes vom 13. Dezember 1996 (Nds. GVBl. 
S. 494), erhält folgende Fassung:

„§ 7

      § 5 Abs. 4 Satz 1 Halbsatz 1 und Satz 2 des Niedersächsischen 
Gesetzes über das amtliche Vermessungswesen gilt für Wasser- 
und Bodenverbände entsprechend.”

§ 12
In-Kraft-Treten

      (1) 1Dieses Gesetz tritt am 1. Februar 2003 in Kraft. 2Gleich-
zeitig treten außer Kraft

1.   das Niedersächsische Vermessungs- und Katastergesetz vom 
      2. Juli 1985 (Nds. GVBl. S. 187), zuletzt geändert durch 

Artikel 9 des Gesetzes vom 20. November 2001 (Nds. GVBl. 
S. 701),

2.   die Verordnung über die Einrichtung von automatisierten Ab-
rufverfahren und regelmäßigen Datenübermittlungen im Land 
Niedersachsen vom 15. Juni 1995 (Nds. GVBl. S. 172), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 18. August 1999 (Nds. GVBl. 
S. 324).

      (2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 tritt § 10 am Tage nach 
der Verkündung dieses Gesetzes in Kraft.

Hannover, den 12. Dezember 2002

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Nds. GVBl. 2003, S.  5
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Diese Begründung basiert auf der amtlichen 
Begründung des von der Landesregierung 
beschlossenen Entwurfs zur Einbringung in 
den Landtag vom 30.04.2002 (Drucksache 
14/3350). Sie ist aufgrund der Ergebnisse 
des Gesetzgebungsverfahrens (siehe die 
Beschlussempfehlung des federführen-
den Ausschusses für innere Verwaltung 
– Drs. 14/3978, und den Schriftlichen Be-
richt – Drs. 14/4040) durch das Referat 16 
des Niedersächsischen Innenministeriums  
bereinigt und ergänzt worden. In grüner 
Schrift sind die Änderungen hervorgehoben 
worden, die sich vor allem durch Umstruk-
turierungen der Paragrafen, von Absätzen 
oder Sätzen ergeben haben (redaktionelle 
Änderungen); in roter Schrift sind Änderun-
gen inhaltlicher Art hervorgehoben worden 
einschließlich begrifflicher Präzisierungen 
und Vereinheitlichungen mit anderem 
Recht sowie Ergänzungen (materielle Än-
derungen).

Zu § 1 Aufgaben, Basisfunktion 

Durch die schnelle Entwicklung der Informations- und
Kommunikationstechnologie haben sich die Schwer-
punkte der historisch gewachsenen Aufgaben – „Lan-
desvermessung“ und „Führung des Liegenschaftska-

tasters (als Nachweis der Flurstücke und Gebäude) mit den
erforderlichen Vermessungen“ – verschoben. Die Ergebnisse 
der Vermessungen haben als Informationsgut zum Grund und 
Boden gegenüber der eigentlichen Vermessung einen höheren 
Stellenwert bekommen; der Nutzer erwartet heute vor allem, 
schnell und differenziert die bodenbezogenen Sachverhalte 
des amtlichen Vermessungswesens (Geobasisinformationen) 
zuverlässig abfragen zu können. § 1 soll diesem Strukturwan-
del Rechnung tragen und den Stellenwert von Geobasisinfor-
mationen im Rahmen einer informationellen Daseinsvorsorge 
als Infrastrukturmaßnahme eines modernen demokratischen 
Rechtsstaates verdeutlichen; dies gilt vor allem auch im Hinblick 
auf die Basisfunktion der Angaben des amtlichen Vermessungs-
wesens für andere Fachinformationssysteme.

Absatz 1 begründet keine neuen Aufgaben für das Land als 
Träger des amtlichen Vermessungswesens. Entgegen der bishe-
rigen Regelung stellt er aber gezielter auf die Gewährleistung 
des mit der Aufgabe verbundenen Nachweises bodenbe-
zogener Angaben des amtlichen Vermessungswesens ab. 
Damit soll die Verantwortung des Landes für die flächende-
ckende Vorhaltung von wesentlichen (bodenbezogenen) Anga-
ben, die eine einheitliche und überregionale Georeferenzierung 
weiterer Lebenssachverhalte ermöglichen (Geobasisdaten), 
verdeutlicht werden. Damit verbunden ist, dass erforderliche 
Angaben aktuell erfasst und systematisch geführt werden. Die 
Verantwortung des Landes ergibt sich daraus, dass die Ergeb-
nisse der Grundlagenvermessung (Vorhaltung eines Landesbe-
zugssystems), der Führung des Liegenschaftskataster (Nachweis 
der Liegenschaften und Hinweise auf öffentlich-rechtliche Fest-
legungen) sowie der Topografischen Landesaufnahme und Lan-
desluftbildsammlung (Nachweis der Topografie) Voraussetzung 
für eine nachhaltige und geordnete gesellschaftliche Entwick-
lung sind. Dies gilt vor allem für die Sicherung des Eigentums 
am Grund und Boden und die Gewährleistung zuverlässiger 
Grundlagen für eine geordnete Daseinsvorsorge, insbeson-
dere im Hinblick auf die Forderungen aus dem Baurecht, die 
vielfältigen Belange des Umweltschutzes, die überregionalen 
Aspekte der Energie- und Wasserversorgung einschließlich 
Abwasserentsorgung und des Katastrophenschutzes sowie 
Entwicklungen im Europarecht. Wegen der grundsätzlichen 
Bedeutung derartiger Nachweise  und den damit verbundenen 
Funktionsgarantien (flächendeckend vorgehalten, nach einheit-
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lichen und bundesweit vergleichbaren Kriterien geführt sowie 
jederzeit verfügbar) muss diese Aufgabe – wie bisher – dem 
Land zugeordnet werden. 

Während nach bisherigem Recht „erforderliche Vermessungen“ 
noch als eigenständige (öffentlich-rechtliche) Aufgabe benannt 
ist, wird diese Tätigkeit nunmehr rechtssystematisch unter die 
Gebote der „Vorhaltung“ und des „Nachweises“ subsumiert. 
Dies ergibt sich aus dem Ansatz mit dem dem Land zwar die 
Aufgabe der Führung der Nachweise auferlegt wird, der Weg 
dorthin, das heißt die Form, wie dies erreicht wird, jedoch nicht 
mehr normiert werden soll. Damit wird nicht nur dem Entwick-
lungsstand der Vermessungstechnik entsprochen, der zuneh-
mend Erfassungen auch ohne „örtliche Vermessungen“ zulässt, 
sondern auch die Möglichkeit eröffnet, Daten von anderen, 
gegebenenfalls auch nicht öffentlichen Stellen, zu übernehmen 
oder erfassen zu lassen. Der bislang generell geltende Vermes-
sungsvorbehalt (Erfassung) für besonders befugte Stellen regelt 
sich insoweit künftig grundsätzlich nur nach der Rechtswirkung 
der Tätigkeiten, das heißt, der Bindung öffentlich-rechtlicher 
Verwaltungstätigkeit an das Verwaltungsverfahrensgesetz. 
Damit wird öffentlich-rechtliches Handeln auf das rechtlich 
erforderliche Maß zurückgeführt. Kriterium für die Mitwirkung 
anderer Stellen (Befugnis) ist insoweit die Rechtsqualität der 
nachzuweisenden Angaben: Angaben des Landesbezugssys-
tems (rein geodätische Bestimmungselemente), der Topografie 
(rein beschreibende tatsächliche Angaben) und von Hinwei-
sen auf öffentlich-rechtliche Festlegungen (aufgrund anderer 
Rechtsvorschriften nachrichtlich geführte Angaben) entfalten 
grundsätzlich keine unmittelbare Rechtswirkung nach außen. 
Ihre Erfassung unterliegt nur fachlichen Voraussetzungen, zum 
Beispiel vermessungstechnischen Genauigkeiten und Zuverläs-
sigkeiten. Im Gegensatz dazu entfalten die Angaben zu den 
Liegenschaften regelmäßig unmittelbare Rechtswirkung nach 
außen. Dies ergibt sich aus der Verknüpfung zum Grundbuch-
recht: Die Flurstücke bilden das amtliche Verzeichnis im Sinne 
der Grundbuchordnung, nach dem die Grundstücke benannt 
werden; die Gebäude bilden für den Rechtsgeschäftsverkehr 
einen wesentlichen, insbesondere wertbeeinflussenden Be-
standteil der Grundstücke. Ihre Erfassung und Übernahme in 
die Nachweise berührt grundsätzlich die Rechtsstellung des Ei-
gentümers, sodass außer fachlichen auch verfahrensrechtliche 
Voraussetzungen zu erfüllen sind. Insoweit bleiben derartige 
Erfassungen, vor allem Liegenschaftsvermessungen, dem Land 
oder den hoheitlichen Aufgabenträgern nach diesem Gesetz 
vorbehalten. 

Während die Vorhaltung des Landesbezugssystems, der 
Nachweis der Topografie und der Liegenschaften originär 
und damit auch inhaltlich verantwortlich dem Land als Träger 
des amtlichen Vermessungswesens obliegen, wird auf öffent-
lich-rechtliche Festlegungen in der Regel nur nachrichtlich 
hingewiesen. Der originäre Nachweis öffentlich-rechtlicher 
Festlegungen wird insoweit durch das jeweilige Fachrecht 
begründet und obliegt den jeweils zuständigen Stellen; die 
Aufgabe des amtlichen Vermessungswesens liegt lediglich 
darin, das Vorhandensein und das räumliche Ausmaß dieser 
bodenbezogenen Festlegungen („Ob” und „Wo”) zentral an 
einer Stelle transparent zu machen. Mit der expliziten Nennung 
der Aufgabe des „Soll“-Nachweises wird der – nach bisherigem 
Recht unter „Hinweise zu Flurstücken” geführte – Datenbestand 
entsprechend seiner Bedeutung rechtssystematisch erfasst. Der 
sachliche Umfang der vom Grundsatz her zu führenden Hin-
weise wird nach § 10 durch Verordnung geregelt. Die Verord-
nungsregelung soll sicherstellen, dass einerseits der Umfang 
des Nachweises rechtlich hinreichend bestimmt ist, andererseits 
untergesetzlich zügig auf örtliche Erfordernisse aufgrund an-
derer Landes- und Kommunalaufgaben im Zusammenhang mit 
öffentlich-rechtlichen Festlegungen reagiert werden kann. Dies 
ist deshalb geboten, weil neben der durch das Liegenschafts-
kataster verbindlich nach außen gebrachten Transparenz die 
geführten Hinweise gleichzeitig den zuständigen Stellen als 
Verknüpfungsmerkmal zu ihren eigenen Nachweisen und zu 
anderen im Liegenschaftskataster geführten Angaben, zum 
Beispiel aktuellen Eigentumsangaben dienen. Insoweit liegt 
die Bündelung grundstücksbezogener Daten einschließlich 
der Hinweise auf öffentlich-rechtliche Festlegungen durch 
das amtliche Vermessungswesen im wechselseitigen Interesse. 
Daraus ergibt sich naturgemäß, dass der Inhalt der Verordnung 
mit den betroffenen Stellen des Landes und der kommunalen 
Körperschaften abzustimmen ist; in der Regel wird dies mit ei-
nem Abschluss entsprechender Vereinbarungen zum Verfahren 
und zu den Kosten einhergehen.

Mit Absatz 2 wird – neben der Nachweisführung – die letztlich 
damit verbundene Aufgabe der Bereitstellung ihrer Inhalte, 
und zwar im Sinne eines Öffentlichkeitsgebots normiert; das 
Verhältnis dieses Grundsatzes zum Datenschutz ergibt sich 
aus § 5. Gleichzeitig werden in Verbindung mit den Begriffs-
bestimmungen nach § 2 die „amtlichen Produkte“ benannt 
und konkretisiert; dies dient der Transparenz im Sinne des 
Datenschutzrechts und soll die mit dem Volkszählungsurteil 
geforderte Normenklarheit schaffen. Damit wird zum einen 
sichergestellt, dass die vorgehaltenen Angaben des amtlichen 
Vermessungswesens (amtliche Geobasisdaten) „per se“ und in-
soweit individuell und für vielfältige Zwecke zur Verwendung 
(Verwertung und Wiedergabe) bereitstehen und zum ande-
ren garantiert, dass inhaltlich und kartografisch vorgegebene, 
standardisierte Präsentationen (amtliche Visualisierungen der 
amtlichen Geobasisdaten) angeboten werden. Amtliche Ge-
obasisdaten „per se“ werden in der Regel als Selektion der 
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in den Nachweisen geführten Daten, in Form von digitalen 
Datensätzen über normierte Datenaustauschschnittstellen 
oder analog oder digital in präsentationsaufbereiteter Form, 
zur Verfügung gestellt. Standardpräsentationen werden 
– präsentationsaufbereitet – analog oder digital angeboten. 
Standardpräsentationen sind zurzeit zum Beispiel grund-
risstreue oder generalisierte grafische Darstellungen der Lie-
genschaften und der Topografie wie die Liegenschaftskarte 
1 : 1 000 oder 1 : 2 000, die Amtliche Karte 1 : 5 000 und die 
Topografischen Karten 1 : 25 000, 1 : 50 000  u. a., textliche 
Beschreibungen der Liegenschaften mit Hinweisen auf 
öffentlich-rechtliche Festlegungen wie Flurstücks-, Eigentümer- 
oder Bestandsnachweis sowie fotobasierte Abbildungen wie 
die Orthofotos und Luftbilder. Art (analog oder digital), Form 
(Geobasisdaten „per se“ oder Standardpräsentation) und In-
halt der tatsächlichen Bereitstellung richten sich grundsätzlich 
nach den Anforderungen der Nutzer und, im Fall der Stan-
darddpräsentationen, nach dem öffentlichen Interesse sowie 
den aktuellen informations- und kommunikationstechnologi-
schen Voraussetzungen. Das nach bisherigem Recht gesetzliche 
Veröffentlichungsgebot für Topografische Landeskarten sowie 
die Veröffentlichungsoption für Luftbilder wird mit dieser Re-
gelung materiell aufgefangen. 

Entscheidungen in Verwaltung, Recht und Wirtschaft werden 
zunehmend nicht mehr nur nach isoliert fachspezifischen 
Aspekten, sondern auf der Basis komplexer Sachverhalte zu 
treffen sein; das gilt vor allem auch vor dem Hintergrund 
der wachsenden europäischen Integration. Dies erfordert 
eine entsprechende sachübergreifende sowie überregionale 
Zusammenführung von Daten aus unterschiedlichen Ver-
waltungen und setzt zudem eine eindeutige Orientierung 
und Zuordnung der Daten im geografischen Raum durch ein 
gemeinsames Landesbezugssystem voraus. Absatz 3 schafft 
hierfür die Voraussetzungen. Satz 1 gibt im Hinblick auf die 
mit den Aufgaben verbundenen Funktionen in abstrakter 
Weise die Form der  Nachweisführung vor und sichert da-
mit, dass die nachgewiesenen Angaben als Informationsgut 
entsprechend dem jeweiligen technologischen Standard zur 
Nutzung bereitgestellt werden können. Bei den derzeitigen 
informations- und kommunikationtechnologischen Entwick-
lungen beinhaltet dieses Gebot grundsätzlich eine automa-
tionsgerechte Führung der Nachweise einschließlich der damit 
verbundenen Option, die Inhalte der Nachweise über entspre-
chend vielfältige Medien bereitgestellt zu bekommen. Satz 2 
begründet für alle raumbezogenen Informationen des Landes 
ein räumliches Referenzgebot und normiert so die Grundlagen-
funktion des Landesbezugssystems für das Land. Gleichzeitig 
werden damit notwendige geometrische Verknüpfungs- und 
Orientierungsmerkmale („Passer“) für eine eindeutige räumli-
che Zuordnung (Georeferenz) für fachübergreifende Datenzu-
ordnungen, -auswertungen und -verschneidungen geschaffen. 
Das mit Satz 3 begründete inhaltlich sachliche Datenübernah-

megebot bewirkt, dass eine redundante und „unwirtschaftliche     
Erfassung und Vorhaltung von Geobasisdaten vermieden wird 
und so ein effektiver, schneller Verwaltungsvollzug bei raum-
bedeutsamen Entscheidungen erreicht und der volkswirtschaft-
liche Aufwand für Aufbau und Vorhaltung selbständiger Fach-
informationssysteme minimiert wird. Die Gebote nach Satz 2 
und 3 werden auf Informationssysteme des Landes beschränkt; 
kommunalen Körperschaften wird empfohlen entsprechend zu 
verfahren.
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Zu § 2 Begriffsbestimmungen

Die Definitionen dienen der inhaltlichen Transparenz 
der in § 1 genannten Aufgaben und gewährleisten
einheitlich fachliche Interpretationen.

Nummer 1 definiert das Landesbezugssystem als ein einheit-
liches geodätisches System, das gewährleistet, dass jeder Sach-
verhalt im Land dreidimensional, das heißt in seiner Lage und 
Höhe einschließlich Schwere erfasst und bestimmt (koordiniert) 
werden kann; physikalische Schwerewerte sind für einen hy-
pothesenfreien Bezug von Lage- und Höhenvermessungen 
auf ihre Bezugsflächen (Erdellipsoid oder Niveaufläche) erfor-
derlich. Damit wird die Abbildung der realen Welt in einem 
einheitlichen, mathematischen System (Koordinatensystem) 
ermöglicht. Die Entscheidung für ein bestimmtes System er-
gibt sich aus fachlichen Erfordernissen und technischen Entwi-
cklungen, die sich vor allem auch an den Möglichkeiten einer 
über die Landesfläche hinausgehenden Verknüpfung von 
Angaben des amtlichen Vermessungswesens zu orientieren 
hat. Beinhaltete die Vorhaltung eines Landesbezugssystem 
bislang im Wesentlichen die geodätische Bestimmung örtlich 
vermarkter Festpunkte des Deutschen Hauptdreiecksnetzes 
(DHDN), des Deutschen Haupthöhennetzes (DHHN) und des 
Deutschen Hauptschwerenetzes (DHSN) einschließlich ihrer 
Verdichtungsstufen, stellen die Nutzungsmöglichkeiten sa-
tellitengestützter Vermessungsverfahren heute zum Teil ganz 
andersartige Anforderungen an den gesetzlichen Auftrag. So 
beinhaltet die Vorhaltung eines Landesbezugssystems auch die 
Sicherstellung eines Satellitenpositionierungsdienstes (SAPOS®), 
der zum einen die Vorhaltung von örtlichen Referenzstationen 
erfordert, zum anderen eine Zusammenarbeit auf europäischer 
Ebene zur Schaffung eines zuverlässigen Navigationssystems 
(europäisches Projekt GALILEO) und eines einheitlichen, geo-
dätischen Raumbezugs (ETRS 89) umfasst.

In Nummer 2 sind die unmittelbar mit dem Grund und Boden 
verbundenen Merkmale, die für die Wahrnehmung von Auf-
gaben der öffentlichen Verwaltung und für den Grundstücks-
rechtsverkehr maßgebliche Rechtsobjekte bilden, definiert. 
Das sind Flurstücke als Buchungseinheit des amtlichen Ver-
zeichnisses (Liegenschaftskataster), nach dem die Grundstü-
cke im Grundbuch benannt werden, und Gebäude als die den 
Grundstückswert maßgeblich beeinflussenden Objekte. 

Der Begriff des Gebäudes wird spezialgesetzlich näher be-
stimmt. Dies ist erforderlich, weil der Begriff in der Regel mit 
dem nicht vergleichbaren Gebäudebegriff aus dem Baurecht 
verbunden wird und dies zu einer Fehleinschätzung der aus 
§ 8 Abs. 2 folgenden Pflichten führt. Die Kriterien für ein Ge-
bäude nach der Niedersächsischen Bauordnung werden aus 
bauordnungsrechtlichen Forderungen abgeleitet; die Kriterien 
im Sinne des amtlichen Vermessungswesens orientieren sich 
dagegen an den Aufgaben des Nachweises. Bauwerke, die den 

Grund und Boden maßgeblich nachhaltig charakterisieren und 
insoweit im Interesse des Allgemeinwohls als Basisinformation 
anzusehen und damit vorzuhalten sind, unterliegen der gesetz-
lichen Nachweispflicht im Liegenschaftskataster.

Nach der bisherigen Rechtslage wird der im Gesetz nicht 
weiter bestimmte Begriff durch die amtliche Begründung in 
Anlehnung an bauordnungsrechtliche Merkmale ausgelegt. 
Diese ausschließlich an tatsächlichen Merkmalen orientierte 
Begriffsbestimmung hat sich für die Praxis als nicht hinreichend 
erwiesen. Zum einen, weil markante, zum Teil für die Infra-
struktur wesentliche Bauwerke (zum Beispiel Windenergiean-
lagen) nicht unter die Kriterien zu subsumieren sind und damit 
als Basisinformation den Nutzern zurzeit vorenthalten bleiben; 
zum anderen, weil umgekehrt untergeordnete Bauwerke (zum 
Beispiel kleine Gartenlauben oder einfache offene Carports) 
den Kriterien entsprechen, für die Nutzer und Verpflichteten 
aber informativ nachrangig und damit nicht nachvollziehbar 
nachweispflichtig sind. Dies hat bereits zu verschiedenen Land-
tagseingaben geführt; die nunmehr getroffene funktionsbe-
zogene Definition behebt diesen Mangel.

Gleichwohl bleibt der Rechtsbegriff „Gebäude” für die Praxis 
bis auf die tatsächlichen Merkmale „dauerhaft” und „Bauwerk” 
unbestimmt, weil die örtlich vorhandenen, aus Bauprodukten 
für eine Langzeitnutzung hergestellten räumlichen Anlagen für 
die Beschreibung des Grund und Bodens im Sinne dieses Geset-
zes bedeutsam sein müssen. Die Beschreibung des Grund und 
Bodens umfasst die Darstellung dauerhafter Bauwerke in Bezug 
auf ihre Verbundenheit mit der Erdoberfläche. Bedeutsam im 
Sinne dieses Gesetzes sind sie dann, wenn sie nach verkehrs-
üblicher Auffassung als Basisinformation anzusehen sind. Das 
gilt zum einen für alle dauerhaften Bauwerke mit überwie-
gend geschlossenem Raum von in der Regel mindestens 10 m2 
Grundfläche, soweit sie von Menschen betreten werden können 
und geeignet oder bestimmt sind, dem Schutz von Menschen, 
Tieren oder Sachen zu dienen; zum anderen für alle dauerhaf-
ten räumlichen Bauwerke, die diesen Kriterien nicht entspre-
chen, aber wegen ihrer infrastrukturellen Funktion bedeutsam 
sind oder das Landschafts- oder Stadtbild nachhaltig prägen 
(zum Beispiel Windräder, hohe Masten und Schornsteine, große 
Tribünen, großflächige Überdachungen, Klärbecken, größere 
Silos). Nicht dazu zählen Bauwerke, die das Landschafts- oder 
Stadtbild zwar auch nachhaltig prägen, aber durch ihre Ein-
bettung in das Gelände der Topografie zuzuordnen sind (zum 
Beispiel Deiche, Tunnel und Durchlässe).    

Nummer 3 definiert die den Grund und Boden beschreibenden 
Elemente, die die Landschaft in tatsächlicher Weise kennzeich-
nen. Dazu zählen zum einen charakteristische Merkmale der 
Landschaft wie wesentliche bauliche Einrichtungen und an-
dere Anlagen, soweit es sich nicht um Gebäude im Sinne der 
Nummer 2 handelt (zum Beispiel Gleisanlagen, Tunnel, Brü-
cken, Brunnen, Stadtmauern oder Ruinen) oder besondere 

§
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Vegetationsmerkmale (zum Beispiel auffälliger Bewuchs), zum 
anderen ordnende Elemente der Landschaft wie die tatsäch-
liche Nutzung (Flächen gleichartiger Bodenbedeckung, gleichen 
Bewuchses oder vergleichbarer Bebauung und Zweckbestim-
mung) und, des weiteren Geländeformen (Geländehöhen, 
Reliefformen).

Nummer 4 bestimmt die den Grund und Boden beschreibenden 
öffentlich-rechtlichen Merkmale. Darunter fallen durch Rechts-
vorschrift begründete öffentlich-rechtliche Beschränkungen 
(zum Beispiel Schutzgebiete), Belastungen (zum Beispiel Alt-
lasten) und andere Eigenschaften (zum Beispiel Ergebnisse der 
amtlichen Bodenschätzung oder Zuständigkeitsbereiche von 
Gebietskörperschaften und Verwaltungen).

Entgegen der bisherigen Regelung, nach der Hinweise auf öf-
fentlich-rechtliche  Festlegungen nur attributiv als untergeord-
nete Hinweise zum Flurstück geführt werden, soll dieser Daten-
bestand rechtssystematisch künftig entsprechend seiner zuneh-
menden Bedeutung selbständig transparent gemacht werden. 
So wie privatrechtlich begründete Lasten und Beschränkungen 
zentral im Grundbuch offenbar werden, können wesentliche 
öffentlich-rechtliche „Belastungen und Beschränkungen“ durch 
die Nachweise des amtlichen Vermessungswesens überregional 
gebündelt aufgezeigt werden. Als „Achtungshinweise“ sollen 
die Hinweise zum einen gewährleisten, dass den Rechtsver-
kehr beeinflussende öffentlich-rechtliche Gegebenheiten zur 
Grundstücksbeschaffenheit einfach erkannt werden können, 
so dass alle Beteiligten zielgerichtet und zuverlässig auf die 
Fachdatenbestände der zuständigen Stellen verwiesen werden 
und ein hohes Maß an Rechtssicherheit erreicht wird; zum an-
deren sollen die zuständigen Stellen durch diese Verknüpfung 
Veränderungen in den Eigentumsstrukturen „automatisch“ 
nachvollziehen können, so dass sie schnell und zuverlässig 
den aktuellen Bezug zu den mit den Festlegungen rechtlich 
verknüpften Rechtspersonen herstellen können. Anders als 
im Grundbuch haben die Hinweise auf öffentlich-rechtliche 
Festlegungen aber in der Regel keinen konstitutiven, sondern 
nur nachrichtlichen Charakter. Eine Ausnahme bilden die 
„Hinweise” auf die Ergebnisse der amtlichen Bodenschätzung 
nach dem Bodenschätzungsgesetz (im folgenden: BodSchätzG). 
Der historisch gewachsene Nachweis dieser „Hinweise” ist im 
Gegensatz zu anderen Hinweisen auf öffentlich-rechtliche 
Festlegungen gleichzeitig der (einzige) offizielle Nachweis der 
Bodenschätzung. Das ergibt sich daraus, dass rechtssystematisch 
erst durch die Übernahme der durch die zuständige Behörde 
(Finanzamt) rechtskräftig festgestellten Ergebnisse in das Lie-
genschaftskataster die Beziehung zum Grundbesitz geschaffen 
wird. Die Verknüpfung der Schätzungsflächen mit den Flurstü-
cken schafft und ermöglicht der Finanzverwaltung nachfolgend 
die Feststellung der Einheitswerte landwirtschaftlich genutzter 
Grundstücke, sodass die Übernahme in diesem Fall konstitutiven 
Charakter hat. Dem steht nicht entgegen, dass die Ergebnisse 
der amtlichen Bodenschätzung begriffssystematisch zu den 

Hinweisen auf öffentlich-rechtliche Festlegungen gehören. 
Hinzu kommt, dass sie unabhängig von ihrer Bedeutung für 
die Feststellung der Einheitswerte inzwischen eine wesentliche 
Grundlage für Entscheidungen im Umweltbereich, zum Beispiel 
für das Bodenkataster, bilden.

Nummer 5 definiert die Angaben des amtlichen Vermessungswe-
sens als die mit dem Grund und Boden verbundenen Angaben, 
an denen ein sachbezogenes öffentliches Informationsinteresse 
im Sinne dieses Gesetzes besteht (amtliche Geobasisdaten). Das 
sind die Daten, die das Landesbezugssystem, die Topografie, die 
Liegenschaften und Hinweise auf öffentlich-rechtliche Festle-
gungen geodätisch bestimmen und so charakterisieren, dass sie 
hinsichtlich ihrer Funktion nach diesem Gesetz eindeutig visu-
alisiert werden können. Dazu zählen vor allem Bestimmungs-
elemente des Landesbezugssystems, die eine Ortsbestimmung 
ermöglichen und Objekte und Attribute der Topografie und 
Liegenschaften, die eine Abbildung der realen Welt ermög-
lichen und im Fall der Liegenschaften gewährleisten, dass sie 
im Sinne der Funktion des Grundbuchs rechtlich identifiziert 
(zum Beispiel Flurstücksnummern, amtliche Bezeichnungen) 
und in ihren Grenzen bestimmt (zum Beispiel Koordinaten 
der grenzbestimmenden Punkte, Grenzlängen) werden kön-
nen. Bei den Hinweisen auf öffentlich-rechtliche Festlegungen 
zählen dazu das Objekt (Art der öffentlich-rechtlichen Festle-
gung), durch das der Raumbezug hergestellt wird, sowie die 
Attribute „zuständige Stelle“ und „Verknüpfungsmerkmal zum 
Fachdatenbestand der zuständigen Stelle“. In der Regel sind das 
die Inhalte der amtlichen Nachweise im Sinne des § 1 Abs. 1: 
Amtliches Liegenschaftskataster-Informationssystem (ALKIS“), 
zurzeit realisiert durch das Automatisierte Liegenschaftsbuch 
(ALB) und die Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK), Amtli-
ches Topographisch-Kartographisches Informationssystem (AT-
KIS“), Amtliches Festpunkt-Informationssystem (AFIS“). Nicht 
dazu zählen die in der Regel nur mit vermessungstechnischen 
Sachverstand interpretierbaren Angaben aus den Katasterakten 
oder Inhalte des Fortführungsdokumente-Informationssystems 
(FODIS), wozu vor allem die Angaben aus der Erfassung (zum 
Beispiel aus den Fortführungsrissen und Berechnungen), aus 
den Verwaltungsverfahren (zum Beispiel aus den Niederschrif-
ten zur Grenzfeststellung und Abmarkung) und aus den histori-
schen Unterlagen (zum Beispiel aus den Kupons, Rezessen und 
Stückvermessungshandrissen) gehören. Mit dieser Klarstellung 
wird der Rahmen des inhaltlichen  Rechtsanspruchs der Stellen 
nach § 6 Abs. 4 und der Bürgerinnen und Bürger nach § 6 
abgegrenzt und die Rechtssicherheit der in den Geschäftsver-
kehr gelangten Angaben des amtlichen Vermessungswesens 
gewährleistet.

Erweiterte Begründung
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Nummer 6 definiert die Standardpräsentationen als die für 
das menschliche Auge aufbereiteten Visualisierungen von 
amtlichen Geobasisdaten (amtliche Präsentationen), an deren 
landesweiter Vorhaltung und einheitlicher Bereitstellung, vor 
allem im Hinblick auf die Abgabe durch andere Aufgabenträger, 
im Sinne dieses Gesetzes ein öffentliches Interesse besteht (stan-
dardisierte amtliche Präsentationen). Um welche Präsentatio-
nen es sich im Einzelnen handelt, richtet sich grundsätzlich nach 
dem objektiv gesellschaftlichen Bedarf sowie den allgemeinen 
informations- und kommunikationstechnologischen Vorausset-
zungen. Ein objektiv gesellschaftlicher Bedarf ist in der Regel 
anzunehmen für Präsentationen, die allgemein einer objektiven 
Information über die wesentliche Beschaffenheit und Struktur 
des Landes dienen und den allgemeinen Geschäftsverkehr, vor 
allem in rechtlichen Grundstücksangelegenheiten, sichern oder 
erleichtern. Dazu zählen zum Beispiel die Topografischen Kar-
ten und Auszüge aus dem Liegenschaftskataster, die mit einem 
zweckbestimmten Inhalt regelmäßig als Vorlage von anderen 
Behörden gefordert werden. Im Gegensatz zu anderen amtli-
chen Präsentationen wird mit den standardisierten („konfek-
tionierten“) amtlichen Präsentationen gewährleistet, dass die 
jeweiligen Inhalte für das menschliche Auge kartografisch und 
qualitativ so aufbereitet sind, dass sie für jeden durchschnittlich 
vernünftig denkenden Nutzer ohne weitere Hilfsmittel richtig 
erkannt werden können. Insoweit unterscheiden sie sich auch 
von anderen (nutzerspezifischen) amtlichen Präsentationen, die 
in der Regel nur für einseitige Zwecke mit nur selektiv karto-
grafisch eindeutig aufbereitetem Inhalt erzeugt werden; dazu 
zählen vor allem auch amtliche Präsentationen in automati-
sierten Abrufverfahren, die maßstabsfrei und damit in einer 
kartografisch nicht angepassten Form Angaben des amtlichen 
Vermessungswesens visualisieren.

Mit Nummer 7 wird der Fachbegriff „Bereitstellen“ erläutert 
und so die Verknüpfung zum Datenschutzrecht geschaffen. 
Ergänzend zur Begriffsbestimmung des Niedersächsischen Da-
tenschutzgesetzes (im folgenden: NDSG) wird dabei klargestellt, 
dass unter dem datenschutzrechtlichen Begriff „Übermittlung“ 
auch die Auskunft verstanden wird; der datenschutzrechtlichen 
Begriff „Weitergabe“ ist durch den Begriff „Abgabe“ fachlich 
eindeutiger bestimmt. Die Auskunft ist – rechtssystematisch in 
Anlehnung an das geltende Recht – insoweit hervorzuheben, 
als ihr im amtlichen Vermessungswesen faktisch eine besondere 
Bedeutung zukommt. Dies gilt vor allem im Hinblick auf die 
Abgrenzung zu den „nicht amtlichen Auskünften“, das heißt zu 
mündlichen, schriftlichen oder anders visualisierten Aussagen 
anderer (Dritter) zu amtlichen Geobasisdaten. Die Auskunft ist 
eine wort-, zahlgetreue oder sinngemäße Bereitstellung von 
Geobasisdaten, die in der Regel mit einer fachlichen Interpre-
tation verbunden ist. Zur Auskunft im Sinne dieses Gesetzes 
zählen vor allem die mündlichen und schriftlichen Auskünfte 
aus den Nachweisen (Präsentationsauskünfte) sowie örtliche 

Auskünfte (Realauskünfte) zu Sachverhalten zu den Liegen-
schaften.

In Nummer 8 werden die für Liegenschaften bedeutsamen 
Eigentumsangaben bestimmt. Dies dient der Transparenz im 
Sinne des Datenschutzrechts und soll die mit dem Volkszäh-
lungsurteil geforderte Normenklarheit schaffen.

Erweiterte Begründung
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Zu § 3 Liegenschaftskataster

Liegenschaften kommen im Rechtsverkehr eine be-
sondere Bedeutung zu. § 3 trifft die erforderlichen 
Spezialregelungen zu ihrer Führung in den Nachwei-
sen, schafft die Verweisung zu anderen amtlichen

Verzeichnissen und begründet den Nachweis erforderlicher
personenbezogener Daten im Sinne des Niedersächsischen 
Datenschutzgesetzes.

Absatz 1 Halbsatz 1 bestimmt den Rechtscharakter des Nach-
weises der Liegenschaften in Verbindung mit den Hinweisen auf 
öffentlich-rechtliche Festlegungen und erklärt ihn zum Liegen-
schaftskataster; materiell entspricht dies dem geltenden Recht. 
Halbsatz 2 schafft zum einen die Verknüpfung zur Verweisungs-
norm des § 2 Abs. 2 der Grundbuchordnung (im Folgenden: 
GBO), wonach die Grundstücke nach den in den Ländern ein-
gerichteten amtlichen Verzeichnissen (Liegenschaftskataster) 
benannt werden, zum anderen zur Verweisungsnorm des § 11 
BodSchätzG, der die Übernahme der rechtskräftig festgestell-
ten Schätzungsergebnisse in das Liegenschaftskataster normiert 
und das Liegenschaftskataster damit faktisch zum amtlichen 
Nachweis der Bodenschätzungsergebnisse deklariert.

Absatz 2 stellt sicher, dass die Liegenschaften so nachgewie-
sen werden, dass sie ihre rechtliche Funktion erfüllen können. 
Satz 1 normiert für diese Objekte das Spezialitätsprinzip: sie 
müssen identifizierbar und in ihren Begrenzungen bestimmbar 
sein. Das beinhaltet, dass Angaben zu ihrer Bezeichnung (zum 
Beispiel: amtliche Bezeichnung, Eigennamen) und zu ihrer 
räumlichen Ausdehnung (zum Beispiel: geometrische Form) 
auf der Basis des Landesbezugssystems zu führen sind. Je nach 
öffentlich-rechtlicher Funktion der Inhalte für den Rechtsver-
kehr sind darüber hinaus weitere Merkmale zu führen, deren 
Rechtsgrundlage mit Satz 2 gegeben wird. So muss zum Bei-
spiel der Umfang des Flurstücks im Rechtsverkehr genau und 
zuverlässig örtlich bestimmbar sein; deshalb sind zu seiner 
Begrenzung Grenzpunkte mit Vermessungszahlen zu führen. 
Weiterhin zählen dazu die Flächengröße, liegenschaftsrechtli-
che Vermerke wie Hinweise auf anhängige Rechtsbehelfsverfah-
ren und Lagebezeichnungen. Satz 3 begründet den Nachweis 
von Eigentumsangaben; dies ergibt sich aus der Verbindung 
mit dem Grundbuch und ist sowohl für die Basisfunktion des 
Liegenschaftskatasters als auch für die Führung des Nachwei-
ses unabdingbar. Außerdem bilden die Eigentumsangaben 
im Liegenschaftskataster für nicht im Grundbuch gebuchte 
Grundstücke den einzigen geschlossenen Eigentumsnachweis. 
Die Regelung entspricht der bisherigen Rechtsgestaltung und 
dient der Harmonisierung mit dem Niedersächsischen Daten-
schutzgesetz. Zu den in der Verordnung nach § 10 Nr. 3 zu 
bestimmenden weiteren Inhabern grundstücksgleicher Rechte 
gehören insbesondere die Gebäudeeigentümer gemäß § 144 
GBO in der Deutschen Demokratischen Republik (zum Beispiel 
im früheren Amt Neuhaus). Satz 4 schafft die Grundlage zum 

Nachweis von Verknüpfungsmerkmalen zu anderen Informa-
tionssystemen. Dies ergibt sich zum einen aus dem Nachweis 
auf Hinweise zu öffentlich-rechtlichen Festlegungen, zum an-
deren aus der Basisfunktion der Angaben des Liegenschaftska-
tasters. Über das Verknüpfungsmerkmal werden gegenseitige 
Mitteilungsverfahren (zum Beispiel bei öffentlich-rechtlichen 
Festlegungen nach dem Flurbereinigungsgesetz) gesteuert und 
nutzerorientierte (berechtigte) Bereitstellungen von Angaben 
(zum Beispiel die Bereitstellung von Flurstücksangaben, die ei-
nem Wasser- und Bodenverband angehören) ermöglicht.

Absatz 3 schafft die Verwaltungskompetenz zur Behandlung 
fehlerhafter oder widersprüchlicher Inhalte. Die Vorschrift 
schließt eine Lücke im bisherigen Recht. Eine solche gesetzli-
che Ermächtigung ist nach geltender Rechtsprechung dann für 
das einseitige staatliche Handeln Voraussetzung, wenn mit der 
Berichtigung in das Eigentum der Betroffenen, denen ansonsten 
die Vermutungswirkung des § 891 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs (im Folgenden: BGB) zur Seite steht, eingegriffen wird. 
Dies gilt vor allem für die Berichtigung unrichtiger grafischer 
Darstellungen von Flurstücken (so genannte Zeichenfehler). 
Eine nicht von Amts wegen korrigierbare Unrichtigkeit wäre 
nicht mit dem öffentlichen Interesse an einem zuverlässigen 
Informationssystem vereinbar, denn Verwaltungsentscheidun-
gen aufgrund solcher Angaben (zum Beispiel die Festlegung 
der Einheitswerte für die Grundsteuer) gründeten dann auf 
erkannt unrichtiger Grundlage.

Absatz 4 entspricht geltendem Recht. Satz 1 begründet das 
fachspezifische Rechtsinstitut der Offenlegung, das sich als 
Bekanntgabeform von Eintragungen bei einer Vielzahl von 
Betroffenen (vor allem bei umfangreichen Erneuerungen der 
Nachweise oder bei der Übernahme von Ergebnissen anderer 
öffentlich-rechtlicher Verfahren) bewährt hat. Es vereinfacht 
umfangreiche Verwaltungsverfahren, ähnlich wie die öffentli-
che Bekanntmachung; abweichend davon wird aber der verfü-
gende Teil der Verwaltungsakte wegen des Datenschutzes nicht 
ortsüblich bekannt gemacht, sondern für die Beteiligten zur 
Einsicht ausgelegt. Die Konkretisierung des bisherigen Rechts 
auf „mehr als zehn Betroffene“ entspricht den Regelungen des 
Niedersächsischen Naturschutzgesetzes, das entsprechende Ver-
fahrenserleichterungen bei Eintragung besonders geschützter 
Biotope vorsieht. Satz 2 und 3 bestimmt das Verfahren dem 
Grunde nach.  

§

Erweiterte Begründung
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Zu § 4 Grenzfeststellung, Abmarkung

Die Bedeutung des Flurstücks als Teil des Rechtsobjekts 
„Grundstück” verlangt, dass auch verbindliche Aus-
sagen zu seinem örtlichen Umfang gemacht werden
können. Die Grenzfeststellung und die Abmarkung

sind regelmäßig die dazu erforderlichen Rechtsinstrumente. 
Darüber hinaus wird künftig mit dem Grenzfeststellungsver-
trag die Handlungsform des öffentlich-rechtlichen Vertrages 
bereichsspezifisch zugelassen.

Absatz 1 entspricht dem Grunde nach geltendem Recht. Ge-
genüber den bisherigen Vorschriften wird aber auf die aus 
fachlicher Sicht nicht mehr erforderliche fachspezifische Form 
der Anhörung in einem Grenztermin verzichtet; sie regelt sich 
nunmehr ausschließlich nach dem Verwaltungsverfahrensgesetz 
(VwVfG). Der Begriff „von Amts wegen“ ist durch „im öffentli-
chen Interesse erforderlich“ ersetzt worden. Der Regelfall ist die 
antragsbezogene Grenzfeststellung. Ohne einen vorliegenden 
Antrag kann sie erforderlich werden, wenn zum Beispiel ein 
öffentliches Interesse an einem einwandfreien Grenzverlauf 
besteht, beteiligte Eigentümer jedoch keinen Anlass sehen; 
dies kann auf Grenzen zutreffen, die noch weitergehende Be-
deutungen (zum Beispiel als Landes- oder Kommunalgrenze) 
haben. Die Grenzfeststellung konkretisiert die nachgewiesenen 
Rechtsobjekte (Grundstück, Flurstück) in der Natur; sie bewirkt 
in dem Moment der Feststellung die vorübergehende, augen-
blickliche Realisierung des Buchungsgegenstandes Flurstück. Im 
Gegensatz zur „bloßen“ örtlichen Auskunft zu Sachverhalten 
der Liegenschaften wird mit der Grenzfeststellung die rechts-
verbindliche Aussage zur örtlichen Lage der im Liegenschafts-
kataster nachgewiesenen Flurstücksgrenze getroffen, von der 
in Folge die Vermutungswirkung nach § 891 BGB ausgeht.

Absatz 2 führt als bereichsspezifische Form den Grenzfeststel-
lungsvertrag ein. Er ist ein öffentlich-rechtlicher Vergleichsver-
trag im Sinne von § 55 VwVfG, der vor allem die Lösung atypi-
scher Fälle zur Feststellung von Flurstücksgrenzen ermöglicht. 
Damit ist es anders als bisher möglich, einen zweifelhaften 
Grenznachweis (Ungewissheit im Sinne von § 55 VwVfG) öf-
fentlich-rechtlich durch Vereinbarung mit den Betroffenen zu 
bereinigen; die Beteiligten müssen nicht mehr zwingend auf 
den ordentlichen Rechtsweg verwiesen werden. Im Übrigen 
entspricht diese vertragliche Handlungsform einem modernen, 
partnerschaftlichen Verwaltungshandeln, das die Betroffenen 
in das Verwaltungsgeschehen verantwortlich einbezieht. 

Absatz 3 regelt die Fälle, in denen der Grenznachweis zwei-
felhaft ist und diese Zweifel nicht durch Vereinbarung mit 
den Betroffenen beseitigt werden können. Die betroffenen 
Flurstücksgrenzen sind im Liegenschaftskataster zu kennzeich-
nen. Die Kennzeichnung entspricht in ihrer Funktion der Ein-
tragung eines Amtswiderspruchs im Grundbuch. Die Wirkung 
des § 892 BGB (Öffentlicher Glaube), die sich nach höchstrich-

terlicher Rechtsprechung auch auf die Bestandsangaben des 
Liegenschaftskatasters erstreckt, wird dadurch aufgehoben. 
Sie dient dem Vertrauensschutz des Liegenschaftskatasters als 
amtlichem Verzeichnis im Sinne des § 2 Abs. 2 GBO, wenn ein 
unsicherer Grenzverlauf offenkundig ist. Außerdem soll die 
zuständige Vermessungs- und Katasterbehörde dadurch vor 
Regressansprüchen geschützt werden.

In Absatz 4 wird gegenüber den bisherigen Vorschriften auf 
den aus fachlicher Sicht nicht mehr erforderlichen staatli-
chen Abmarkungsanspruch verzichtet. Der bisher normierte 
staatliche Abmarkungsanspruch hat an Bedeutung verloren. 
Aus fachlicher Sicht kann das Grundstück als Gegenstand des 
Eigentumsschutzes nach Artikel 14 Abs. 1 des Grundgesetzes 
inzwischen auch ohne das Hilfsmittel der örtlichen Kenn-
zeichnung jederzeit zuverlässig in seinen Grenzen bestimmt 
werden. Dies gilt auch für vorgesehene Flurstücksgrenzen 
(Grenzen für grundbuchliche Teilungen) und für Grenzen, de-
ren Verlauf durch Gerichtsentscheidungen oder aufgrund eines 
Gesetzes (zum Beispiel des Wassergesetzes) festgelegt worden 
sind. Insoweit ist das öffentliche Interesse an der Abmarkung 
gegenüber dem privatrechtlichen Interesse an der damit ver-
bundenen beweiserleichternden Funktion (Kennzeichnung des 
örtlichen Besitzes) in der Regel von untergeordneter Bedeu-
tung. Dem verbleibenden öffentlichen Interesse der Vorsorge 
für den Grenzfrieden wird rechtlich durch das auch einseitige 
(gegebenenfalls entgegen dem Willen des Nachbarn) Antrags-
recht der Bürgerinnen und Bürger sowie die Duldungspflicht 
in Verbindung mit dem Mitwirkungsgebot nach § 919 BGB 
und der Strafvorschrift nach § 274 des Strafgesetzbuchs (StGB) 
Rechnung getragen. Darüber hinaus wird in der Praxis durch 
fachliche Beratung der Aufgabenträger sichergestellt, dass 
Betroffene über Vor- und Nachteile einzelner Dienstleistun-
gen regelmäßig informiert sind. Die Option für das Land, im 
öffentlichen Interesse abzumarken, bleibt davon unabhängig 
aber bestehen.

Absatz 5 schafft in Anlehnung an die Bestimmungen zur 
Bekanntgabe von Eintragungen in den Nachweis nach § 3 
Abs. 4 sinngemäße Erleichterungen; besonders gilt das für 
umfangreiche Grenzfeststellungs- und Abmarkungsverfahren, 
zum Beispiel bei Straßen- oder Gewässervermessungen. 

§

Erweiterte Begründung
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Zu § 5 Bereitstellung

Die Aufgabe des amtlichen Vermessungswesens,
wesentliche Angaben zum Grund und Boden als
Basisinformation bereitzustellen, korrespondiert
mit dem Anspruch der Gesellschaft, diese Basisin-

formationen zu nutzen. Diesem Öffentlichkeitsgrundsatz
steht das informationelle Selbstbestimmungsrecht entgegen, 
soweit Angaben des amtlichen Vermessungswesens durch die 
Verbindung des Grund und Bodens mit Eigentumsrechten zu 
personenbezogenen Angaben werden. Seit Anlegung des Ka-
tasters 1870 wird dieser „Interessenkonflikt“ bei der Nutzung 
der amtlichen Nachweise in Anlehnung an das Grundbuchrecht 
über das berechtigte Interesse geregelt. Die Entwicklungen in 
der Informations- und Kommunikationstechnologie und die 
daraus folgende Normierung des Datenschutzes erfordern 
darüber hinaus eine Spezifizierung: § 5 regelt insoweit die 
Bereitstellung von Angaben des amtlichen Vermessungs-
wesens spezialgesetzlich neu. Die Regelung basiert auf den 
Grundsätzen des Datenschutzrechts und schafft nur für die 
Fälle, in denen das Interesse der Allgemeinheit gegenüber den 
schutzwürdigen Interessen Betroffener überwiegt, besondere 
Bestimmungen. Abweichend vom Datenschutzrecht werden die 
nachgewiesenen – vom datenschutzrechtlichen Grundsatz her 
– personenbezogenen Angaben hinsichtlich der Bereitstellung 
nach ihrer Sensibilität differenziert „freigegeben“: Die bloßen 
Angaben zum Grund und Boden sind künftig grundsätzlich 
uneingeschränkt zugänglich (öffentlich); Eigentumsangaben, 
durch deren Verknüpfung der Personenbezug erst ermöglicht 
wird, bleiben weiterhin beschränkt öffentlich. Die bisherige 
Regelung, nach der alle Angaben des Liegenschaftskatasters 
nur beschränkt öffentlich sind, ist wegen der grundsätzlichen 
Bedeutung der Geobasisinformationen für Entscheidungen in 
Recht, Verwaltung und Wirtschaft im Interesse der Allgemein-
heit nicht mehr vertretbar. Die Interessen Betroffener bleiben 
allerdings auch hinsichtlich der bloßen Angaben zum Grund und 
Boden dann gewahrt, wenn offensichtlich ist, dass überwiegen-
de schutzwürdige Interessen Betroffener einer Bereitstellung 
entgegenstehen. Damit wird auch der bislang uneingeschränkte 
(öffentliche) Zugriff auf die Angaben zur Topografie, vor allem 
in den Luftbildern, mit dem Datenschutzrecht harmonisiert. 
Diese spezialgesetzliche Regelung schafft insoweit einen sach-
gerechten Ausgleich zwischen dem Interesse der Allgemeinheit 
an einer optimalen Nutzung von amtlichen Geobasisdaten und 
den berechtigten, schutzwürdigen Belangen Betroffener. 

Absatz 1 regelt in Verbindung mit der Begriffsbestimmung nach 
§ 2 Nr. 7 die Bereitstellung vom Grundsatz her. Danach wird prin-
zipiell jeder natürlichen oder juristischen Person ein Anspruch 
darauf gewährt, Angaben des amtlichen Vermessungswesens 
und Standardpräsentationen zu erhalten und zu verwenden. 
Dieser Grundsatz findet seine Grenzen dann, wenn öffentliche 
Interessen einerseits oder offensichtlich überwiegende schutz-
würdige Interessen Betroffener andererseits dem entgegenste-

hen. Ersteres kann beispielsweise auf Angaben zu bestimmten 
Punkten des Deutschen Haupthöhennetzes zutreffen, die zur 
Sicherung des Netzes nur der zuständigen Vermessungs- und 
Katasterbehörde zugänglich bleiben dürfen. Der zweite Fall 
ist anzunehmen bei der Bereitstellung von Eigentumsanga-
ben und kann in anderen Fällen gegeben sein: zum Beispiel 
bei der Bereitstellung von Angaben, die der Präsentation von 
Luftbildern dienen, wenn die Bildauflösung offensichtlich ein 
Erkennen von persönlichen oder sachlichen Verhältnissen be-
stimmter oder bestimmbarer natürlicher Personen zulässt. Wie 
an Betroffene und Dritte im Einzelfall übermittelt wird, zum 
Beispiel durch Abgabe (Weitergabe), Auskunft, Einsicht oder 
durch Abruf über Datenleitung oder Internet, und in welcher 
Art, zum Beispiel herkömmlich analog oder digital, bestimmt 
sich nach dem Antrag und den tatsächlichen kommunikati-
onstechnologischen Möglichkeiten.

Absatz 2 konkretisiert in Verbindung mit der Begriffsbestim-
mung nach § 2 Nr. 8 den Vorbehalt zur Bereitstellung von 
Eigentumsangaben. Wegen der Funktion des Liegenschafts-
katasters einerseits als amtliches Verzeichnis für das Grundbuch 
und andererseits als Basisinformationssystem des amtlichen 
Vermessungswesens werden die Zugangskriterien zu diesen 
„direkt“ personenbezogenen Daten in Anlehnung an die 
Rechtssystematik des Niedersächsischen Datenschutzgesetzes, 
spezialgesetzlich festgelegt und insoweit mit dem Datenschutz-
recht harmonisiert.

Satz 1 bestimmt, für wen und für welche Zwecke (Niedersäch-
sisches Datenschutzgesetz: Erforderlichkeitsprinzip) Eigen-
tumsangaben überhaupt bereitgestellt werden. Nach Num-
mer 1 gilt das explizit für Behörden und sonstige öffentliche 
Stellen, wenn sie die Angaben zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
benötigen. Darunter fallen vor allem die Stellen nach § 2 
Abs. 1 und 3 NDSG, wozu auch ÖbVI und Notarinnen und 
Notare als Beliehene sowie die der Aufsicht des Landes 
unterstehenden Wasser- und Bodenverbände zählen. Num-
mer 2 regelt die Bereitstellung von Eigentumsangaben dar-
über hinaus - entsprechend dem geltenden Recht - für alle 
„Anderen“, das heißt für Personen und Stellen außerhalb des 
öffentlichen Bereichs, wenn sie ein berechtigtes Interesse dar-
legen. Das Kriterium des berechtigten Interesses entspricht dem 
im Grundbuchrecht entwickelten voraussetzungsgebundenen 
Benutzungsanspruch, der durch die Rechtsprechung und die 
bisher danach geübte Praxis so gefestigt ist, dass ein bewährter 
Ausgleich zwischen den (Niedersächsisches Datenschutzgesetz: 
schutzwürdigen) Interessenlagen betroffener Eigentümer und 
der Allgemeinheit erreicht werden kann. Danach muss der 
Antragsteller ein verständiges, durch die Sachlage gerechtfer-
tigtes Interesse darlegen. Das heißt, er muss sachliche Gründe 
so vorbringen, dass die zuständige Stelle überzeugt wird, dass 
die Verfolgung unbefugter Zwecke oder bloßer Neugier aus-
geschlossen erscheint.

§
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Mit Satz 2 Halbsatz 1 wird geregelt, für wen und unter wel-
chen Voraussetzungen ein automatisiertes Abrufverfahren 
(§ 12 NDSG) eingerichtet werden kann. Die schutzwürdigen 
Interessen Betroffener werden dabei im Rahmen der Abwägung 
Öffentlichkeitsprinzip – informationelles Selbstbestimmungs-
recht einerseits durch die Voraussetzungen des Satzes 1 und 
andererseits dadurch gewahrt, dass die tatsächliche Bereitstel-
lung der Angaben nachvollziehbar geprüft werden kann. Dies 
wird vor allem dadurch gewährleistet, dass der automatisierte 
Zugriff kommunikationstechnologisch durch Maßnahmen zur 
Authentifizierung und Autorisierung des Datenempfängers 
sowie durch Protokollierung von Zeitpunkt, Art und Umfang 
der bereitgestellten Daten nachvollziehbar gesteuert wird. 
Nummer 1 regelt den automatisierten Abruf (übereinstimmend 
mit § 12 Abs. 4 Satz 2 NDSG) für diejenigen, die ein dingliches 
Recht an einem Grundstück haben (Betroffene) hinsichtlich des 
Zugriffs auf das jeweilige Grundstück. Nummer 2 knüpft an die 
bisherige (Verordnungs-)Regelung an und ermöglicht wegen 
der Funktion der Nachweise des amtlichen Vermessungswesens 
als Basisinformationssystem den automatisierten Abruf den in 
Satz 1 Nr. 1 genannten Stellen für ihren Zuständigkeitsbereich; 
die schutzwürdigen Interessen Betroffener werden in diesen 
Fällen zudem durch die Bindung dieser Stellen an die Bestim-
mungen des Niedersächsischen Datenschutzgesetzes oder des 
Bundesdatenschutzgesetzes gewahrt. Nummer 3 bestimmt, dass 
(abweichend vom Grundsatz des §12 Abs. 4 NDSG) Abrufverfah-
ren auch für Personen und Stellen außerhalb des öffentlichen 
Bereichs eingerichtet werden können. Die Bindung an das be-
rechtigtes Interesse nach Satz 1 sowie die Einschränkung auf den 
diesem Interesse zugrunde liegenden Raum (zum Beispiel be-
troffene Flurstücke oder Fluren) und die zeitliche Beschränkung 
des Zugriffs stellen sicher, dass auch in diesen Fällen schutzwür-
dige Interessen Betroffener gewahrt bleiben. Mit dieser Rege-
lung soll vor allem gewährleistet werden, dass auch von nicht 
öffentlichen Stellen, die öffentliche Aufgaben oder Aufgaben, 
deren sachgerechte Erledigung im öffentlichen Interesse liegt, 
das Basisinformationssystem des amtlichen Vermessungswesen 
effizient nutzen können. Unter diese Regelung können zum 
Beispiel Versorgungsunternehmen wegen des öffentlichen In-
teresses an einer sachgerechten Einrichtung, Unterhaltung und 
Dokumentation von Leitungsnetzen und gemeinnützige Unter-
nehmen mit städtischen oder ländlichen Planungs- und Entwi-
cklungsaufgaben fallen. Halbsatz 2 stellt klar, dass unter den 
gegebenen Voraussetzungen Behörden und öffentliche Stellen 
(abweichend von § 11 NDSG) auch regelmäßig gebietsdeckend 
Eigentumsangaben erhalten können.

Absatz 3 schützt die Angaben des amtlichen Vermessungswe-
sens und die Standardpräsentationen hinsichtlich ihrer Verwen-
dung (Verwertung und Wiedergabe) durch einen Vorbehalt. 
Diese, außerhalb des Urheberrechts geregelte Schutzvorschrift, 
ergibt sich aus der gesetzlichen Aufgabe des amtlichen Ver-
messungswesens. Entgegen dem Urheberrecht, das auf den 
Werkgenuss durch den Urheber abstellt und von der Entgelt-

lichkeit geprägt ist, stehen bei den Angaben des amtlichen 
Vermessungswesens und den Standardpräsentationen Gründe 
der Rechts- und Verkehrssicherheit im Vordergrund.

Das repressive Verwendungsverbot mit Befreiungsvorbehalt 
des Satzes 1 soll gewährleisten, dass die nach diesem Gesetz 
bereitgestellten, in die Öffentlichkeit gebrachten Angaben 
(und Präsentationen) dem amtlichen Stand (vor allem hin-
sichtlich ihrer Vollständigkeit und Aktualität) auch tatsächlich 
entsprechen. Dies gilt zum einen hinsichtlich einer Verwertung 
für nichteigene oder wirtschaftliche Zwecke, zum anderen hin-
sichtlich einer öffentlichen Wiedergabe. Die im Umkehrschluss 
zweckgebundene Freigabe (eigene nichtwirtschaftliche Zwe-
cke oder private Wiedergabe) ist vertretbar, weil der Eigen-
verwender die Vollständigkeit und Aktualität selbst beurteilen 
kann und die Verwertung und Wiedergabe in seinem Verant-
wortungsbereich verbleibt. Die Erlaubnispflicht greift insoweit 
für jede Verwertung, die über die private oder, bezogen auf 
die Rechtsform, betriebsinterne Nutzung (eigene Zwecke) hi-
nausgeht (dies gilt auch für Behörden, soweit sie Angaben des 
amtlichen Vermessungswesens außerhalb ihrer Verwaltungsor-
ganisation verwenden wollen, zum Beispiel für die Weitergabe 
an andere Stellen desselben Rechtsträgers) oder darauf abzielt, 
außerhalb des Betriebs finanzielle Gewinne oder vergleichbare 
Vorteile zu erwirtschaften (wirtschaftliche Zwecke). Unter dem 
Begriff „Verwertung“ im Sinne dieses Gesetzes ist vor allem die 
Verwendung in gegenständlicher oder „körperlicher Form“ zu 
verstehen; dazu zählen besonders das Vervielfältigen (Herstel-
lung von Vervielfältigungsstücken, zum Beispiel durch Nach-
drucken, Fotokopieren, Mikroverfilmen, Digitalisieren oder 
Scannen), das Verbreiten (öffentliches Anbieten oder „in den 
Verkehr bringen“ des Originals oder der Vervielfältigungsstü-
cke) sowie die Ausstellung derselben. Die Erlaubnispflicht greift 
weiterhin für jede öffentliche Wiedergabe, worunter im Sinne 
dieses Gesetzes vor allem die Verwendung in „unkörperlicher 
Form“ zu verstehen ist. Dazu zählt besonders die Verwendung 
in den neuen Medien, zum Beispiel im Internet. Als öffentlich 
in diesem Sinne gilt eine Wiedergabe, sobald sie der Öffent-
lichkeit zugänglich gemacht wird, das heißt eine Mehrzahl von 
Personen erreichen kann, es sei denn, dass die Personen durch 
persönliche Beziehungen zum Verwender verbunden sind. 

Der Erlaubnis unterliegen die Angaben des amtlichen Ver-
messungswesens an sich. Entgegen der bisherigen Rechtslage, 
die nur Präsentationen der Angaben des amtlichen Vermes-
sungswesens (Luftbilder, Topografische Karten, Auszüge aus 
den Nachweisen) schützt, sind nunmehr bereits die einzelnen 
Angaben selbst geschützt. Damit wird der spezialgesetzliche 
Schutz auch hinsichtlich der vielfältigen neuen Möglichkeiten 
der Kommunikationstechnik gesichert, etwa für die Entnahme 
von einzelnen Daten aus Datenbanken oder Abbildungen, de-
ren Digitalisierung oder Scannen. Der Schutz amtlicher Präsen-
tationen wird damit generell materiell aufgefangen. 
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Satz 2 trägt der im besonderen öffentlichen Interesse lie-
genden Verwendung von Geobasisdaten durch Kommunale 
Körperschaften Rechnung. Nummer 1 stellt klar, dass die 
Verwertung von Angaben des amtlichen Vermessungswesens 
und von Standardpräsentationen für Aufgaben des übertra-
genen Wirkungskreises wie die Verwertung für eigene oder 
nichtwirtschaftliche Zwecke erlaubnisfrei ist. Mit Nummer 2 
werden kommunale Körperschaften hinsichtlich der öffentli-
chen Wiedergabe von dem grundsätzlichen Erlaubnisvorbehalt 
nach Satz 1 freigestellt. Dies gilt allerdings nur, soweit sie im 
Rahmen ihrer gesetzlichen Aufgaben eigene Informationen 
für Dritte bereitstellen, zum Beispiel im Zusammenhang mit 
Veröffentlichungen von Bauleitplänen. Dies gilt auch hinsicht-
lich einer Öffnung ihrer eigenen Fachinformationssysteme per 
Internet. Damit wird in pragmatischer Form ein Weg eröffnet, 
der es kommunalen Körperschaften ermöglicht, sich bei ihrer 
Aufgabenwahrnehmung auf (in der Regel unverzichtbare) An-
gaben des amtlichen Vermessungswesen zu beziehen. Gleich-
zeitig wird die über die Behörden des Landes hinausgehenden 
angestrebte Basisfunktion gefördert; Dritte werden auf der 
Grundlage eines einheitlichen und zuverlässigen Orientierungs- 
und Bezugssystems informiert. Die Eigentumsangaben sind 
von dieser gesetzlichen Freigabe naturgemäß ausgeschlossen, 
da ihre Verwendung ausschließlich den spezialgesetzlichen 
Datenschutzbestimmungen dieses Gesetzes unterliegt. Bei 
der öffentlichen Wiedergabe nach Nummer 2 ist durch die 
kommunalen Körperschaften außerdem sicherzustellen, dass 
die Angaben des amtlichen Vermessungswesens nicht eigen-
ständig verwendet werden können. Dies soll gewährleisten, 
dass die mit dem allgemeinen Erlaubnisvorbehalt verfolgten 
Ziele einer zuverlässigen Rechts- und Verkehrssicherheit der 
in die Öffentlichkeit gebrachten Angaben des amtlichen Ver-
messungswesens auch bei der erlaubnisfreien, das heißt, nicht 
mehr im Einzelfall beurteilten, Verwendung durch kommunale 
Körperschaften garantiert bleibt. Die formlose Mitteilung zu 
öffentlichen Wiedergaben nach Satz 3 soll sicherstellen, dass 
vor allem bei Verwendungen im Internet unzulässige Weiterver-
wendungen von Angaben des amtlichen Vermessungswesens 
und Standardpräsentationen durch Dritte als Ordnungswidrig-
keit verfolgt werden können; dies liegt auch im Interesse der 
kommunalen Körperschaften.

Mit Absatz 4 Satz 1 Halbsatz 1 wird für die Landes- und Kommu-
nalverwaltung eine besondere Regelung für die Bereitstellung 
von Angaben des amtlichen Vermessungswesens getroffen. Ab-
weichend vom Niedersächsischen Verwaltungskostengesetz (Im 
folgenden: NVwKostG) wird bestimmt, dass diese Stellen für 
die grundsätzlich gebührenpflichtige Amtshandlung „Bereit-
stellung von Angaben des amtlichen Vermessungswesens sowie 
ihrer Standardpräsentationen“ lediglich die Aufwendungen für 
die jeweilige Bereitstellung (Bereitstellungsaufwand) zu tra-
gen haben, soweit die Nutzung auf eigene nichtwirtschaftliche 
Zwecke begrenzt ist. Die Regelung greift allerdings nur für eine 
Verwendung innerhalb der eigenen Verwaltungsorganisation 

und nur, soweit die Verwendung nicht darauf abzielt, finan-
zielle Gewinne oder vergleichbare Vorteile zu erwirtschaften. 
Stellen, Betriebe und Unternehmen (Eigenbetriebe, Eigenge-
sellschaften im Sinne des § 108 der Niedersächsische Gemein-
deordnung – NGO –) in einer Rechtsform des privaten Rechts 
werden insoweit in der Regel von diesem „Gebührenprivileg“ 
ausgeschlossen sein; dies ergibt sich für diese Betriebe naturge-
mäß aus den Forderungen eines fairen Wettbewerbs gegenüber 
anderen (hinsichtlich der entsprechenden Dienstleistung in der 
Regel vergleichbaren) privaten Anbietern.

Gegenüber den Vollkosten, die auch die Kosten für die Refi-
nanzierung enthalten, beinhalten die Aufwendungen für die 
Bereitstellung nur die „quasi-Auslagen“ der Vermessungs- und 
Katasterverwaltung für die tatsächlichen Leistungen um die 
Datenbestände zur Verfügung zu stellen. Zurzeit liegt dieser 
Betrag - je nach Produkt – zwischen 5 und 40% der Vollkosten. 
Im Hinblick auf die Entwicklungen in der Informations- und 
Kommunikationstechnologie und unter Berücksichtigung der 
zunehmenden Nutzung dieser Technologie auch durch die 
kommunalen Körperschaften, ist davon auszugehen, dass sich 
die tatsächlichen Aufwendungen in den nächsten Jahren weiter 
zu Gunsten der privilegierten Stellen verringern werden.

Das Land und kommunale Körperschaften des Landes werden 
für die beschriebene zweckgebundene Nutzung gegenüber 
anderen Nutzern bessergestellt. Damit soll die Verwendung 
der von Amts wegen vorgehaltenen Nachweise für öffentlich-
rechtliches Handeln besonders im Hinblick auf die Zielsetzun-
gen nach § 1 Abs. 3 Sätze 2 und 3 gefördert werden. Dieser 
volkswirtschaftliche Ansatz soll faktisch vor allem aber auch 
den kommunalen Körperschaften die Möglichkeit eröffnen, sich 
diesem Basisfunktionsgebot anzuschließen, damit auch für ihre 
öffentlich-rechtlichen Tätigkeiten, besonders auch des eige-
nen Wirkungskreises (zum Beispiel des Bauplanungsrechts), ein 
(überregionaler) einheitlicher Raumbezug hergestellt werden 
kann und Fachdatenbestände unabhängig von der Zuständig-
keit bei Bedarf verknüpft werden können.

Mit der pauschalen Kostenregelung für die kommunalen Kör-
perschaften, mit der ihnen für den eigenen Wirkungskreis Ge-
bührenvorteile vom Land eingeräumt werden, auf die ansonsten 
kein Rechtsanspruch bestehen würde, werden den kommunalen 
Körperschaften vom Land die durch die Gesetzesneuregelung 
entstehenden Mehrkosten für die Aufgabenwahrnehmung im 
übertragenen Wirkungskreis abgegolten. 

Für eine nichteigene oder wirtschaftliche Verwendung der 
Angaben bleiben Land und kommunale Körperschaften je-
dem anderen Nutzer gleichgestellt; wie diese bedürfen sie für 
derartige Verwendungen einer Erlaubnis nach § 5 Abs. 3 Satz 1, 
für die nach einheitlichen Kriterien am wirtschaftlichen Erfolg 
orientierte Gebühren zu erstatten sind. Damit soll gewährleis-
tet werden, dass vor allem auch Einrichtungen des Landes und 
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kommunaler Körperschaften, die wirtschaftlich tätig sind, ihre 
Aufgaben unter gleichen Wettbewerbsbedingungen wie Priva-
te erfüllen müssen. Dieser Aspekt hat vor allem auch im Hinblick 
auf die Entwicklungen im Europarecht Bedeutung.

Materiell entspricht die Regelung dem geltenden Recht inso-
weit, als dass Land und kommunale Körperschaften hinsichtlich 
der Kosten für die Nutzung von Produkten der Vermessungs- 
und Katasterverwaltung besser gestellt werden. Entgegen dem 
bisherigem Recht ist diese Regelung jedoch im Hinblick auf 
die kommunikationstechnologischen Möglichkeiten in der Ver-
messungs- und Katasterverwaltung erweitert und hinsichtlich 
des Kostenaufwandes an die betriebswirtschaftlichen Entwi-
cklungen in der Verwaltung sowie den Entwicklungen im Kom-
munalrecht (wirtschaftliche Betätigungen der kommunalen 
Körperschaften) angepasst worden. Bislang betraf die Regelung 
nur die Bereitstellung von Inhalten des Liegenschaftskatasters 
in Form einer standardisierten gebietsdeckenden Abgabe von 
Auszügen, ursprünglich aus der analog geführten Liegen-
schaftskarte (Mikrofilm) und dem automatisiert geführten 
Liegenschaftsbuch mit einer vollen Kostenpflicht für den 
Erstbezug und einer periodischen kostenfreien Mitteilung 
von Änderungen. Künftig stehen alle Inhalte des amtlichen 
Vermessungswesens (als amtliche Geobasisdaten „per se“ sowie 
als amtliche Präsentationen), das heißt auch die Angaben zur 
Topografie und des Landesbezugssystems, gegen Erstattung 
der Kosten des Bereitstellungsaufwandes zur Verfügung; 
somit können Land und kommunale Körperschaften künftig 
entsprechend ihrem individuellen Bedarf und ihrer technischen 
Ausstattung jederzeit auf die tagesaktuellen Nachweise zu-
greifen. Dies kommt zum einen den Stellen zugute, die bislang 
noch nicht über gebietsdeckende Auszüge verfügen und in 
der Regel nur einzelfallbezogen auf Angaben des amtlichen 
Vermessungswesens zurückgreifen müssen (das sind vor allem 
kleinere Kommunen und die durch das Niedersächsische Aus-
führungsgesetz zum Wasserverbandsgesetz gleichgestellten 
Wasser- und Bodenverbände). Zum anderen profitieren die 
Stellen davon, die die Verwaltung ihrer Fachdaten bereits auf 
moderne Informationstechnologien umgestellt haben und auf 
eine „individuelle“, bedarfsorientierte Nutzung von Angaben 
des amtlichen Vermessungswesens angewiesen sind (das sind 
zurzeit vor allem Landesbehörden und große Kommunen).

Mit Satz 1 Halbsatz 2 ist die Option gegeben, auch andere 
Stellen im Sinne des Halbsatzes 1 bei Bedarf zu privilegieren. 
Voraussetzung ist, dass diese Stellen öffentliche Aufgaben 
wahrnehmen und die von der Stelle verfolgten eigenen nicht-
wirtschaftlichen Ziele dies rechtfertigen. Inwieweit diese Vor-
aussetzungen vorliegen, ist im Einzelfall zu prüfen. Hinsichtlich 
der Entscheidung, ob die von der Stelle verfolgten eigenen 
nichtwirtschaftlichen Ziele dies rechtfertigen, ist auch abzuwä-
gen, ob das öffentliche Interesse an dem von dieser Stelle mit 
der Leistung verfolgten Zweck höher zu bewerten ist, als das 
öffentliche Interesse des Landes an den zu erhebenden vollen 

Gebühren. Dies kann zum Beispiel gegeben sein bei Leistungen, 
die mit einem hohen Wert an Vorsorge für die Allgemeinheit 
verbunden sind und zweckmäßig nur auf der Grundlage der 
Angaben des amtlichen Vermessungswesens erbracht werden 
können. Privilegiert könnten hiernach zum Beispiel Kirchen 
(ohne ihre öffentlich-rechtlichen Verbände, Anstalten und 
Stiftungen), Zweckverbände nach dem Zweckverbandsge-
setz und der Allgemeine Hannoversche Klosterfond sein. Der 
Auslegung dieser Norm sind enge Grenzen gesetzt; vor allem 
sollen Antragstellern keine Sondervorteile gegenüber anderen 
vergleichbaren Leistungsträgern entstehen.

Satz 2 verweist hinsichtlich des Verfahrens auf das Nieder-
sächsische Verwaltungskostengesetz; dies betrifft vor allem 
die Regelungen zur Entstehung und Fälligkeit des Erstat-
tungsanspruchs. 
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Zu § 6 Aufgabenwahrnehmung

Die Aufgaben des amtlichen Vermessungswesens um-
fassen eine interessenneutrale, flächendeckend und
einheitlich gestaltete Nachweisführung geforderter
Angaben zum Grund und Boden einschließlich der

gegebenenfalls durch hoheitliche Maßnahmen zu veranlassen-
den fachgerechten Erfassung und deren landesweit gesicherten 
Bereitstellung für den Nutzer. Die Aufgaben sind öffentliche 
Aufgaben, die vom Land wahrzunehmen sind. Nur die hoheit-
liche Organisationsform sichert eine Aufgabendurchführung, 
die umfassend demokratisch legitimiert, rechtsstaatlich kontrol-
liert sowie datenschutzrechtlich abgesichert ist und vor allem 
jederzeit die landesweit flächendeckende Verfügbarkeit der 
Angaben zum Grund und Boden garantiert. 

Die Führung der Nachweise muss insoweit uneingeschränkt 
staatlichen Landesorganen vorbehalten bleiben. Nur über 
die eindeutige Zuständigkeit eines Hoheitsträgers kann ge-
währleistet werden, dass die gegenüber den Bürgerinnen 
und Bürgern mit der Führung der Nachweise verbundenen 
Eingriffsregelungen nach einheitlichen Grundsätzen er-
folgt. Dies ist insbesondere für die Sicherung des Grundei-
gentums erforderlich, denn das Liegenschaftskataster hat 
die Funktion des amtlichen Verzeichnisses der Grundstü-
cke nach § 2 Abs. 2 GBO.

Während die Führung der Nachweise durch ihre Verknüpfung 
mit dem Grundbuch und damit mit dem durch das Grundge-
setz garantierten Eigentum uneingeschränkt staatlichen Lan-
desorganen vorbehalten bleiben muss, können je nach den 
mit dem Nachweis verbundenen rechtlichen Auswirkungen 
auch andere amtliche Organe erforderliche Angaben erfassen 
und an der Aufgabe der Bereitstellung mitwirken. § 6 regelt 
die Abgrenzungen und benennt als weitere Aufgabenträger 
entsprechend der bisherigen Rechtsgestaltung neben den zu-
ständigen Vermessungs- und Katasterbehörden, das sind die 
Vermessungs- und Katasterbehörden der Ortsstufe (im Fol-
genden: VKB) und der Landesbetrieb Landesvermessung und 
Geobasisinformationen Niedersachsen (im Folgenden: LGN), die 
ÖbVI, andere behördliche Vermessungsstellen und kommunale 
Körperschaften. Im Hinblick auf die Interessen der Bürgerinnen 
und Bürger an bedarfsorientierten Dienstleistungen des Landes 
werden die Befugnisse der ÖbVI sowie der kommunalen Körper-
schaften erweitert und deren Mitwirkung an der gesetzlichen 
Aufgabe der Bereitstellung von Standardpräsentationen aus 
dem Liegenschaftskataster zugelassen.

Absatz 1 Satz 1 entspricht dem geltenden Recht. Wie bisher 
sind die Vermessungs- und Katasterbehörden als Fachbe-
hörden des Landes die verantwortlichen Aufgabenträger. 
Mit Satz 2 wird für die Vermessungs- und Katasterbehörden 
abweichend von ihrer örtlichen Zuständigkeit nach dem Ver-
waltungsverfahrensgesetz die Befugnis zur Bereitstellung von 

Angaben des amtlichen Vermessungswesens und Standard-
präsentationen an Betroffene oder Dritte für das ganze Land 
begründet. Dies ermöglicht ihnen eine landesweite flächen-
deckende Informationsdienstleistung. Bürgerinnen und Bürger 
können, unabhängig von der örtlichen Lage ihrer Grundstücke 
im Land, bei der ihnen nächstgelegenen Vermessungs- und Ka-
tasterbehörde Angaben erhalten.

Die Regelung des Absatz 2 Satz 1 entspricht dem Grunde nach 
geltendem Recht. Die bewährte Mitwirkung der ÖbVI an den 
Aufgaben des amtlichen Vermessungswesens wird beibehalten. 
Mit dem in § 1 ausgeführten neuen Aufgabenverständnis, der 
Deregulierung hoheitlichen Handelns auf das rechtlich erfor-
derliche Maß, ist die Befugnis der ÖbVI und der in Absatz 3 
genannten anderen behördlichen Vermessungsstellen im Hin-
blick auf die Mitwirkung an den hoheitlichen Aufgaben sinn-
gemäß konkretisiert worden. Die Mitwirkung der ÖbVI ergibt 
sich aus dem Niedersächsischen Gesetz über Öffentlich bestellte 
Vermessungsingenieurinnen und Öffentlich bestellt Vermes-
sungsingenieure (im folgenden: NÖbVIngG): der historische Be-
griff „Berufsordnung“ wird bereinigt. Der Verweis auf die Fach-
aufsicht wird gestrichen und in das NÖbVIngG verlagert, das in 
§ 14 Abs. 1 abschließende Regelungen zur Aufsicht enthält. 

Soweit ÖbVI zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben Angaben 
des amtlichen Vermessungswesens, Standardpräsentatio-
nen oder andere amtliche Unterlagen verwenden, wird mit 
Satz 2 die interne Verrechnung zwischen Aufgabenträgern 
(hier: VKV – ÖbVI) geregelt. Diese Regelung ist erforderlich, 
weil aufgrund der neuen informations- und kommunikati-
onstechnologischen Möglichkeiten andere Aufgabenträger 
künftig an der Erstellung erforderlicher Unterlagen mitwirken 
können. Dies gilt einerseits mit der Realisierung des internetba-
sierten Auskunftssystems Liegenschaftskataster (InterASL) für 
die Erstellung von Standardpräsentationen und andererseits 
mit der flächendeckenden Digitalisierung der Katasterakten 
im Fortführungsdokumente Informationssystem (FODIS) auch 
für die Erstellung von Vermessungsunterlagen zur Vorberei-
tung von Liegenschaftsvermessungen und Realauskünften. Zu 
erstatten sind in diesem Sinne alle Kosten bis auf die bei der 
VKB systembedingt nicht mehr anfallenden, dafür aber bei 
den anderen Aufgabenträgern anfallenden Kosten. Das sind 
in der Regel die Kosten des Landes für die Bereitstellung und 
für die Refinanzierung, das heißt der dem Land tatsächlich 
entstehende gesamte Aufwand. Mit dieser eindeutigen Auf-
wandsdifferenzierung der Leistungen wird gleichzeitig nicht 
nur ein wesentlicher Baustein zur betriebswirtschaftlichen 
Führung von Behörden gesetzt, sondern auch sichergestellt, 
dass die Mitwirkung für betroffene Aufgabenträger tatsächlich 
auch kostendeckend erbracht werden kann. 

Die Regelung des Absatz 3 Sätze 1 und 2 entspricht dem 
Grunde nach geltendem Recht. Die bewährte Mitwirkung 
anderer behördlicher Vermessungsstellen an den Aufgaben 
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des amtlichen Vermessungswesens wird beibehalten. Mit der 
Verweisung in Satz 3 wird auch für die anderen behördlichen 
Vermessungsstellen – wie bei der Mitwirkung der ÖbVI - die 
interne Verrechnung zur Verwendung von Angaben und Un-
terlagen des amtlichen Vermessungswesens bei der Aufgaben-
wahrnehmung geregelt.

Mit Absatz 4 wird das Monopol der VKV hinsichtlich der Bereit-
stellung von Standardpräsentationen aus dem Liegenschafts-
kataster vom Grundsatz her aufgebrochen und vor allem den 
kommunalen Körperschaften, die zur Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben bereits mit moderner Informationstechnologie aus-
gestattet sind und über vergleichbares Fachpersonal verfügen, 
eine weitere Dienstleistung für die Bürgerinnen und Bürger 
ermöglicht. Die Bereitstellung bleibt als solche eine Aufgabe des 
amtlichen Vermessungswesens, auch wenn kommunale Körper-
schaften künftig daran mitwirken können. Für kommunale Kör-
perschaften, die insoweit im übertragenen Wirkungskreis tätig 
werden, gelten das Niedersächsische Verwaltungskostengesetz 
und die darauf gestützte Kostenordnung für Amtshandlungen 
der Vermessungs- und Katasterverwaltung.

Satz 1 konkretisiert den Rechtsanspruch; danach können 
kommunale Körperschaften, das sind vor allem Gemeinden, 
Samtgemeinden und Landkreise, an der Aufgabe, Standard-
präsentationen Betroffenen oder Dritten bereitzustellen, mit-
wirken. Mit der Einbeziehung kommunaler Körperschaften in 
diese bislang den zuständigen Vermessungs- und Katasterbe-
hörden vorbehaltene Aufgabe wird deren Erfüllung vor allem 
im Interesse der Bürgerinnen und Bürger weiter dezentralisiert. 
Damit können kommunale Körperschaften künftig ihren Bür-
gerinnen und Bürgern Einsicht in die (aktuellen) Nachweise des 
amtlichen Vermessungswesens gewähren und Standardpräsen-
tationen aus dem Liegenschaftskataster abgeben. Die Erteilung 
einer (amtlichen) Auskunft bleibt den zuständigen Vermes-
sungs- und Katasterbehörden und ÖbVI vorbehalten, da sie 
in der Regel mit einer fachlichen Interpretation verbunden ist, 
die nicht nur weitergehende fachliche und verfahrensrechtliche 
Kenntnisse voraussetzt, sondern oftmals ohne Rückgriff auf 
andere Unterlagen des amtlichen Vermessungswesens nicht 
zuverlässig geleistet werden kann. Nach bisherigem Recht be-
schränkte sich die Mitwirkung ausschließlich darauf, Einblick in 
die örtlich vorgehaltenen Auszüge aus dem Liegenschaftska-
taster, das heißt in die in der Regel nicht tagesaktuellen Zweit-
stücke zu gewähren. Das Antragserfordernis soll sicherstellen, 
dass die Voraussetzungen für eine Übertragung der Aufgabe in 
tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht auch gegeben sind. Das 
bedeutet, dass die in Frage kommenden Stellen zum einen über 
eine Informations- und Kommunikationstechnologie verfügen 
müssen, mit der sichergestellt ist, dass die Angaben im Zeit-
punkt der Bereitstellung denen des Nachweises nach § 1 Abs. 1 
entsprechen. Zum anderen müssen die Stellen organisatorisch 
und fachlich in der Lage sein, die mit der Übertragung dieser 
hoheitlichen Aufgabe verbundene Sorgfalt und Betreuung zu 

gewährleisten. Dies gilt vor allem hinsichtlich der Gewährleis-
tung des Datenschutzes und einer Bewertung der einzelnen 
Standardpräsentationen im Hinblick auf die die Anträge be-
gründenden Vorhaben der Nutzer. Kommunale Körperschaften, 
die diese Voraussetzungen nicht erfüllen, können – wie bisher 
– Einblick in die von ihnen vorgehaltenen Auszüge gewähren; 
rechtssystematisch fällt diese Einblickgewährung unter die Ver-
wendung im Sinne des § 5 Abs. 3 und bedarf deshalb keiner 
besonderen Regelung mehr.

Satz 2 stellt klar, dass es sich um eine Aufgabe des übertragenen 
Wirkungskreises handelt. Nur in dieser Form wird gewährleistet, 
dass diese für den Rechtsgeschäftsverkehr bedeutsame Dienst-
leistung landesweit und unabhängig von der jeweils befugten 
Stelle für die Bürgerinnen und Bürger nach einheitlichen fachli-
chen und kostenrechtlichen Gesichtspunkten in gleicher Quali-
tät (Aktualität und Form) und unter Berücksichtigung anderen 
Rechts, vor allem des Datenschutzes, erbracht werden kann.

Mit der Verweisung in Satz 3 wird auch für die kommunalen 
Körperschaften – wie bei der Mitwirkung der ÖbVI – die interne 
Verrechnung zur Verwendung von Angaben und Unterlagen 
des amtlichen Vermessungswesens bei der Aufgabenwahrneh-
mung geregelt.

Absatz 5 übernimmt die historisch eingeräumte Beglaubigungs-
befugnis für einen bestimmten Personenkreis der Vermessungs- 
und Katasterbehörden; für die ÖbVI wird sie analog (siehe § 12 
Abs. 1 Nr. 2) in deren Berufsrecht übernommen. Diese Regelung 
hat sich bewährt. Sie bewirkt anlassgebunden eine zügige An-
tragsgestaltung, verwirklicht die Übereinstimmung von Real- 
und Buchungseinheit und dient damit einer übersichtlichen 
Führung der Nachweise. Die im bisherigen Recht bestimmte 
Kostenbefreiung soll im Rahmen der Rechtsbereinigung künftig 
durch das Kostenrecht geregelt werden. Darüber hinaus wird 
die Beglaubigungsbefugnis für die Fälle erweitert, in denen 
eine Berichtigung des Liegenschaftskatasters eine Berichtigung 
des Bestandsverzeichnisses des Grundbuchs zur Folge hat. Diese 
Erweiterung ergibt sich materiell aus der Regelung nach § 3 
Abs. 3. In der Praxis betrifft sie insoweit nur wenige Einzelfälle 
und greift im Wesentlichen bei Berichtigungen von Zeichenfeh-
lern. Da die Betroffenen in der Regel in die verfahrensrechtliche 
Abwicklung der Berichtigung des Liegenschaftskatasters einge-
bunden sind, sichert und vereinfacht die erweiterte Befugnis 
die zügige Berichtigung der amtlichen Verzeichnisse. 
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Zu § 7 Pflichten

Das öffentliche Interesse an qualifizierten und
aktuellen Angaben zum Grund und Boden korres-
pondiert mit der Pflicht der Grundeigentümer und
sonstiger Berechtigter, dafür unabwendbare Maß-

nahmen gegen sich gelten zu lassen sowie bestimmte Verän-
derungen für eine aktuelle und verlässliche Nachweisführung 
mitzuteilen. Diese grundsätzlich aus der Sozialpflichtigkeit 
des Eigentums folgenden und das Eigentum nach Artikel 14 
Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes einschränkenden Pflichten 
entsprechen dem Grunde nach bisherigem Recht. In Harmoni-
sierung mit dem Datenschutzrecht ist die Norm darüber hin-
aus mit einer Duldung zur Erfassung von Geobasisdaten ohne 
Mitwirkung Betroffener ergänzt worden. Die Pflichten sind im 
Hinblick auf ihre tatsächlichen Auswirkungen einerseits und im 
Verhältnis zu dem öffentlichen Interesse an einer sachgerechten 
Erfassung und Führung erforderlicher Angaben zum Landesbe-
zugssystem, zur Topografie und den Liegenschaften anderer-
seits, vertretbar. Soweit die Eingriffe über die Sozialbindung 
hinausgehen, regelt § 8 erforderliche Entschädigungen.

Absatz 1 stellt sicher, dass Veränderungen zu den Liegenschaf-
ten erfasst und nachgewiesen werden können. Damit soll ge-
währleistet werden, dass der Nachweis aktuell in Übereinstim-
mung von Recht und Sache und damit in einer zur Erfüllung 
der Aufgaben sachgerechten und zweckmäßigen Weise geführt 
werden kann.

Satz 1 begründet für Eigentümer und Berechtigte die Pflicht, 
der zuständigen Vermessungs- und Katasterbehörde rechtliche 
und tatsächliche Veränderungen an ihrem Flurstücks- und Ge-
bäudebestand mitzuteilen und – in der Regel – die Erfassung 
und Übernahme in den amtlichen Nachweis zu beantragen. 
Die Verpflichtung umfasst alle Veränderungen, die die Aktu-
alität des Nachweises der Flurstücke und Gebäude berühren. 
Für den Nachweis der Flurstücke sind das vor allem rechtliche 
Veränderungen aufgrund von Eigentumsregelungen außerhalb 
des Grundbuchs kraft anderen Rechts (zum Beispiel des Was-
serrechts) oder aufgrund von Gerichtsentscheidungen. Für den 
Nachweis der Gebäude trifft das vor allem zu, wenn Gebäude 
neu errichtet oder bestehende Gebäude in ihren Grundriss-
maßen verändert worden sind. Letzteres ist der Regelfall der 
Anwendung der Norm und ist deshalb – im Sinne der Lesbarkeit 
für Bürgerinnen und Bürger – ausdrücklich benannt worden. 
Da die Erfassung und Übernahme von Veränderungen vom 
Grundsatz her eine kostenpflichtige Amtshandlung ist, bein-
haltet diese realbezogene „Bringepflicht“ für die Betroffenen 
gleichzeitig die Pflicht zur Übernahme der Kosten. 

Satz 2 ermächtigt, zum Nachweis der Liegenschaften erfor-
derliche Angaben nicht nur auf Antrag (Regelfall des Satzes 1), 
sondern auch von Amts wegen zu erfassen und einzutragen. 
Das Amtsverfahren, für das ausschließlich die zur Führung des 

Liegenschaftskatasters zuständige Vermessungs- und Kataster-
behörde zuständig ist, soll gewährleisten, dass der Nachweis 
auch tatsächlich sachgerecht und aktuell geführt wird. Für den 
Nachweis der Flurstücke gilt das besonders für die Erhaltung 
der Übereinstimmung von Recht und Sache; für den Nachweis 
der Gebäude gilt das vor allem zur Sicherung der Aktualität, 
wenn die Betroffenen in Unkenntnis der Rechtslage die Aktua-
lisierung des Nachweises nicht von sich aus beantragen. Mit der 
Begründung des einfachen Amtsverfahrens für den Nachweis 
von Gebäuden wird das nach bisherigem Recht vorgeschaltete 
rechtsbehelfsfähige Mitteilungs- und Aufforderungsverfahren 
auf rein tatsächliches Verwaltungshandeln verkürzt. Damit wer-
den die zurzeit oftmals nicht im tatsächlichen Interesse der 
Betroffenen liegenden vorgeschalteten Rechtsbehelfsmöglich-
keiten auf die Bürgerinnen und Bürger tatsächlich belastende 
Verwaltungsakte (Übernahme in das Liegenschaftskataster als 
Gebäude im Sinne dieses Gesetzes und damit Kostenpflicht) 
beschränkt. Das bislang vorgeschriebene Verfahren verursacht 
nicht nur einen hohen und zeitintensiven Verwaltungsaufwand, 
sondern hat die Bürgerinnen und Bürger auch regelmäßig zu 
Rechtsbehelfsverfahren in der Sache verleitet, obwohl sich der 
Widerspruch inhaltlich nur gegen die Kostenpflicht richtete. 
Insoweit führt die Deregulierung nicht zu Rechtsverlusten bei 
den Betroffenen, sondern schafft Rechtsklarheit. Der im Sinne 
dieser Vorschrift zum Zeitpunkt der Amtshandlung Betroffe-
ne ist in der Regel Veranlasser nach dem Niedersächsisches 
Verwaltungskostengesetz und damit Kostenpflichtiger nach 
der Kostenordnung für das amtliche Vermessungswesen. Da 
sich die Kostenfolge in den Fällen, in denen der Grundstück-
seigentümer oder der sonstige Berechtigte keinen direkten 
Anlass zur Aktualisierung gegeben hat, nicht zwingend aus 
dem Niedersächsisches Verwaltungskostengesetz ergeben muss 
oder zumindest zweifelhaft sein könnte, wird die Kostenfolge 
ausdrücklich geregelt.

Absatz 2 stellt sicher, dass die Aufgaben nach diesem Gesetz 
sachgerecht durchgeführt werden können.

Nach Satz 1 Nummer 1 dürfen Befugte zur Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben Grundstücke Betroffener betreten. Die Ein-
schränkung, sich auf nicht öffentlich zugänglichem Grund 
und Boden grundsätzlich anzumelden, konkretisiert diese 
Duldungspflicht. Hintergrund ist, dass die Duldungspflicht für 
Betroffene dann eine Einschränkung des Grundrechts nach Art. 
13 (Unverletzlichkeit der Wohnung) des Grundgesetz (Im Fol-
genden: GG) darstellt, wenn ihre Grundstücke nicht öffentlich 
zugänglich sind. Nach einschlägiger Rechtsprechung erstreckt 
sich das Grundrecht nicht nur unmittelbar auf die Wohnung, 
sondern auch auf das damit verbundene Grundstück, wenn 
durch örtliche Merkmale die Abgrenzung von anderen, all-
gemein zugänglichen Flächen, deutlich gekennzeichnet ist. 
Als „allgemein“ oder „öffentlich zugänglich“ gelten Grund-
stücke, die von einer unbestimmten oder unbestimmbaren 
Anzahl (betriebsfremder) Personen betreten werden dürfen. 
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Dazu gehören unter anderem die für den Gemeingebrauch 
vorgesehenen oder die tatsächlich für jedermann zugänglichen 
Flächen, wie zum Beispiel Straßen, Wege, Plätze, Grün- oder 
andere öffentliche Anlagen. Für die Praxis bedeutet dies, dass 
das Betreten von nicht öffentlich zugänglichen Grundstücken 
zwar zulässig ist, wegen seiner rechtlichen Bedeutung für die 
Betroffenen grundsätzlich aber anzukündigen ist und die 
„Soll“-Vorschrift im Zweifel eng ausgelegt werden wird. Ein 
Betreten ohne Ankündigung kann erforderlich werden, wenn 
aufgrund der Umstände das Betreten nicht vorhersehbar und 
eine Ankündigung nicht möglich war oder in keinem Verhältnis 
zu der tatsächlichen Maßnahme steht und eine sachgerechte 
Erfassung der amtlichen Geobasisdaten auf andere Weise nicht 
möglich oder wirtschaftlich nicht vertretbar ist. Das kann bei-
spielsweise bei Liegenschaftsvermessungen vorkommen, 
wenn – vorher nicht absehbar – Grenzen von Grundstücken in 
Grenzermittlungen einbezogen werden müssen, die nicht im 
Eigentum der Verfahrensbeteiligten stehen.

Das nach bisherigem Recht genannte „Befahren“ ist nicht mehr 
ausdrücklich geregelt, da „Betreten“ allgemein als Oberbegriff 
für jede Form des „Sich-hinein-Begebens“ in eine Fläche, z. B. 
durch „Begehen“ oder „Befahren“ verstanden wird.

Mit der Norm wird gleichzeitig sichergestellt, dass Grenzpunk-
te, die auf Antrag abgemarkt werden sollen, auch gegen den 
Willen der Nachbarn gekennzeichnet werden können; diese 
Regelung dient dem öffentlichen Interesse am Grenzfrieden 
und korrespondiert mit dem Mitwirkungsgebot nach § 919 
BGB sowie der Strafvorschrift nach § 274 StGB. Außerdem 
gestattet die Norm, Punkte des Landesbezugssystems örtlich 
dauerhaft zu kennzeichnen. Dieser als Vermarkung bezeichnete 
Vorgang ermöglicht die Zuordnung der realen Sachverhalte 
zum Koordinatensystem und gehört als unabdingbarer Teil zur 
Vorhaltung eines Landesbezugssystems. Punkte für herkömm-
liche Vermessungsverfahren sind Lage-, Höhen- und Schwere-
festpunkte, für satellitengestützte Vermessungsverfahren sind 
es Satellitenreferenzstationen. 

Nummer 2 ermächtigt dazu, bestimmte Punkte des Landesbe-
zugssystems vor baulichen und bodenbearbeitenden Verän-
derungen zu schützen, sodass ihr räumlicher und körperlicher 
gegenwärtiger Zustand erhalten bleibt und die Anbindung an 
das Bezugssystem immer gewährleistet ist. Entgegen der bishe-
rigen Regelung, mit der durch Verordnung bestimmte Punkte 
kraft Gesetzes unter Schutz gestellt waren, liegt es künftig 
im Ermessen der zuständigen Vermessungs- und Katasterbe-
hörde, eine Schutzfläche zu beanspruchen. Der Eingriff in das 
Eigentum der Betroffenen wird dadurch auf das tatsächlich 
erforderliche und durch ein Verwaltungsgericht nachprüfbare 
Maß reduziert. Diese auch im Sinne der Verwaltungsreform 
bürgerfreundliche Regelung wird durch die fortgeschrittene 
Technik, vor allem durch die Möglichkeiten satellitengestützter 
Vermessungsverfahren möglich.

Nummer 3 regelt abweichend von § 9 Abs. 1 NDSG die Zu-
lässigkeit der Erfassung der Beschaffenheit von Grundstücken 
ohne Mitwirkung der Betroffenen. Diese Norm dient der Har-
monisierung mit dem Datenschutzrecht und legitimiert auch die 
(herkömmlichen) Vermessungsverfahren, die aufgrund der Um-
stände oder weil sie in keinem Verhältnis zu der tatsächlichen 
Maßnahme stehen, eine Mitwirkung Betroffener tatsächlich 
ausschließen. Dies gilt in der Regel für Erfassungsverfahren 
durch Befliegungen und für andere großräumige Vermessun-
gen zur Erfassung von Geobasisdaten, die nicht Gegenstand 
eines folgenden Verwaltungsverfahrens sind. Die Notwendig-
keit dieser spezialgesetzlichen Regelung ergibt sich aus dem 
Umstand, dass Geobasisdaten wegen ihres naturgemäßen Bo-
denbezugs und damit wegen ihrer grundsätzlich herstellbaren 
Beziehung zum Eigentum mit Konstituierung des Datenschutzes 
als Angaben über sachliche Verhältnisse bestimmbarer natür-
licher Personen zu werten sind. Der Eingriff ergibt sich natur-
gemäß aus den Aufgaben nach § 1 und ist vertretbar, da das 
öffentliche Interesse an dem Nachweis der Liegenschaften und 
der Topografie höher zu bewerten ist, als das informationelle 
Selbstbestimmungsrecht Betroffener hinsichtlich der nach die-
sem Gesetz zu erfassenden Geobasisdaten. 

Satz 2 entspricht dem Zitiergebot des Artikel 19 Abs. 1 
Satz 2 GG. Danach muss ein Gesetz, das ein Grundrecht ein-
schränkt oder dazu ermächtigt, ausdrücklich darauf hinweisen. 
Damit soll sichergestellt werden, dass nur wirklich gewollte Ein-
griffe erfolgen und der Gesetzgeber sich über die Auswirkun-
gen für die betroffenen Grundrechte im Klaren ist. Hier kann 
sich durch die Regelungen in Satz 1 eine Einschränkung des 
Grundrechts der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 GG) 
ergeben. Zwar ist für eine Vielzahl der betroffenen Grundstü-
cke anzunehmen, dass sie nicht dem Schutzbereich des Artikels 
13 GG unterliegen. Da aber auch nicht umbaute Flächen von 
dem Schutz erfasst werden, wenn sie gegenüber der Öffent-
lichkeit auf andere Weise real abgeschirmt sind oder sich in 
unmittelbarer Nähe eines Gebäudes befinden, kann nicht 
ausgeschlossen werden, dass es zumindest in diesen Fällen 
zu einer Einschränkung des Grundrechts nach Artikel 13 GG 
kommen kann. 
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Zu § 8 Entschädigung

Maßnahmen aufgrund der in § 7 Abs. 1 Nrn. 1 bis 2 
normierten Duldungspflichten können zu besonde-
ren Belastungen führen, die nicht mehr durch die So-
zialbindung des Eigentums gedeckt sind. Mit § 8 wird 

entsprechend den bisherigen Regelungen der für solche Fälle
gesetzlich gebotenen Entschädigungspflicht nachgekommen.

Absatz 1 konkretisiert die Entschädigungspflicht für Belastun-
gen aufgrund unmittelbarer, das heißt durch die Maßnahme 
direkt entstandener materieller Schäden (Vermögensnachteile); 
sie werden durch eine angemessene Geldentschädigung aus-
geglichen. Entschädigungspflichtig sind die Begünstigten, also 
die Kostenschuldner der veranlassten Maßnahme.

Der Entschädigungsgrund „unmittelbare Vermögensnachteile“ 
gebietet eine spezialgesetzliche Verjährungsregelung; dies wird 
mit Absatz 2 erreicht. Wegen der sonst zu beachtenden Vor-
schriften (zum Beispiel Hemmung, Neubeginn der Verjährung) 
wird auf das Bürgerliche Gesetzbuch verwiesen.

Soweit sich die Betroffenen nicht mit einem öffentlich-recht-
lichen Vertrag über die Leistung einigen, sieht Absatz 3 ein 
hoheitliches Verfahren vor. Die Regelungen zur Festsetzung der 
Entschädigung und zum Rechtsbehelfsverfahren entsprechen 
dem bisherigen Recht.

Zu § 9 Ordnungswidrigkeiten

Mit dieser Vorschrift soll erreicht werden, dass die 
zur Erfüllung der Aufgaben nach diesem Gesetz 
erforderlichen Ge- und Verbote beachtet werden 
und dass Zuwiderhandlungen ordnungsrechtlich 

geahndet werden können.

Absatz 1 benennt die Ordnungswidrigkeitstatbestände, die 
im öffentlichen Interesse zu sanktionieren sind. Dabei ist der 
Katalog gegenüber dem bisherigen Recht bereinigt und zu-
sammengefasst worden.

Absatz 2 Halbsatz 1 regelt die Bußgeldbewehrung und den 
Bußgeldrahmen in Anpassung an die Währungsumstellung auf 
den Euro. Abweichend von dem Gesetz über Ordnungswid-
rigkeiten wird für Zuwiderhandlungen der Rahmen auf bis zu 
10 000 Euro erweitert. Damit soll vor allem auch die vorwerfbare 
rechtswidrige Verwertung und Wiedergabe der Angaben des 
amtlichen Vermessungswesens sowie deren Standardpräsen-
tationen sachgerecht geahndet werden können. Hierbei ist zu 
berücksichtigen, dass durch die heute vorhandenen Medien 
zur Datenübermittlung und Präsentation der wirtschaftliche 
Vorteil, der aus der Ordnungswidrigkeit gezogen wird, weitaus 
höher liegt, als in der Vergangenheit. Hinzu kommt, dass mit 
den gegebenen Möglichkeiten der Informations- und Kommu-
nikationstechnologie die Beeinträchtigung des öffentlichen In-
teresses bei einer nicht zulässigen Verwertung oder Wiedergabe 
von Angaben des amtlichen Vermessungswesens wesentlich 
nachhaltiger ist. Fahrlässiges Fehlverhalten soll weiterhin ohne 
Ahndung bleiben. Halbsatz 2 entspricht geltendem Recht.

§ §
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Zu § 10 Verordnungsermächtigung

Die Verordnung soll die Transparenz der Eingriffs-
regelungen nach diesem Gesetz gewährleisten und
erforderliche Anpassungen durch gesellschaftspoliti-
sche und informationstechnologische Entwicklungen 

auf dem Verordnungswege zügig sicherstellen.

Nummer 1 betrifft das Hinweisgebot auf öffentlich-rechtliche 
Festlegungen, soll diese zur Normenklarheit konkretisieren 
und für die Betroffenen nachvollziehbar aufzeigen. Dabei 
wird  unterschieden zwischen den Hinweisen auf öffentlich-
rechtliche Festlegungen, deren Nachweis im öffentlichen 
Interesse nach geltendem Recht und Verwaltungsübung für 
das gesamte Landesgebiet erforderlich oder verwirklicht ist 
(etwa Ergebnisse der amtlichen Bodenschätzung, Flurberei-
nigungsgebiete) und den Hinweisen auf öffentlich-rechtliche 
Festlegungen, die zurzeit noch nicht für das gesamte Landes-
gebiet nachgewiesen werden können (zum Beispiel Baulasten). 
Diese Unterscheidung ist erforderlich, da der Nutzer rechtssicher 
erkennen kann, welche Hinweise definitiv (für das gesamte 
Landesgebiet) nachgewiesen sind, und welche öffentlich-recht-
liche Festlegungen er auf jeden Fall nur bei den zuständigen 
Stellen erfragen kann (für Teile des Landesgebiets). Dies ergibt 
sich vor allem aus der Praxis der unterschiedlichen Verfahren 
zur Führung der originären Fachnachweise bei den zuständigen 
Stellen. Zurzeit und auch kurzfristig wird nicht sicherzustellen 
sein, dass erforderliche Angaben bei allen fachlich betrof-
fenen Stellen in einer zur Übernahme in die Nachweise des 
amtlichen Vermessungswesens geeigneten Form, das heißt, 
auf das Landesbezugssystem georeferenziert (in der Regel in 
Form des aktuellen Flurstücksbezugs) erfasst und verwaltet 
werden, sodass die Zielsetzung eines landesweit flächende-
ckenden Nachweises nur langfristig, sukzessiv mit konsequen-
ter Nutzung moderner IuK-Technologie bei den betroffenen 
Stellen, erreicht werden kann.  Gleichwohl soll im Hinblick auf 
die Zielsetzung des Gesetzes den zuständigen Stellen, die die 
erforderlichen Voraussetzungen erfüllen, ermöglicht werden, 
für ihren Zuständigkeitsbereich Hinweise in das Liegenschafts-
kataster eintragen zu lassen. Das gilt insbesondere für die Stel-
len, die bereits heute ihre Verwaltung auf die Grundlage der 
Nachweise des amtlichen Vermessungswesens stützen und die 
über die Hinweise auch erforderliche Verknüpfungen zu ihren 
eigenen Nachweisen sicherstellen. Die Verordnung wird deshalb 
zum einen den (für das gesamte Landesgebiet) status quo nach 
geltendem Recht aufnehmen, soweit dies bereits umgesetzt 
ist (zum Beispiel für Hinweise auf Flurbereinigungen oder 
auf Schutzflächen nach dem Niedersächsischen Naturschutz- 
oder Wassergesetz) und zum anderen die (für Teile des Lan-
desgebiets) öffentlich-rechtlichen Festlegungen benennen, 
für die es bereits regionale Verwaltungsvereinbarungen mit 
den betroffenen Stellen gibt (zum Beispiel für Hinweise auf 
Baulasten oder auf Sanierungsgebiete). Da die Umsetzung 
der Verordnung wegen des damit verbundenen Verfahrens 
und der entsprechenden Kosten für die Ersterfassung und das 

gegenseitige Mitteilungsverfahren (soweit sie nicht über den 
kommunalen Finanzausgleich geregelt sind oder werden) nur 
in Abstimmung mit den betroffenen Stellen zu verwirklichen 
ist, ist eine Beteiligung der kommunalen Körperschaften im 
Verordnungsgebungsverfahren zwingend geboten. 

Nummer 2 schafft Rechtsklarheit und Transparenz bei der 
Bereitstellung amtlicher Produkte. Dies gilt zum einen hin-
sichtlich der Abgrenzung der Standardpräsentationen von an-
deren amtlichen Präsentationen der Angaben des amtlichen 
Vermessungswesens, zum anderen hinsichtlich der formalen 
gestalterischen Abgrenzung amtlicher Produkte von Produkten 
des freien Marktes mit Angaben des amtlichen Vermessungs-
wesens. Dies hat vor allem im Zusammenhang mit den viel-
fältigen informations- und kommunikationstechnologischen 
Gestaltungsmöglichkeiten einer Visualisierung amtlicher Ge-
obasisdaten Bedeutung und schafft auch im Hinblick auf die 
Mitwirkung bei der Bereitstellung von Standardpräsentationen 
aus dem Liegenschaftskataster durch ÖbVI und kommunale 
Körperschaften Rechtssicherheit. Mit Buchstabe a werden die 
Produkte der Standardpräsentationen materiell bestimmt, mit 
Buchstabe b die formale (amtliche) Gestaltung der bereitge-
stellten Standardpräsentationen oder Angaben des amtlichen 
Vermessungswesens.

Nummer 3 schafft Transparenz für den Nachweis von Eigen-
tumsangaben im Zusammenhang mit grundstücksgleichen 
Rechten. 

Nummer 4 soll fachspezifische Besonderheiten aufnehmen, 
die gewährleisten, dass Grenzfeststellungs- und Abmarkungs-
verfahren sowie das Verfahren im Fall des Grenzfeststellungs-
vertrages verwaltungsverfahrensrechtlich ordnungsgemäß 
gestaltet werden. Dies ergibt sich vor allem aus der Funktion 
des Liegenschaftskatasters als amtliches Verzeichnis im Sinne 
§ 2 GBO und der damit gegebenenfalls erforderlichen Beweis-
funktion der dokumentierten Verwaltungsverfahren.

Mit Nummer 5 wird geregelt, wie sich der Aufwand für die 
jeweilige Bereitstellung bestimmt, der von den nach § 5 
Abs. 4 betroffenen Stellen zu erstatten ist. Die Festsetzung 
durch Verordnung stellt sicher, dass die Höhe dieses Aufwan-
des zeitnah dem tatsächlichen Aufwand des Landes angepasst 
werden kann.

Mit Nummer 6 wird geregelt, wie sich der – von den Aufga-
benträgern nach § 6 zu erstattende – gesamte entstehende 
Aufwand für die Bereitstellung erforderlicher Unterlagen 
bestimmt. Halbsatz 2 stellt dabei sicher, dass die Aufgaben-
träger nach § 6 kostendeckend tätig werden können, indem 
bei der Bestimmung des Aufwands der eigene Aufwand der 
Mitwirkenden angemessen berücksichtigt werden muss. Die 
Festsetzung durch Verordnung stellt auch sicher, dass die Hö-
he dieses Aufwandes zeitnah dem tatsächlichen Aufwand des 
Landes angepasst werden kann. 

§
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Zu § 11 Änderung von Vorschriften

n Absatz 1 wird das Niedersächsische Gesetz über 
Öffentlich bestellte Vermessungsingenieurinnen
und Öffentlich bestellte Vermessungsingenieure
terminologisch und rechtssystematisch diesem Gesetz

angepasst, der Aufgabenkatalog der Beliehenen erweitert und
gebündelt.

Die Streichung in Nummer 1 stellt klar, dass sich der Umfang 
der Befugnis der Bestellten abschließend aus § 2 NÖbVIngG 
ergibt. Die Befugnis, mit der die bestellten Personen als ÖbVI 
tätig werden dürfen, umfasst vorrangig die Wahrnehmung 
von bestimmten Aufgaben nach dem Niedersächsischen Gesetz 
über das amtliche Vermessungswesen. Wegen ihrer besonde-
ren Sachkenntnis über das amtliche Vermessungswesen, vor 
allem hinsichtlich der Bewertung amtlicher Angaben zu den 
Liegenschaften, sind sie darüber hinaus befugt, Bescheinigun-
gen zu damit verbundenen, bodenbezogenen Sachverhalten 
abzugeben; dies gilt vor allem für Bescheinigungen nach an-
deren niedersächsischen Rechtsvorschriften, zum Beispiel nach 
§ 79 Abs. 3 Niedersächsische Bauordnung. Diese Klarstellung 
ist erforderlich, weil sich der Gesetzesvorbehalt für die Aufga-
benträger nach § 6 Abs. 2 nicht vermessungstechnisch begrün-
det, sondern auf besondere Sachkunde im Liegenschafts- und 
Verwaltungsverfahrensrecht abstellt. ÖbVI sind im Gegensatz 
zu anderen Fachkundigen befugt, als Amtsperson Aussagen zu 
Angaben aus dem amtlichen Vermessungswesen zu treffen und 
in dieser Funktion auch entsprechende Angaben zu erfassen.

Die in Nummer 2 aufgeführte Neufassung des § 2 Abs. 1 ent-
spricht inhaltlich im Wesentlichen bisherigem Recht. Die Befug-
nisse nach Nummer 1 Buchst. a und b ergeben sich terminolo-
gisch und rechtssystematisch aus diesem Gesetz; die Befugnis 
zum Abschluss eines Grenzfeststellungsvertrages folgt aus der 
Erweiterung des Grenzfeststellungsverfahrens um die Hand-
lungsform des öffentlich-rechtlichen Vertrages entsprechend 
§ 4 Abs. 2. Die Befugnis nach Nummer 1 Buchst. c zur Gewäh-
rung von Einsicht, Erteilung von Auskünften und zur Abgabe 
von Standardpräsentationen aus dem Liegenschaftskataster 
entspricht dem Ziel, die Benutzung der Nachweise im Zuge 
der sich entwickelnden technischen Informationsgegebenhei-
ten bürgernah zu organisieren. Die Regelung korrespondiert 
vom Grundsatz her mit der erweiterten Befugnis der kommu-
nalen Körperschaften; darüber hinausgehend sind die ÖbVI 
künftig aber wegen ihrer weitergehenden Fachkompetenz auch 
befugt, (amtliche) Auskünfte zu erteilen. Die Voraussetzung, 
dass die Angaben zum Zeitpunkt der Bereitstellung aktuell sind, 
stellt sicher, dass die Qualität der Angaben (Aktualität, Form) 
eingehalten werden. Nummer 2 entspricht bisherigem Recht, 
ist terminologisch aber angepasst und eindeutiger formuliert 
worden. Nummer 3 übernimmt aus systematischen Gründen die 
bislang im Niedersächsischen Vermessungs- und Katastergesetz 

geregelte Beglaubigungsbefugnis für die Beliehenen; auf die 
Regelung, dass für die Beglaubigung keine Kosten erhoben 
werden, wird verzichtet. Die Kostenordnung für das amtliche 
Vermessungswesen sieht für diesen fachbezogenen Antrag kei-
nen Kostentatbestand vor, da die Aufnahme entsprechender 
Anträge in der Regel im Interesse der das Liegenschaftskatas-
ter führenden Stelle liegt und sich insoweit eine gesonderte 
Kostenerhebung verbietet; gegebenenfalls anfallende Kosten 
sind durch die Gebührentatbestände zur Grenzfeststellung und 
Erfassung vorgesehener Flurstücksgrenzen abgedeckt. 

Die bisherige Regelung in § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a NÖbVIngG 
(Vermessungen und Auswertungen für die Landesvermessung) 
entfällt. Dies dient der Klarstellung, denn diese Aufgaben müs-
sen nicht durch beliehene Aufgabenträger ausgeführt werden; 
die Bestellten partizipieren künftig an dieser Aufgabe als Ver-
messungsingenieurinnen und Vermessungsingenieure gleich-
berechtigt neben anderen nicht beliehenen Fachkundigen.

Nummer 3 übernimmt die Regelung aus dem bisherigen Fach-
recht in das Niedersächsische Gesetz über Öffentlich bestellte 
Vermessungsingenieurinnen und Öffentlich bestellte Vermes-
sungsingenieure. Zur eindeutigeren Regelung im Berufsrecht 
wurde der Begriff der „Dienstaufsicht“ mit aufgenommen. 
Dagegen konnte auf den Begriff der „Rechtsaufsicht“ ver-
zichtet werden, da die „Rechtsaufsicht“ Teil der genannten 
„Fachaufsicht“ ist.

Absatz 2 bereinigt die Gesetzesverweisung; die Wasser- und 
Bodenverbände werden hinsichtlich der Änderungen zur er-
mäßigten Kostenbeteiligung den kommunalen Körperschaften 
gleichgestellt.

§
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Zu § 12 In-Kraft-Treten

Absatz 1 Satz 1 bestimmt für das In-Kraft-Treten 
dieses Gesetzes den 1. Februar 2003.

Mit Satz 2 Nummer 1 wird das bisherige Fachgesetz 
aufgehoben. Nummer 2 hebt die mit der Neufassung des 
Gesetzes entbehrlich gewordene Verordnung zu den Daten-
schutzbestimmungen auf.

Absatz 2 stellt mit dem früheren In-Kraft-Treten der Verord-
nungsermächtigung des § 10 sicher, dass diese Regelungen 
gemeinsam mit dem Gesetz wirksam werden können.

§
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Von Ulrich Gomille

Niedersachsen hat für den Bereich 
des amtlichen Vermessungswesens 

inzwischen sein drittes Gesetz. Das erste 
von 1961 hatte 29 Paragrafen, das zwei-
te von 1985 21 und das dritte von 2003 
hat zwölf Paragrafen. Das neue Gesetz 
kommt asketisch daher. In einer Hinsicht 
trügt allerdings der erste Anschein. Das 
Gesetz hat nicht weniger Umfang als das 
vorherige, sogar noch einige Worte  mehr. 
Aber es ist die Substanz, die das Gewicht 
bringt.

Einige Aspekte dieser Gesetze, Sichtwei-
sen der Zeit, auch der unsrigen sollen 
(schlaglichtartig) aufgezeigt werden.

Gesetz über die Landesvermessung und 
das Liegenschaftskataster vom 8.11.1961 
und Vorgängergesetze

„Die Tatsache, daß das Niedersächsische 
Gesetz über die Landesvermessung und 

das Liegenschaftskataster erst nach 
siebenjähriger Vorbereitungszeit zum 
1.1.1962 in Kraft getreten ist, beweist, 
daß es nicht so einfach ist, ein Gesetz 
für die Regelung von Vermessungsan-
gelegenheiten über die Hürden der 
juristischen Berater, der Ressorts, der 
Landesregierung, der Verbände, der 
Berufskollegen und des Parlaments 

mit seinen Ausschüssen zu bringen.“ 
[Nittinger 1962, 33]

Die Einstellung zu diesem Gesetz war 
zwiespältig. Einerseits wird hervorgeho-
ben, dass es

„als besonderer Markstein in 
der Geschichte des deutschen 

Vermessungswesens gilt und dieses 
zum erstenmal reichseinheitlich regelt“ 

[Nittinger 1962, 34].

„Dieses Gesetz enthält zwar kein natio-
nalsozialistisches Gedankengut, ist aber 

der Form nach ganz ein Kind seiner 
Zeit.“ [Nittinger 1962, 34].

„Es ist nicht angebracht, das 
Neuordnungsgesetz mit dem Nimbus 
des goldenen Zeitalters des deutschen 

Vermessungswesens zu umgeben.“

In geringfügiger Abwandlung (Bezeich-
nung und Datum des Gesetzes) gilt dieser 
Satz von Johannes Nittinger – rund vierzig 
Jahre später – auch für das neue Gesetz. 
Auch dieses brauchte sieben Jahre bis zu 
seiner Verabschiedung. 

Das Gesetz vom 8.11.1961 – vergilbt und 
längst überholt: Es ist inzwischen abge-
legt bei den 22 Vorschriften, die es selbst 
(im § 28) aufgehoben hat, und bei dem 
„Gesetz über die Neuordnung des Ver-
messungswesens“ vom 3. Juli 1934, das 
erst 24 Jahre später außer Kraft gesetzt 
wurde – insgesamt ein bunter Flickentep-
pich des historischen Vermessungsrechts. 
Das weitaus meiste entstammte noch aus 
dem 19. Jahrhundert, hatte sich dort in Pi-
onierzeiten unbezweifelbare Verdienste 
erworben, hauptsächlich auf dem Felde 
der Grundsteuer. 

Vor dieser Kulisse markierte das Gesetz 
von 1961 einen Schnitt: Es unterschied 
sich von diesen anderen Vorschriften 
durch seinen demokratischen Auftritt. 
Die älteren Rechtsvorschriften hatten al-
le nicht diesen demokratischen Ursprung. 
Das Gesetz von 1961 ist in dieser langen 
Reihe für den Bereich des heutigen Nie-
dersachsens das erste „demokratische Ge-
setz“, ein Gesetz, das in einem demokrati-
schen Staatswesen verfassungsgemäß im 
parlamentarischen Gesetzgebungsverfah-
ren entstanden ist.

Nicht aufgehoben wurde 1961 das 
„Gesetz über die Neuordnung des 
Vermessungswesens“ vom 3. Juli 1934. 
Gesetzgeber dieses – von Adolf Hitler 
unterzeichneten – Gesetzes war die na-
tionalsozialistische Reichsregierung. Auf 
dieses Gesetz stützten sich 1961 noch 
einige Verordnungen (zum Beispiel zum 
Kostenwesen).

Vermessungsgesetze in Niedersachsen
Perspektiven der Zeit
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Offensichtlich gab es damals unterschied-
liche Auffassungen darüber, ob das Ge-
setz in Kraft bleiben soll und kann. 

Es handelte sich um ein Rahmengesetz. 
Detailfragen zur Organisation hatte es 
umgangen.

„Seine einzige organisatorische 
Leistung war die Einrichtung der obers-
ten Leitung des Vermessungsdienstes.“ 

[Pfitzer 1939, 499].

„Das Vermessungswesen ist 
Reichsangelegenheit. Es wird vom 

Reichsminister des Innern geleitet.“
 (§ 1).

Das kurze, nur fünf Paragrafen umfassen-
de Neuordnungsgesetz

„spricht in Bausch und Bogen 
Ermächtigungen aus für ein einheitli-
ches Weisungsrecht, eine einheitliche 

Ausbildung der Berufsträger, eine 
Berufsordnung der Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieure und einheitli-
che Werke bei der Landesvermessung 

und dem Liegenschaftskataster.“ 

„Damit ist der Exekutive nach 1934 eine 
große Machtfülle übertragen worden, 
die jedoch nach dem Zusammenbruch 
durch das Verfassungsrecht wesentlich 

beschnitten worden ist. Heute müs-
sen Inhalt, Zweck und Ausmaß einer 
Ermächtigung nach Artikel 80 Abs. 1 
des Grundgesetzes und nach einigen 

Landesverfassungen ... im Gesetz genau 
umrissen sein.“ 

[Nittinger 1962, 34].

Es ist ein Gesetz im nationalsozialisti-
schen Gravitationsfeld. In der Literatur 
der Zeit fehlt es nicht an verräterischen 
Hinweisen, die auch, wenn man sie als 
unverbindliche Floskeln deutet

„Wenn dank dem Siege der 
nationalsozialistischen Revolution nun 

die Stunde ...“
[Pfitzer 1936, 1],

doch das Zentrum erkennen lassen, das 
das Feld bestimmt.

Was ist von der Neuordnung des Vermes-
sungswesens geblieben? Großmann [262] 
nennt als erstes das

„verwaltungsmäßige Zusammenfassen 
von Landesvermessung und Kataster”, 

das „Pfitzers Hauptanliegen war“.

Was hat es mit dieser viel beschworenen 
Einheit auf sich? 

Nittinger [1962, 38] weist darauf hin, dass 
das Gesetz von 1961

„die Einheit der Landesvermessung 
und des Liegenschaftskatasters ganz 
besonders herausgestellt“ hat. „Das 
ist nicht nur in expressis verbis durch 

die Bezeichnung des Gesetzes ver-
merkt, sondern der ganze Aufbau des 
Gesetzes – vom Namen angefangen 
bis zum Schlussparagrafen – lässt die 
Absicht des Gesetzgebers klar erken-

nen.“

Gemeinsame Fragen werden im allgemei-
nen Teil behandelt (Wahrnehmung der 
Aufgaben, Betreten der Grundstücke, 
Veröffentlichung der Ergebnisse). Auch 
aus den Abschnitten Landesvermessung 
und Liegenschaftskataster gehe die in-
nere Verzahnung hervor. Dieser Eindruck 
vermittelt sich allerdings dem unbefange-
nen Beobachter durchaus nicht. In diesen 
beiden Abschnitten werden die beiden 
Bereiche unabhängig voneinander be-
handelt. Der Wille (des Gesetzgebers) 
war wohl da, aber aus heutiger Sicht im 
Gesetz noch schwach entwickelt (was 
nicht bedeutet, dass die Einheit nicht 
praktiziert wurde). Es musste noch einmal 
nachgesetzt, beschworen werden:

„So hat das nieders. Gesetz im äuße-
ren Aufbau und inneren Gehalt den 

Verbund zwischen Landesvermessung 
und Liegenschaftskataster klar und 

deutlich herausgestellt.“
[Nittinger 1962, 39].

Nach Möllering [Kommentar zum Nie-
dersächsischen Vermessungs- und Ka-
tastergesetz, § 1, Erl. 2.1] stehen beide 
Aufgabenkomplexe gleichberechtigt 
nebeneinander, wobei eine enge Wech-
selbeziehung besteht. Die Einheit ist 
im funktionellen und nicht im organi-
satorischen Sinne zu verstehen; beide 
Aufgaben brauchen also nicht von einer 
einzigen Behörde wahrgenommen zu 
werden (§ 1, Erl. 2.4c).

Die Probleme waren damals möglicher-
weise anderer Art:

„Kritiker aus eigenen Reihen haben 
erklärt, für die Landesvermessung 

brauche man kein Gesetz. Sie sei seit 
100 Jahren ohne Gesetz ausgekom-

men.“ 
[Nittinger 1962, 39].

Diesen Kritikern war es möglicherweise 
nicht sonderlich sympathisch, dass die 
erhabene Landesvermessung (als Verkör-
perung der höheren Geodäsie) mit dem 
Kataster zur Einheit zusammengefasst 
werden sollte. Noch gut zwanzig Jahre 
später stellt Schulte [1983, 532] trotz

„gesetzlich begründeter Einheit 
von Landesvermessung und 

Liegenschaftskataster“

ein Spannungsfeld zwischen diesen bei-
den Hauptbereichen des öffentlichen 
Vermessungswesens fest. Und Schönherr 
[311] meinte, dass das Gesetz zwar die 
Integration der Landesvermessung und 
der Katastervermessung wollte, aber 
keine praktikable Benennung für einen 
gemeinsamen Oberbegriff fand; mit der 
Begriffseinheit setzen sich auch Borg-
mann und Hoffmann [310] auseinander. 
Jedenfalls hat sich der Gesetzgeber 
seinerzeit dafür entschieden, auch die 
Aufgabe Landesvermessung – neben 
dem Liegenschaftskataster – gesetzlich 
zu fixieren, und damit den Willen zur 
funktionellen Einheit erkennen lassen. 
Definitiv gefordert wird sie an keiner 
Stelle des Gesetzes. Das Gesetz bietet 
aber einen Ansatz.
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„Die Landesvermessung ..., ursprüng-
lich überwiegend unter militärischen 
Gesichtspunkten eingerichtet, dient 

heute vielen zivilen Belangen und ist 
dadurch in engere Wechselbeziehung 

mit dem Liegenschaftskataster 
gekommen, für das sie die 

Vermessungsgrundlagen lieferte 
und von dem sie umgekehrt für die 
eigenen Arbeiten die erforderlichen 

Unterlagen erhält. Aus wirtschaftlichen 
Gründen bilden Landesvermessung und 
Liegenschaftskataster eine organisato-

rische Einheit.“

So formulierte es Bennemann [4], damals 
Niedersächsischer Minister des Innern. 

Die komplexe Problematik von Zentrali-
sation und Dezentralisation: In den Fach-
kreisen gab es durchaus keine ungeteilte 
Zustimmung, als nach dem Krieg die Ge-
setzgebung für das Vermessungswesen 
durch das Raster des Grundgesetzes fiel 
und in der föderalistisch organisierten 
Bundesrepublik wieder zur Ländersache 
wurde. Noch 1981 stellt Apel [10] fest: 

„a.) Der Bund kann die Gesetzgebung 
für das Liegenschaftskataster voll 

und für die Landesvermessung in den 
Rahmengrundsätzen wahrnehmen.

b.) Ein Bedürfnis für die 
Bundesgesetzgebung besteht bereits 
heute; für die künftigen Jahrzehnte 
ist sie unbedingt erforderlich, wenn 
das Liegenschaftskataster und die 

Landesvermessung ihren sich wandeln-
den Aufgaben weiter gerecht werden 

soll.“
 

Brückner [421], der die Entstehung der 
Länderkompetenz historisch aufbereitet 
hat, bezweifelt allerdings,

„ob nur wegen der technischen 
Einheitlichkeit im Vermessungswesen 
eine Bundesgesetzgebung notwendig 

ist“.

Gewiss ist „Einheitlichkeit“ verstärkt auch 
heute wieder eine Forderung. Es fragt sich 
allerdings, ob sie nur auf dem Wege der 
Einheit (Bundesgesetzgebung) herzustel-
len ist. Zum anderen ist – auch wenn man 
die Entwicklung des Vermessungswesens 
betrachtet – nicht zu übersehen, dass der 
Bundesstaat die Länder zum Wettbewerb 
herausfordert und räumlich begrenzte Ex-
perimente ermöglicht, die im Fall ihres 
Gelingens von der Gesamtheit übernom-
men werden können [Arndt, Heyde, Ziller, 
8]. Es ist immer wieder geschehen, dass 
einzelne Länder als Vorreiter aufgetreten 
sind und sich der Fortschritt im Wege des 
Wettbewerbes entwickeln und verbreiten 
konnte. In der Auseinandersetzung mit 
dieser Frage gibt Simmerding [423] zu 
bedenken:

„Keine Gründe sind schließlich 
für die Annahme zu finden, von 
einer Zuständigkeitsverlagerung 

aus der Länderebene auf eines der 
Mammutressorts des Bundes wären für 
das Vermessungswesen Vorteile oder 

förderliche Impulse zu erwarten. Auch 
eine noch so potente Zentralstelle fin-
det nicht unbedingt die einfachsten 
und zweckmäßigsten Lösungen, wie 

das Beispiel des Reichskatasters zeigt.“

Neuanfang, Aufbau – das gilt auch für 
das rechtliche Gerüst. Die Vorgaben 
waren andere. Das Verhältnis Bürger 
und Verwaltung erschien im neuen 
Licht, was auch im Verwaltungsrecht 
seine Auswirkungen zeigte. Die Ver-
waltungsgerichtsbarkeit formierte sich 
neu. Der Bund erließ unter anderem die 
Verwaltungsgerichtsordnung (1960); das 
Verwaltungsverfahrensgesetz kam sehr 
viel später (1976). 

An der neuen rechtlichen Wirklichkeit 
hatte sich auch das Vermessungs- und 
Katastergesetz zu orientieren. Wer in der 
damaligen Verwaltungspraxis hätte sehr 
viel mit dem Begriff „Verwaltungsakt“ 
verbinden können? Er ergibt sich nicht 
aus abstrakten Denküberlegungen, son-
dern ist eine Zweckschöpfung, die dem 
Rechtschutzbedürfnis des Bürgers dient 
[Wittern 113]. 
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Es ist kein Wunder, dass aus heutiger 
Sicht die Ansätze etwas „ungelenk“ er-
scheinen: Die Vorstellungen haben sich 
inzwischen geändert, die Begriffe sind 
ausgestaltet, ausdifferenziert worden.

Das markanteste Beispiel ist die Ab-
markung. Wo ist der Verwaltungsakt, 
das Setzen des Grenzsteins, die vorher-
gehende Grenzvermessung? Der allge-
meine Sprachgebrauch nahm es mit der 
Unterscheidung zwischen Vermessung 
und Grenzfeststellung noch nicht so ge-
nau. Die Grenzfeststellung wird – ebenso 
wie die Neueinrichtung und die Bildung 
neuer Grundstücksgrenzen – unter 
„Abmarkung von Grenzpunkten“ (§ 16) 
behandelt. Welche Rolle spielt schließlich 
die Abmarkungsniederschrift? 

Den Verwaltungsakt konnte man nicht so 
präzise ausmachen. Er musste dem Gan-
zen draufgesetzt werden als ein besonde-
rer Bescheid, der „Abmarkungsbescheid“ 
(§ 24), der aber nur in bestimmten Fällen 
erteilt wurde – nämlich dann, wenn die 
Grundstückseigentümer ihr Einverständ-
nis mit der Abmarkung verweigert oder 
eine Nachprüfung ohne Erfolg beantragt 
hatten. Ziel des Unternehmens war also 
das Einverständnis. Um festzustellen, ob 
das gegeben war, wurde ein Verfahren 
mit drei Fallunterscheidungen konstru-
iert:

1. Die beim Abmarkungstermin „Er-
schienenen“ konnten die Verweige-
rung ihres Einverständnisses mit der 
Abmarkung dadurch zum Ausdruck 
bringen, dass sie die Abmarkungs-
niederschrift nicht genehmigten und 
unterschrieben (§ 22).

Den Beteiligten, die bei der Abmarkung 
nicht anwesend waren, wurde (nach § 23) 
die Abmarkung ihrer Grenze durch eine 
Benachrichtigung mitgeteilt (oder durch 
Offenlegung bekannt gemacht). 

2. Das Einverständnis mit der Abmar-
kung galt als erteilt, wenn sie nicht 
innerhalb zwei Wochen nach Zu-
stellung der Benachrichtigung (oder 
nach Ablauf der Offenlegungsfrist) 
eine Nachprüfung beantragt hatten 
– also eine fingierte Zustimmung 
nach Fristablauf.

3. Wer damit nicht einverstanden war, 
konnte innerhalb der Frist die Nach-
prüfung beantragen. Erst dann kam 
der Abmarkungsbescheid als Verwal-
tungsakt, der nach den Vorschriften 
der Verwaltungsgerichtsordnung 
angefochten werden konnte. 

Die Meinungsbildung „zur Rechtsnatur 
der Abmarkung“ [Kriegel 79]war noch 
Anfang der sechziger Jahre nicht abge-
schlossen. Kriegel weist daraufhin, dass 
die Frage nach der rechtlichen Natur der 
Abmarkung für jene Länder eindeutig be-
antwortet sei, deren Abmarkungsgesetze 
den Verwaltungsrechtsweg vorschrieben 
(hierzu gehörte auch Niedersachen). Auf 
die niedersächsische Regelung bezogen 
würde dann die „Abmarkung“ (Verwal-
tungsakt) im Abmarkungsbescheid zu 
sehen sein (der angefochten werden 
konnte). 

Meiborg [12/13] vertritt für die der 
niedersächsischen vergleichbaren Rege-
lung die Ansicht, dass Vornahme einer 
Abmarkung

„Anbringen von Grenzmarken im 
Termin und die sich anschließende 

Aufnahme einer Niederschrift über den 
Hergang der Abmarkung“

nicht den Begriff des Verwaltungsaktes 
erfülle,

„weil die Abmarkung nach der 
gesetzlichen Ausgestaltung des 

Verfahrens in diesem Stadium nur 
für die Grundeigentümer, die ihr 

Einverständnis erklärt haben, aber nicht 
für die Betroffenen, die dem Termin 
ferngeblieben sind oder im Termin 

widersprochen haben, verbindlich ist 
... Das Abmarkungsgeschäft ist dem-
gemäß vorbehaltlich einer späteren 

Änderung im Nachprüfungsverfahren 
zunächst nur zwischen der 

Vermessungsstelle und den zustim-
menden Grundeigentümern zu Stande 

gekommen. Es handelt sich hier um 
eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
... Der Nachprüfungsbescheid stellt ... 
gegenüber seinem Adressaten einen 

echten Verwaltungsakt dar. Wir haben 
hier also den verhältnismäßig seltenen 
Fall, daß ein und derselbe öffentlich-

rechtliche Tatbestand teils im Wege des 
gegenseitigen Einverständnisses, teils 

durch Verwaltungsakt geregelt werden 
kann.“

Kriegel lässt es dahingestellt sein, ob 
der„Grenzermittlungsvermessung“der 
Charakter eines Verwaltungsaktes zuzu-
sprechen ist. Er verweist auf Reist [390]:

„Aus der Abgrenzung, d. h. aus der 
Grenzfeststellung, sollte man keinen 
Verwaltungsakt konstruieren. Nach 
den heutigen Begriffsdefinitionen 

handelt es sich dabei um eine 
Verwaltungshandlung tatsächlicher 
Art und nicht um eine behördliche 

Willenskundgebung, mit der von obrig-
keitswegen Rechte und Pflichten im 

Einzelfall geschaffen werden.“

Nittinger [1962, 36] bemerkt hierzu:

„Die neuen Abmarkungsgesetze 
... enthalten die Vorschrift, daß 

bei Abmarkungen, die vom 
Grundstückseigentümer nicht aner-

kannt werden, diesem Rechtsbehelfe 
nach der Verwaltungsgerichtsordnung 
zustehen, da die Grenzfeststellung ein 

Verwaltungsakt ist, der tatsächliche 
Gegebenheiten feststellt.“ Hier verwi-

schen offensichtlich „Grenzfeststellung“ 
und „Abmarkungsbescheid“.
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Nicht weniger komplex erschien seiner-
zeit die Problematik, die sich aus dem 
Spannungsverhältnis zwischen Verwal-
tungsrecht und bürgerlichem Recht 
ergab.

Nittinger [1962, 36] setzt sich damit aus-
einander:

„Es wird nun aber die Ansicht vertre-
ten, die verwaltungsgerichtliche Klage 
habe keinen Sinn und kein Ziel ... Ziel 

der Klage sei ... nicht der behörd-
liche Abmarkungsakt, sondern die 

Zusprechung eines Eigentums, das über 
die abgemarkte Grenze hinausgehe.“ 

Dagegen wird allerdings eingewandt: 

„Der die Grenzfeststellung 
und Abmarkung anfechtende 

Grundeigentümer kann Zweifel an 
der Gültigkeit, Vollständigkeit und 

Auswertung der Unterlagen und der 
richtigen Übertragung in die Örtlichkeit 

haben. Die Möglichkeit zu einem 
solchen Verwaltungsstreitverfahren 

wird von der Fachseite nicht etwa des-
halb begrüßt, weil noch ein weiterer 

Rechtsinstanzenweg hinzugekom-
men oder die Stellung der Behörde 

gestärkt worden ist, sondern weil im 
Laufe des Verwaltungsstreitverfahrens 
Mängel, die bei der Vermessung und 
Abmarkung begangen worden sind, 
behoben werden können. Außerdem 

muß dem Grundstückseigentümer nach 
der VwGO das Recht zugestanden 

werden, gegen die Entscheidung der 
Behörde vorgehen zu können. Daß es 

hierbei, wenn nicht die Katastergrenze, 
sondern eine andere Linie als Grenze 
und damit ein Teil des nachbarlichen 

Grundeigentums gemeint ist, zu einem 
Zivilprozeß kommen kann, liegt auf 
der Hand. Es ist aber nicht richtig, 
von vornherein zu sagen, es liege 

kein Verwaltungsakt vor und deshalb 
komme nur ein Verfahren vor dem 

ordentlichen Gericht in Frage.“

Es handelt sich offensichtlich noch um 
eine sehr spröde Materie.

Das Niedersächsische Vermessungs- und 
Katastergesetz vom 2.7.1985

Das Gesetz von 1961 hatte sich in der 
Verwaltungspraxis etabliert. Fast ein Vier-
teljahrhundert hat es gegolten. Man kam 
damit zurecht. Es war auch nicht eine ver-
breitete Forderung der Verwaltung, dass 
das Gesetz nun abgelöst werden müsse. 
Die Kritik kam eher leise. 

In einer zukunftsweisenden Analyse setzt 
sich Schulte [1982, 1983] Anfang der Acht-
zigerjahre mit herkömmlichen Strukturen 
und eingeübtem Verständnis im öffent-
lichen Vermessungs- und Katasterwesen 
auseinander. Er geht davon aus, dass es 
sich bei Grenzfeststellung und Abmar-
kung um prinzipiell getrennte  Vorgänge 
bzw. Verwaltungsverfahren handelt.

„Eine Grenzfeststellung kann ohne 
Abmarkung abgeschlossen werden; 
anderseits bedarf eine Abmarkung 
nicht zwingend einer vorherigen 

Grenzfeststellung (z. B. bei zukünftigen 
Grenzen).“ 

[Schulte 1982, 15/16].

Die Novellierung des Vermessungs- und 
Katastergesetzes sollte eine entspre-
chende Klarstellung bringen und darü-
ber hinaus eine Anpassung an das Ver-
waltungsverfahrensgesetz vornehmen. 
Konsequenz: Das zweistufige Vorverfah-
ren mit „Benachrichtigung“ und „Abmar-
kungsbescheid“ wurde abgeschafft. 

Wegen der engen Bindung des Katasters 
an das Grundbuch hätten die im Grund-
buch definierten Begriffe wie „Grund-
stück“ und „Teilung“ auch in das Kataster 
Eingang gefunden. Dabei wäre es sinnvol-
ler, sich auf die katasteroriginären Begrif-
fe, wie „Flurstück“ und „Zerlegung“, zu 
beschränken. Diese Forderungen fanden 
im Gesetz von 1985 Berücksichtigung. An-
dere sind erst 2002 Gesetzeswirklichkeit 
geworden.

Das Gesetz von 1961 brauchte bis zu 
seiner Verabschiedung sieben Jahre, 
ebenso das Gesetz von 2002. Das Gesetz 
von 1985 schloss eine Reform ab, die acht 
Jahre vorher (1977) ausgelöst wurde: Die 
Landesregierung beabsichtigte die Neu-
organisation der Vermessungs- und Ka-
tasterverwaltung [Möllering 1985, 513]. 
Stichwort Kommunalisierung: Die staat-
lichen Katasterämter sollten in die Ver-
waltungen der Landkreise und kreisfreien 
Städte eingegliedert und das Fachgesetz 
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entsprechend geändert werden – „Einheit 
der Verwaltung auf der Kreisstufe“. Die 
Kommunalisierung wurde aufgegeben 
(aus „Einheit“ der Verwaltung wurde 
„Einräumigkeit“), die Gesetzesreform, 
die auch zeitweise wankte (respektlose 
Bemerkung aus der Zeit: „Arbeit für den 
Papierkorb“), weitergeführt. 

Nach fast fünfundzwanzig Jahren mit 
dem vorhergehenden Gesetz hatte die 
Ablösung nicht gerade den Charakter 
eines Umsturzes. Es hatten sich, wie von 
Schulte dargelegt, Mängel gezeigt, das 
Verständnis hatte sich geändert, das Ge-
setz war in eine andere „Zeit“ geraten mit 
anderen gesellschaftlichen, rechtlichen ... 
Gegebenheiten und Vorstellungen. 

Das neue Gesetz von damals hatte sei-
nerzeit selbst eine Veränderungswirkung, 
einen enormen Innovationsschub in der 
Vermessungs- und Katasterverwaltung 
gehabt. Inzwischen ist es selbst Ge-
schichte geworden. Nach 17 Jahren, die 
wir mit dem Gesetz gelebt haben, muss 
vor allen Neuerungen im Konzept und 
in der Ausgestaltung ganz besonders 
die konsequente Ausrichtung und Ver-
ankerung im Verwaltungsrecht als histo-
risches Verdienst hervorgehoben werden. 
An diesem Standard sind die folgenden 
Gesetze  zu messen. 

Am 25. 5.1976 wurde das Verwaltungs-
verfahrensgesetz des Bundes verab-
schiedet, Niedersachsen folgte mit dem 
Vorläufigen Verwaltungsfahrensgesetz 
am 3.12.1976. Ausgelöst hat diese Kodi-
fizierung des Verwaltungsfahrensrechts, 
vorher größtenteils Gewohnheitsrecht, 
eine weitreichende Harmonisierung und 
Klärung der Verwaltungsverfahren. Es 
war der fehlende Baustein in der Verwal-
tungsrechtsreform der Nachkriegszeit. 

Mit dem Gesetz von 1985 war der 
Verwaltungsakt im öffentlichen Ver-
messungswesen überall präsent. Es gab 
nunmehr im Vergleich zu früher gerade-
zu eine Inflation von Verwaltungsakten: 
jede Grenzfeststellung und Abmarkung 
– dagegen früher nur der relativ seltene 
Abmarkungsbescheid (bei „Verweigerung 
des Einverständnisses oder aufgrund eines 
Nachprüfungsantrags“) –, die Übernahme 
(wie bisher), sogar bei den Gebäudever-
messungen – die „Aufforderung“.  

Das ganze Gesetz war perfekt durchge-
formt, auf das Wesentliche reduziert. 

Das gilt auch für die  Terminologie. Ei-
nige grundlegende Begriffe werden im 
Gesetz definiert: „Landesvermessung“ 
durch inhaltliche Festlegung, die Berei-
che „Grundlagenvermessung“, „Topogra-
fische Landesaufnahme“ sowie „Führung 
und Herausgabe der Topografischen Lan-
deskartenwerke“ werden legal definiert, 
„Liegenschaften“ (Flurstücke und Gebäu-
de) und „Flurstück“ durch Legaldefiniti-
on, „Grenzfeststellung“, „Abmarkung“ 
und „Vermarkung“. 

Das verwaltungsinterne Vorverfahren 
(Nachprüfungsverfahren) entfiel ganz 
– wie Schulte seinerzeit gefordert hatte. 
Ein Abmarkungsverzicht war als Option 
vorgesehen.

In Erinnerung bleiben wird das „Auf-
forderungsverfahren“ (wenn der Ver-
pflichtung, neu errichtete oder in den 
Außenmaßen veränderte Gebäude ver-
messen zu lassen, nicht nachgekommen 
wurde), das der Vermessungs- und Katas-
terverwaltung die meisten Widersprüche 
eingebracht hat. Das neue Gesetz (von 
2002) geht hier anders vor, man darf 
gespannt sein.

Das Liegenschaftskataster dient keinem 
internen Selbstzweck, sondern der 
Öffentlichkeit. Die „Öffentlichkeit des 
Liegenschaftskatasters“ ist ein Thema 
aller Vermessungsgesetze. Zu beobach-
ten ist eine zunehmende Öffnung. Be-
stehen bleibt das Spannungsverhältnis 
zum Datenschutz. Auch im Gesetz von 
1985 wurde die Tür ein Stück weiter 
aufgemacht:

• Die Versorgung der Kommunen mit 
gebietsdeckenden, aktuellen Auszü-
gen aus dem Liegenschaftskataster 
wurde erweitert (gebietsdeckende 
Auszüge aus dem Liegenschaftsbuch 
haben sie für eigene Aufgaben be-
reits vorher erhalten).

• Sie konnten nunmehr Einblick in die-
se Auszüge gewähren.

• Es war zugelassen, Auszüge aus den 
Nachweisen der Landesvermessung 
und des Liegenschaftskatasters für 
eigene, nichtgewerbliche Zwecke zu 
vervielfältigen.

Zu dem Gesetz von 1961 haben Nittinger, 
Konstanzer, Wendt und Hölper seinerzeit 
einen Kommentar verfasst, der – in zwei 
Auflagen – in den Nachrichten der Nieder-
sächsischen Vemessungs- und Katasterver-
waltung veröffentlicht wurde [Nittinger, 
Konstanzer, Wendt, Hölper, 1965, 1967]. 
Das zeugt für das damalige Sendungs-
bewusstsein: Die Informationen sollten 
unter die Leute gebracht werden.

Zum Gesetz von 1985 kam 1990 ein sehr 
umfangreicher und detaillierter Kom-
mentar von Möllering und Bauer heraus, 
der ein Standardwerk zum Vermessungs- 
und Katasterrecht geworden ist. Bei allen 
Fragen zu dieser Rechtsmaterie beginnt 
die Suche in diesem Kommentar – aus der 
Erfahrung heraus, dass man hier fündig 
wird. Es ist davon auszugehen, dass dieser 
Kommentar zur Entwicklung der Rechts-
vorstellungen beigetragen hat (und auch 
in der Rechtsprechung gebührend Beach-
tung gefunden hat).

Nach einem wechselvollen Schicksal in 
einer – zeitweise turbulenten – Reform 
trat das Gesetz Mitte der achtziger Jahre 
auf in seriösem Zwirn und stellte seine 
Ansprüche. Es war seiner Zeit voraus und 
hatte Vorbildfunktion in der Bundesre-
publik. Nach anfänglichem Murren gab 
es in der Praxis kaum Kritik. Es hat seine 
Aufgabe ausgezeichnet erfüllt.
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Und es erfüllt sie – in leicht abgewan-
delter Form – weiter: in Sachsen-Anhalt. 
Es hat sich vorgenommen, dort auch 
die Zukunft zu bewältigen. Im Vorwort 
zur zweiten Auflage ihres Kommentars 
schreiben Kummer und Möllering [21]: 

„Die Kommentar-Neubearbeitung 
zeigt deutlich, dass das bestehende 
Vermessungs- und Katasterrecht des 
Landes Sachsen-Anhalt den neuen 

Anforderungen und Entwicklungen 
Rechnung trägt. Das Gesetz ermöglicht 
ohne Novellierung den fachlichen Weg 
in die Wissens- und Informationsgesell-

schaft.“

Ein besseres Kompliment konnte diesem 
Gesetz nicht gemacht werden.

Wie setzt sich Niedersachsen mit der Zu-
kunft auseinander?

Das Niedersächsische Gesetz über 
das amtliche Vermessungswesen vom 
12.12. 2002

Grundsteuerkataster, Eigentumskataster, 
Mehrzweckkataster (die Mehrzweckhal-
len lassen grüßen, schlicht aber zweck-
mäßig) und als Höhepunkt das Geobasi-
sinformationssystem – es hört sich an wie 
eine schöne Legende, eine historische 
Entwicklung wie von der Vorsehung ge-
führt. Und aus einer Nebenlinie kommt 
die Landesvermessung hinzu mit ihren 
militärischen Ahnen, verbindet sich und 
geht auf in dem großen Ganzen. 

Es ist eine Erkenntnis, die eigentlich erst 
in letzter Zeit richtig aufgegangen ist, in 
welchem Umfang Informationen Bezug 
zur Lage haben: Die Lage ist ein wesent-
liches Element im dichten Geflecht der 
Informationen. Davon profitierte – und 
hat auch früher profitiert – ein Modell der 
Lagewirklichkeit, das sich zum „Geobasis-
informationssystem“ entwickeln konnte: 
Womit auch immer es einmal begonnen 
hat, es konnte sich als geometrische In-
stanz etablieren, zunächst auf bestimmte 
Zwecke beschränkt (voran Militär und die 
lukrative Grundsteuer), dann allmählich 
die Ausweitung entsprechend der Be-

deutung von Lageinformationen. Diese 
Expansion beschleunigt sich zunehmend. 
Die Verbreitung korrespondiert mit der 
Öffnung. Mit dieser Entwicklung hat sich 
das Gesetz auseinander zu setzen, auch 
mit ihren Gefahren. 

Die Erwartung ist groß.

Nach dem neuen Gesetz gäbe es künftig 
keine „Anträge“ mehr, sondern nur noch 
„Aufträge“ – keine Spur davon im Gesetz 
(im Gegenteil, zum Beispiel § 4). Alles was 
an Reformen („Bürgernähe“) zur Zeit 
gedacht, geplant, gewünscht wird – das 
neue Gesetz richtet es. Die „einheitlichen 
Geobasisdaten“, man sucht sie im Gesetz 
vergebens, ebenso wie „eGovernment“, 
„Internet“ ...

An diesen Erwartungen ist natürlich et-
was dran. Man muss aber schon die Be-
gründung zum Gesetz heranziehen, um 
es konkreter zu fassen, „Geobasisdaten“ 
und „Internet“ zu finden.

Das Gesetz gilt geradezu als Katalysator 
der Entwicklung. Das Gesetz als Hoff-
nungsträger, ein positiver Aspekt, der 

Aufbruchstimmung – fast Euphorie – 
signalisiert. Die Veränderung ist greifbar 
– bei aller Begeisterung aber auch die 
Besorgnis.

Was ist nun aber die Quintessenz dieses 
Gesetzes? Auf diese Frage gibt es keine 
eindeutige Antwort, weil das Gesetz nicht 
auf eine oder wenige Intentionen zu re-
duzieren ist. Technologie könnte man 
als wesentlichen Aspekt vermuten. Der 
Wortlaut des Gesetzes gibt dafür aller-
dings gar nicht so viel her – er impliziert 
jedoch an einigen Stellen Technologiean-
wendung, Informationstechnologie. Mit 
Technik wird immer Fortschritt assoziiert, 
mit Recht und Technik immer ein Span-
nungsverhältnis. Die Technik entwickelt 
sich nicht aufgrund eines Gesetzes, sie hat 
ihre eigene Gesetzmäßigkeit. Sie bewegt 
sich aber nicht im rechtsfreien Raum. Das 
Recht gibt einen Rahmen, der Entwick-
lungen, Fortschritt ermöglicht, den Takt 
bestimmt die Technik.

Das Gesetz kommt schnell zur Sache: Die 
Aufgabe steht an markierter Stelle, näm-
lich an der Spitze des Gesetzes; die Insti-
tutionen, die die Aufgaben wahrnehmen, 
sind zugunsten der Aufgaben übrigens 
– gegenüber den Vorgängergesetzen – 
nach hinten gerückt (§ 6).
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Das Portal mit den Aufgaben des amt-
lichen Vermessungswesens vermittelt 
einen Zugang auch zur Technik (§ 1 (3) 
Satz 1):

„Die Angaben des amtlichen 
Vermessungswesens sind in raumbezo-
genen Informationssystemen zu füh-

ren.“

Damit wird in abstrakter Weise die Form 
der Nachweisführung vorgegeben und 
gewährleistet, dass die vorgehaltenen 
bodenbezogenen Sachverhalte des amt-
lichen Vermessungswesens entsprechend 
dem jeweiligen technologischen Standard 
zur Nutzung bereitgestellt werden: Mit 
dem Bereitstellungsgebot (§ 1 (2)) – für 
Behörden und andere Stellen des Landes 
sogar ein Übernahmegebot (§ 1 (3) Satz 2 
und 3) – ergibt sich in dieser Hinsicht ein 
Anspruch. Die gesetzlichen Begriffe sind 
nicht an den jetzigen technologischen 
Standard gebunden, sondern offen für 
Entwicklungen. Damit enthält das Gesetz 
eine „dynamische Komponente“, von au-
ßen bestimmt durch die technologische 
Entwicklung.

Ein neues Gesetz markiert in der Regel 
einen Wechsel, eine neue Ära (hier darf 
„Paradigmenwechsel“ nicht fehlen).

Die Erneuerung präsentiert sich auch im 
Gewande einer neuen Terminologie, neue 
Begriffe werden eingeführt, alte ent-
sorgt. Über dem Ganzen thront im Titel 
des modern durchgestylten Gesetzes, wie 
ein rührend anmutendes Relikt aus alter 
Zeit, das „amtliche Vermessungswesen“: 
„Gesetz über das amtliche Vermessungs-
wesen“. Im Gesetz ist es ein neuer, im 
fachlichen Sprachgebrauch allerdings 
geläufiger und zudem treffender Begriff. 
Damit hat sich das Wort „Vermessung“ in 
die digitale Welt gerettet (und ist dort gut 
platziert). Im Gesetzestext taucht es noch 
einige Male in Wortverbindungen auf: 
„Vermessungs- und Katasterbehörde“, 
„Öffentliche bestellte Vermessungsin-
genieurinnen und ...“, „behördliche 

Vermessungsstellen“, „Fachrichtung 
Vermessungs- und Liegenschaftswesen“; 
in der einfachen, selbstständigen Form 
– „vermessen“, „Vermessung“ – wird  
man es vergebens suchen. In den Vorgän-
gergesetzen werden die „erforderlichen 
Vermessungen“ ausdrücklich als eine 
eigenständige Aufgabe benannt. Dass 
dies im neuen Gesetz nicht geschehen ist, 
bedeutet nicht die Abschaffung dieser Tä-
tigkeit im amtlichen Vermessungswesen. 
Wir „erfassen“ nunmehr. 

In § 2 werden Begriffe des Gesetzes 
bestimmt, insbesondere die in § 1 einge-
führten. Damit werden die Rechtsbegriffe 
abgesteckt, wie sie das Gesetz verwendet. 
Das kann durchaus vom Sprachgebrauch 
abweichen, zum Beispiel bei dem in die-
sem Vermessungsgesetz erstmalig defi-
nierten Gebäudebegriff (auf den noch 
einzugehen ist). Neben den bisher gän-
gigen Begriffen wie („Liegenschaften“, 
„Flurstücke“, ...) wird sich möglicherweise 
die „Standardpräsentation“ (§ 2 Nr. 6) zu 
einem solchen entwickeln. 

Aber es werden nicht alle Begriffe in § 2 
definiert: zum Beispiel „Liegenschaftska-
taster” (in § 3 (1)), „Grenzfeststellung“ (in 
§ 4 (1)), „Abmarkung“ (in § 4 (4)). 

Interessant ist das Schicksal des Begriffes 
„Liegenschaftskataster”. Er ist im neuen 
Gesetz erhalten geblieben als ein Oberbe-
griff für „Nachweis der Liegenschaften“ 
und „Hinweis auf öffentlich-rechtliche 
Festlegungen“. In der Grundbuchord-
nung gibt es auch eine (Klammer-)Defi-
nition des „Liegenschaftskatasters“ (§ 2 
Abs. 2 GBO):

„Die Grundstücke werden im 
Grundbuch nach den in den 

Ländern eingerichteten amtlichen 
Verzeichnissen benannt (Liegenschafts

kataster).“ 

Im neuen Gesetz wird das noch einmal 
in umgekehrter Richtung definiert (§ 3 
Abs.1):

„... Liegenschaftskataster ...; es ist 
amtliches Verzeichnis im Sinne des § 2 

Abs. 2 der Grundbuchordnung ...”.

Wenn der (bisherige) Begriff „Liegen-
schaftskataster“ nicht in § 3 des neuen 
Gesetzes übernommen worden wäre, 
hätte man erst in die Grundbuchord-
nung sehen müssen, um ihn zu finden, 
verwirrende Welt der Begriffe ...

Witte [345] hatte vor einem halben Jahr-
hundert die Vision von einem vollauto-
matischen Kataster:

„Unter Verwendung aller techni-
schen Neuerungen ... ist es vorstellbar, 
Kataster, Grundbuch und Steuerbuch 

eines ganzen Staates in einem einzigen 
Gebäude zentral unterzubringen ... In 
der Tat, ein noch unerforschtes Gebiet, 
Neuland, ungeahnte Möglichkeiten!“ 

Schulte [1970, 54] hatte rund zwanzig Jah-
re später die Vorstellung von einer „Su-
perdatenbank“ bzw. von der Kopplung 
getrennter Datenbanken; damit sollte 
die „integrierte Gesamtverwaltung“,die 
Integration der Informationssammlun-
gen, realisiert werden. Die Wirklichkeit 
hat die Vorstellungen von Witte überholt, 
wobei jedoch die Entwicklung diffiziler 
war – die Hypertrophie eines elektroni-
schen Zentralismus ist es letztlich nicht 
geworden, sondern, wie man weiß, ein 
sehr viel komplexeres Gebilde; Schultes 
„Integration“ dürfte allerdings eine un-
endliche Geschichte werden. 

Das amtliche Vermessungswesen bietet 
ein Modell der Wirklichkeit, ein Abbild, 
in dem bestimmte raumbezogene, recht-
liche und tatsächliche, Merkmale erfasst 
werden. Dieses bisher körperlich fassba-
re, analoge Werk ist mit einem enormen 
Kraftakt in einen anderen (virtuellen) 
Aggregatzustand, in die digitale Welt 
transformiert worden; allein die Digitali-
sierung der Karten hat (bei einem hohen 
Personaleinsatz) mehr als ein Jahrzehnt 
Arbeit gekostet. 

In der digitalen Flexibilität und Verfüg-
barkeit  formieren sich neue Strukturen, 
die bisher starre (körperliche und organi-
satorische) Blockbildungen aufweichen, 
neue Konstellationen, Funktionalitäten 
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und Verbindungen schaffen – sich nicht 
zuletzt auch auf das Gesetz auswirken: 

• Schulte [1982, 11] bemängelte schon 
vor zwei Jahrzehnten, dass in nahezu 
allen Vermessungs- und Katasterge-
setzen der Form der Nachweise der 
Vorrang gegenüber den Inhalten ge-
geben werde. Er bezog diese Aussage 
auf die Katasternachweise, und zwar 
speziell auf die Begriffe „Buch“ und 
„Karte“, die gesetzlich festgelegt 
waren. Diese Unterscheidung findet 
man im neuen Gesetz nicht mehr. Das 
amtliche Vermessungswesen wird 
nach inhaltlichen Kriterien struktu-
riert – nicht wie bisher teilweise nach 
quasi-organisatorischen Merkmalen 
(Landesvermessung, Liegenschaftska-
taster), teilweise nach den Tätigkei-
ten, die zu den Nachweisen führen 
(Grundlagenvermessung), teilweise 
nach den Produkten (topografische 
Kartenwerke).

 
Nach § 1 (1) ist

• ein Landesbezugssystem vorzuhal-
ten,

• Topografie sowie
• die Liegenschaften nachzuweisen 

und auf öffentlich-rechtliche Festle-
gungen hinzuweisen.

Diese gesetzliche Gliederung liefert auf 
der rechtlichen Ebene eine Grundstruktur 
für die Modellierung der darzustellenden 
Wirklichkeit. Wie das praktisch zu gesche-
hen hat, ist nicht Angelegenheit des Ge-
setzes – die Modellierung der Geoinfor-
mationen des amtlichen Vermessungswe-
sens, einheitlicher Geobasisdatenbestand, 
Objekte ... [Kähler-Stier]. 

Die Flexibilisierung beschränkt sich nicht 
auf die Binnenstrukturen des amtlichen 
Vermessungswesens. Sie wirkt nach 
außen, strukturiert auch die Außenwir-
kungen neu. Das Gesetz normiert die 
„neue Öffentlichkeit“. Zunächst wird die 
„Bereitstellung“ in Form eines Gebotes in 
§ 1 (2) als Aufgabe bestimmt:
 
• „Die Angaben des amtlichen Ver-

messungswesens und die Standard-

präsentationen sind nach Maßgabe 
des § 5 bereitzustellen.“

Mit dem schlichten Begriff „bereitstellen“ 
öffnet sich ein weites Feld, Stichworte: 
Geodaten, Geoinformationssysteme, 
Vernetzung, Internet ... Für Geodaten 
gibt es inzwischen einen Markt von be-
achtlichem Potenzial. Öffentlichkeit war 
immer ein wesentlicher Aspekt des amt-
lichen Vermessungswesens. Die gesetz-
liche Entwicklung hat zur Erweiterung 
beigetragen. 

Öffnung, mehr Öffentlichkeit versteht 
sich eigentlich von selbst. Es verwundert 
nur, dass ausgerechnet der Paragraf, der 
sich mit einer solchen Selbstverständlich-
keit befasst (§ 5), der gewichtigste, um-
fangreichste des Gesetzes ist. Es ist wohl 
doch etwas mehr dahinter zu vermuten.

Mit der Öffnung tun sich Risiken, Gefah-
ren, Interessenkonflikte auf. Es sind im 
Wesentlichen drei sensible Rechtssphä-
ren, die betroffen sein können:

• das informationelle Selbstbestim-
mungsrecht – Datenschutz

• Das Recht des Datenbankherstellers 
– Leistungsschutz 

• Rechts- und Verkehrssicherheit bei 
der Verwendung amtlicher Daten 
– Verwendungsschutz. 

Datenschutz: Das Interesse der Allge-
meinheit an der Öffentlichkeit der Daten, 
andererseits, bei personenbezogenen 
Daten, das informationelle Selbstbestim-
mungsrecht des Einzelnen – dieser Inter-
essenkonflikt bei der Nutzung der amtli-
chen Nachweise wurde in Anlehnung an 
das Grundbuchrecht über das „berechtig-
te Interesse“ geregelt. Diese bislang für 
die Angaben des Liegenschaftskatasters 
geltende Nutzungseinschränkung wird 
bis auf die datenschutzrechtlich sen-
siblen Eigentumsangaben aufgehoben. 
Abweichend vom Datenschutzrecht 
werden die nachgewiesenen – vom da-
tenschutzrechtlichen Standpunkt her – 
personenbezogenen Angaben nach ihrer 
Sensibilität differenziert „freigegeben“. 
Die Angaben zum Grund und Boden sind 
künftig grundsätzlich uneingeschränkt 

zugänglich, Eigentumsangaben bleiben 
weiterhin beschränkt öffentlich.

Leistungsschutz: Informationen haben 
einen hohen Stellenwert, Datensamm-
lungen einen entsprechend großen wirt-
schaftlichen Wert, der auch rechtlich zu 
schützen ist. Diese Materie wird im Urhe-
berrechtsgesetz des Bundes geregelt (aus-
schließliche Gesetzgebung des Bundes).

Verwendungsschutz: Die Angaben haben 
rechtliche und wirtschaftliche Bedeu-
tung. Sie dienen als Grundlage für 
wirtschaftliche Planungen und Entschei-
dungen sowie für Rechtshandlungen. 
Daher wird es kritisch, wenn diese An-
gaben losgelöst von ihrer Quelle, die 
den amtlichen Stand repräsentiert, ein 
Eigenleben entwickeln. Rechts- und Ver-
kehrssicherheit erfordern Zuverlässigkeit 
der Angaben, die sich durch die unmittel-
bare Bereitstellung bzw. Autorisierung in 
Form einer Erlaubnis durch die zuständi-
gen Vermessungs- und Katasterbehörde 
ergibt (Unmittelbarkeit). Die Verwertung 
für nichteigene und für wirtschaftliche 
Zwecke und die öffentliche Wiedergabe 
von Angaben des amtlichen Vermessungs-
wesens und von Standardpräsentationen 
ist nur mit Erlaubnis der zuständigen Ver-
messungs- und Katasterbehörde zulässig 
(§ 5 (3)). Dieses Verwendungsverbot mit 
Befreiungsvorbehalt soll gewährleisten, 
dass die in die Öffentlichkeit gebrachten 
Angaben (und Präsentationen) dem amt-
lichen Stand, vor allem hinsichtlich ihrer 
Vollständigkeit und Aktualität, auch tat-
sächlich entsprechen: Gewährleistung des 
amtlichen Standes. 

Dass es der § 5 in sich hat und dass er sich 
auf ein komplexes Interessengeflecht be-
zieht, haben auch die parlamentarischen 
Beratungen bestätigt. Konfliktstoff gab 
es bei der Kostenregelung § 5 (4): Die 
kommunalen Körperschaften haben, 
(ebenso wie die Landesbehörden) für An-
gaben des amtlichen Vermessungswesens 
oder Standardpräsentationen, sofern sie 
für eigene nichtwirtschaftliche Zwecke 
bereitgestellt werden, den Bereitstel-
lungsaufwand zu erstatten. Interessen 
sind auch in der Erlaubnisregelung § 5 
(3) berührt. Aufgrund der Beratungen 
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wurde den kommunalen Körperschaf-
ten hier ein Privileg eingeräumt: Die 
öffentliche Wiedergabe von Angaben 
des amtlichen Vermessungswesens und 
von Standardpräsentationen bedarf für 
sie keiner Erlaubnis, wenn sie im Rah-
men ihrer Aufgabenerfüllung eigene 
Informationen für Dritte bereitstellen 
(Eigentumsangaben sind ausgenom-
men). Die öffentliche Wiedergabe ist 
der Vermessungs- und Katasterbehörde 
mitzuteilen. Diese Regelung betrifft zum 
Beispiel Planungen der Gemeinde, die zu 
veröffentlichen sind. 

Auch eine Art Öffnung – die  Basis für die 
Bereitstellung wird verbreitert: 

• Die kommunalen Körperschaften 
werden beteiligt. Ihnen kann auf 
Antrag für ihren Zuständigkeitsbe-
reich die Mitwirkung an der Auf-
gabe, Standardpräsentationen des 
Liegenschaftskatasters bereitzustel-
len, übertragen werden (§ 6 (4)): Der 
Bürger kann seine Standardpräsen-
tation bei der Gemeinde (oder beim 
Landkreis) bekommen. 

• Die Öffentlich bestellten Vermes-
sungsingenieure erhalten sogar noch 
eine erweiterte Befugnis (§ 11 (1) 
Nr. 2), nämlich Einsicht zu gewähren, 
Auskunft zu erteilen und Standard-
präsentationen abzugeben. 

In der Begründung zum Entwurf des 
Gesetzes heißt es:

„Diese Regelung bricht das 
Monopol der VKV hinsichtlich der 

Bereitstellung von Angaben des amt-
lichen Vermessungswesens auf (Ziele: 

Monopol-Sharing).”

Wenn man das Monopol regelrecht 
knacken hört, sollte man allerdings auch 
wissen, dass es vorher die technischen 
Möglichkeiten für diese Öffnung nicht 
gab.

Nachdem sich die Vorstellungen zeitweilig 
in einer von der Körperlichkeit befreiten 
Sphäre – wenn auch als Abbild einer rea-
len Welt – abspielten, vermittelt die Sicht 
auf die bodenständige „Feldforschung“ 
wieder eine terrestrische Perspektive. 
Auch hier hat sich – in  Sachen Verfah-
rensrecht – mit  dem neuen Gesetz einiges 
getan [Böhmermann]. 

Die Vereinfachungen erscheinen teil-
weise fast als Tabuverletzungen, weil 
sie mit alten beziehungsweise sehr alten 
Traditionen brechen: Grenztermin und 
Abmarkung. Aber: weder Abmarkung 
noch Grenztermin sind abgeschafft. 

• Der Grenztermin ist nicht mehr ge-
setzlich normiert und vorgegeben. 
Die Anhörung und die Regelbekannt-
gabe sind nicht mehr formalrechtlich 
an den Grenztermin gebunden. 
Gleichwohl kann es angebracht sein, 
einen solchen Termin abzuhalten.

• Auf den Abmarkungszwang ver-
zichtet das Gesetz. Die Abmarkung 
wird nur auf Antrag durchgeführt 
(§ 4 (4)). In den meisten Fällen wird 
sinnvollerweise die Abmarkung das 
Ziel der Aktivitäten sein. 

Ein neues sehr interessantes Instru-
ment ist der Grenzfeststellungsvertrag 
(§ 4 (2)): Wenn eine Grenzfeststellung 
nicht möglich ist, kann die örtliche Lage 
von Flurstücksgrenzen durch öffentlich-
rechtlichen Vertrag festgelegt werden. 
Die Vorschrift wird sich in der Praxis be-
währen – auch wenn die Skeptiker das 
anders sehen mögen. Es wurde früher 
teilweise die Auffassung vertreten, dass 
durch die Grenzverhandlungen alter Art 
(Grenzanerkennungsverhandlungen, 
Grenzfeststellungsverträge und derglei-
chen) der Verlauf der Eigentumsgrenzen 
rechtsgeschäftlich (nämlich durch Ver-
trag) festgelegt werde (vorausgesetzt, 
dass der Vertrag nicht eine wissentliche 

Eigentumsveränderung zum Inhalt habe) 
[Kriegel 71]. Eine solche Rechtswirkung 
kommt (auch) dem neuen Grenzfest-
stellungsvertrag nicht zu. Er bezieht 
sich auf die Flurstücksgrenze, also auf 
das Liegenschaftskataster. Er könnte 
allerdings indirekt Auswirkung auf das 
Eigentum haben, beispielsweise durch 
Buchersitzung.

Praktisch ist auch die Möglichkeit, Grenz-
feststellung und Abmarkungen durch 
Offenlegung bekannt zu geben (§ 4 (5)), 
ebenso wie Eintragungen (§ 3 (4)).

Die neue „Realauskunft” kommt dem 
entgegen, was lange unter dem (inzwi-
schen anders belegten) Stichwort „Grenz-
anzeige“ weit oben auf der Wunschliste 
rangierte. Sie erscheint als eine Form der 
Auskunft, nämlich örtliche Auskunft, in 
der Begründung zu § 2 Nr. 7 (Definition 
von „Bereitstellen“); im Gesetz selbst fin-
det man sie nicht, sondern (unter § 2 Nr. 7) 
nur allgemein die „Auskunft“. Man wird 
im Auge behalten, wie sich diese Erwei-
terung der Auskunft entwickelt. 

„Unrichtige Angaben des amtlichen Ver-
messungswesens sind zu berichtigen“ 
fordert das Gesetz (§ 5 (3)). Selbstver-
ständlich (?), aber: Dies Gebot folgt der 
aktuellen Rechtsprechung. 

Gebäude, in der Praxis ein Reizthema. 
Die Brisanz liegt in der Kostenfrage: Die 
Erfassung und Eintragung der Gebäude 
ist kostenpflichtig (§ 7 (1)). Auch andere 
Bauwerke können erfasst und eingetra-
gen werden – als Topografie –, aber in 
der Regel kostenfrei. 
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Erstmalig gibt es in diesem Gesetz nun 
auch eine Gebäudedefinition (§ 2 Nr. 2); 
die Merkmale: 

„Bauwerke“, „dauerhaft errichtet“, 
„für die Beschreibung des Grund und 
Bodens im Sinne des Gesetzes bedeut-

sam“.

Diese Sichtweise reflektiert pragmatisch 
auf die Basisinformation: Was ist nach 
verkehrsüblicher Auffassung als Basis-
information anzusehen? Dazu gehören 
auch markante Bauwerke wie hohe 
Schornsteine oder Windräder, die im 
Sinne dieses Gesetzes als „Gebäude“ 
anzusprechen sind.

Das Gesetz übernimmt nicht das 1986 
eingeführte „Aufforderungsverfahren“. 
Der Verwaltungsakt „Aufforderung“ 
entfällt und das ehemals zweistufige 
Verfahren (Aufforderung/Übernahme) 
wird verfahrensrechtlich auf die Eintra-
gung („Übernahme“) zurückgeführt und 
damit auf den tatsächlich belastenden 
Verwaltungsakt (Eintragung in das Lie-
genschaftskataster als Gebäude im Sinne 
des Gesetzes und damit Entstehung der 
Kostenpflicht). Die vorgeschaltete Rechts-
behelfsmöglichkeit verleitete regelmäßig 
zu Rechtsbehelfsverfahren in der Sache, 
obwohl sich der Widerspruch inhaltlich 
nur gegen die Kostenpflicht richtete. 
Die Aktualisierung kann (kostenpflich-
tig) von Amts wegen veranlasst werden 
(§ 7 (1)). Die Betreffenden müssen aber 
Gelegenheit erhalten, die Aktualisierung 
selbst zu veranlassen. Dafür bedarf es 
einer Mitteilung, in der auf die Pflicht 

hingewiesen wird – als rein tatsächliches 
Verwaltungshandeln. In der Praxis wird 
man dies kombinieren mit der Ankündi-
gung nach § 7 (2) Nr. 1 zweiter Halbsatz 
(Betreten des Grundstücks).

Übrigens ist eigens zum Thema „Ge-
bäude“ ein Betrag von Helmut Meier in 
den Nachrichten der Niedersächsischen 
Vermessungs- und Katasterverwaltung 
vorgesehen.

Das Gesetz ist am 1. Februar 2003 recht-
liche Realität geworden. Unsere Realität 
ist auch eine Frage unserer Sicht, des 
„Erfassens“. Es gibt noch viel zu 
erfassen.
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Von Helmut Schmalgemeier

„Je weniger Leute darüber wissen,
wie Gesetze gemacht werden,

desto besser schlafen sie nachts.”

Otto von Bismarck

Ist dieser etwa 100 Jahre alte Aus-
spruch Otto von Bismarcks „Schnee 

von gestern“, ist er auch heute noch aktu-
ell oder entspricht er gar zeitgenössischer 
Wunschvorstellung?

Am 12. Dezember 2002 wurde das Nie-
dersächsische Gesetz über das amtliche 
Vermessungswesen (NVermG) im Land-
tag beschlossen; am 1. Februar 2003 
ist es in Kraft getreten. Die folgenden 
Ausführungen sollen den „Schleier des 
Geheimnisvollen“ ein wenig lüften und 
die „Historie“ des NVermG mit einigen 
Begleiterscheinungen darstellen. 

Der erste „Anlauf“

Die Halbwertzeiten werden nicht nur 
für die Technik, sondern auch für Ge-
setze immer kürzer. Dies trifft auch für 
das Vermessungswesen zu. Das Nieder-
sächsische Vermessungs- und Kataster-
gesetz (NVermKatG) vom 2. Juli 1985 
war gerade zehn Jahre alt, als die ersten 
Überlegungen zu einer Novellierung 
oder Neufassung reiften. Besonders zwei 
Entwicklungen sprachen schon ab Mitte 
der 90iger Jahre für eine Anpassung der 
Rechtsgrundlagen an absehbare Verän-
derungen:

• Etwa 80 Prozent aller Entscheidungs-
prozesse in Politik, Verwaltung und 
Wirtschaft sind durch einen Raum-
bezug geprägt. Die bis dato restrik-
tive Bereitstellung von Angaben des 
Liegenschaftskatasters (berechtigtes 
Interesse) genügte nicht mehr den 
gesellschaftlichen Anforderungen. 
Öffentlichkeit für alle Angaben des 
amtlichen Vermessungswesen war 
und ist das Gebot der Stunde. 

• Den IuK-technischen Entwicklungen 
in Richtung „digitale Welt“ stand 
eine auf analoger Sichtweise basie-
rende Gesetzgebung gegenüber. Das 
daraus resultierende Spannungsfeld 
galt es zu überwinden. 

Dabei waren in die Reformüberlegungen 
selbstverständlich auch weitere Aspekte 
wie z.B.

• betriebswirtschaftliche Elemente der 
neuen Steuerungsinstrumente,

• Deregulierungsmaßnahmen bei Ver-
waltungsverfahren und 

• zukunftsorientierte Begriffsbestim-
mungen sowie nutzerorientierte 
Anforderungen an die Angaben des 
amtlichen Vermessungswesens

einzubeziehen. Gleichzeitig sollten mit 
den Änderungen des NVermKatG die 
fachrechtlichen Aspekte der Aufgaben-
kritik der Vermessungs- und Kataster-
verwaltung (VKV) aus 1997 umgesetzt 
werden.

Der zeitliche Ablauf des Gesetzgebungs-
verfahren gestaltete sich im ersten Anlauf 
wie folgt:

Bis Ende 1996 wurde ein erster Refe-
rentenentwurf erarbeitet. Neben ersten 
Diskussionen innerhalb der VKV fand 
auch eine erste inoffizielle Beteiligung 
der Verbände sowie eine Abstimmung 
mit der Staatskanzlei (Arbeitsgruppe 
Rechtsvereinfachung) statt. Anschließend 
wurde in 1997 zunächst die MI-interne 
Abstimmung, danach die Ressortabstim-
mung durchgeführt. Der daraufhin über-
arbeitete Referentenentwurf wurde dem 
Kabinett zur Freigabe der Verbandsbetei-
ligung vorgelegt. 

Im Rahmen der Verbandsbeteiligung äu-
ßerten die kommunalen Spitzenverbände 
im Hinblick auf ein laufendes Verfahren 
zum kommunalen Finanzausgleich vor 
dem Staatsgerichtshof Bückeburg erhebli-
che Bedenken. Dies führte dazu, dass der 
erste Anlauf zum NVermG in der damals 
zu Ende gehenden Wahlperiode nicht 
mehr zum Abschluss gebracht werden 
konnte. Die Unsicherheiten künftiger 
Regelungen zum Finanzausgleich Land 
- Kommunen ließen ein separates „Vor-
preschen“ vor Abschluss des gerichtlichen 
Verfahrens nicht zu.
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Hürden und Umwege

Nach Vorliegen des Urteils des Staatsge-
richtshofes wurde das Gesetzgebungs-
verfahren 1998 wieder aufgenommen. 
Zwischenzeitlich galt die Regelung, alle 
Gesetzgebungsvorhaben einer umfas-
senden Gesetzesfolgenabschätzung zu 
unterziehen. Dazu gehört eine Wirk-
samkeitsprüfung mit Zielanalyse und Al-
ternativuntersuchungen ebenso wie eine 
Finanzfolgenabschätzung. Hierfür gab 
es zum damaligen Zeitpunkt noch keine 
einheitlichen Regularien. Es bot sich also 
an, die gerade anstehende Neufassung 
des NVermG zur Pilotierung zu nutzen, 
um Erfahrungen für ein entsprechendes  
Regelwerk zu sammeln. Dies geschah in 
enger Abstimmung mit der Staatskanz-
lei. Die VKV konnte hier einmal mehr 
ihre Innovationsbereitschaft bei der 
Einführung neuer Instrumente der Ver-
waltungsmodernisierung unter Beweis 
stellen. So verlockend Testphasen und 
das Beschreiten neuer Wege auch sind, 
die unvermeidliche Folge ist eine „Stre-
ckung auf der Zeitachse“. So auch hier: 
Die Gesetzesfolgenabschätzung band 
zunächst Kapazitäten und verzögerte 
das Vorhaben.

Die Belange der Kommunen sollten im 
Hinblick auf allgemeine und kontroverse 
Diskussionen zum Finanzausgleich mög-
lichst frühzeitig berücksichtigt werden. 
Im Vorfeld der formellen Beteiligung 
wurden deshalb in einer Reihe von 
Gesprächen mit den kommunalen Spit-
zenverbänden deren Belange erörtert. 
Dabei ging es im wesentlichen um zwei 
Problemfelder:

• Die Einführung betriebswirtschaft-
licher Handlungsgrundsätze in der 
VKV (Budgetierung) und in ande-
ren Landesdienststellen, wie IZN, 
erforderte zwingend eine system-
konforme Anpassung der entspre-
chenden Kostenregelungen für die 
Bereitstellung von Angaben des 
amtlichen Vermessungswesens. Aus 
Sicht der Kommunen wurde hierin 
eine Schlechterstellung gegenüber 
dem Ist-Zustand gesehen. Sie wiesen 
zudem darauf hin, dass ihnen für die 

Wahrnehmung von Aufgaben im 
übertragenen Wirkungskreis keine 
Kosten entstehen dürften. Wenn-
gleich mit dem Ansatz: „Reduzierung 
der Kosten auf den Bereitstellungs-
aufwand“ eine Kompromisslinie  
verfolgt wurde (Kostenprivileg, das 
auch für Landesbehörden gilt), konn-
te insoweit zu diesem Zeitpunkt eine 
völlig einvernehmliche Lösung trotz 
intensiver Bemühungen nicht er-
reicht werden.

• Kostenfragen spielten auch bei dem 
zweiten Problemfeld „Hinweise auf 
öffentlich-rechtliche Festlegungen“ 
eine Rolle. Dabei ging es um den 
Aufwand für ggf. neu zu begrün-
dende Mitteilungsverfahren. Der 
ursprüngliche Ansatz des NVermG-
Entwurfs, Hinweise auf öffentlich-
rechtliche Festlegungen (ö. r. F.) 
vollständig landesweit zu führen, 
wurde zu Gunsten einer differen-
zierten Regelung aufgegeben. Durch 
Verordnung soll nunmehr geregelt 
werden, auf welche ö. r. F. für das 
gesamte Landesgebiet hingewiesen 
wird und welche Hinweise aufgrund 
besonderer Vereinbarungen für Teile 
des Landesgebietes geführt werden. 
Die Führung landesweiter Hinweise 
wird sich am Status quo orientieren. 
Damit wird den vielfach von der Ba-
sis sowohl auf kommunaler Seite als 
auch von der VKV geäußerten Wün-
schen und Forderungen Rechnung 
getragen. 

Als weiteren Themenkomplex galt es, die 
Datenschutzproblematik zu behandeln. 
Zentrale Intentionen des neuen Gesetzes 
waren von vornherein die Liberalisierung 
des Zugriffs auf Angaben des amtlichen 
Vermessungswesens und die Neugestal-
tung des Verwendungsvorbehalts. Diese 
Ziele entsprechen dem bundesweiten 
Trend, wie er in den Beschlüssen und 
Papieren der Arbeitsgemeinschaft der 
Vermessungsverwaltungen der Länder 
der Bundesrepublik Deutschland (AdV) 
manifestiert ist. Sie sind jedoch mit den 
datenschutzrechtlichen Belangen zu har-
monisieren. Seitens des niedersächsischen 
Datenschutzbeauftragten sind bereits seit 
längerem Gesetzesinitiativen angemahnt 
worden.
 
Ein entscheidender Aspekt war die De-
finition personenbezogener Angaben 
im amtlichen Vermessungswesen. Die 
von der Fachverwaltung in Übereinstim-
mung mit der Mehrzahl der in der AdV 
vertretenen Länder favorisierte Auffas-
sung: „personenbezogen sind nur die 
Eigentumsangaben“, teilten die Daten-
schützer im Innenministerium nicht. Nach 
ihrer Auffassung besteht Personenbezug 
datenschutzrechtlich überall dort, wo der 
Bezug zur Person herstellbar ist. 

Die nach intensiven Diskussionen letztlich 
in § 5 NVermG normierte Regelung zur 
Bereitstellung basiert auf der Abwägung 
zwischen dem Öffentlichkeitsanspruch 
der Nutzer einerseits und den schutz-
würdigen Interessen Betroffener oder 
öffentlichen Interessen andererseits. 
Das Ergebnis der Abwägung führt de 
facto zu einer weitgehenden Öffent-
lichkeit der Angaben; ausgenommen 
die Eigentumsangaben. Hier sind die 
schutzwürdigen Interessen Betroffener 
höher zu gewichten: Es bleibt zum einen 
bei den Einschränkungen „berechtigtes 
Interesse“ und zum anderen bei der „Be-
reitstellung an Behörden und öffentliche 
Stellen, soweit zur Erfüllung ihrer Aufga-
ben erforderlich“. 
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Eine besondere datenschutzrechtliche 
Hürde war der automatisierte Abruf (In-
ternet). Die hier für Eigentumsangaben 
gefundene Regelung lässt einen Abruf 
auch für Personen und Stellen außer-
halb des öffentlichen Bereiches mit 
einem zeitlich und räumlich beschränk-
ten Benutzerprofil zu. Damit wird den 
Anforderungen der Nutzer weitgehend 
entsprochen, zumal mit Ausnahme der 
Eigentumsangaben alle Angaben künf-
tig „frei zugänglich“ sind. 

NVermG – der „fachliche Weg“

Bereits ein Vergleich der Gliederung und 
der Bezeichnung der Paragrafen zeigt, 
dass das NVermG sich grundsätzlich 
vom NVermKatG unterscheidet. War das 
NVermKatG von dem aus der analogen 
Welt resultierenden traditionell gepräg-
ten Denken in den Schubladen „Landes-
vermessung“ und „Liegenschaftskatas-
ter“ geprägt, so gilt für das NVermG: Zu 
führen sind die Angaben des amtlichen 
Vermessungswesens im Sinne einheitli-
cher Geobasisdaten (auch wenn dieser 
Begriff im Gesetz selbst nicht vorkommt). 
Dies ist die zukunfts- und nutzerorientier-
te Sichtweise einer digitalen Welt auch 
unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten. 

Die Begriffsbestimmungen des § 2 
NVermG korrespondieren mit den har-
monisierten AFIS-ALKIS-ATKIS-Objekt-
bereichen, die von der AdV  beschlossen 
worden sind. Das NVermG schafft damit 
auch rechtssystematisch die Vorausset-
zungen für einheitliche Geobasisdaten. 
Dies bedeutet für die künftige Aufga-
benwahrnehmung in der VKV einen 
grundlegenden Paradigmenwechsel, 

der alle Bereiche von der Datenerfassung 
über die Führung bis zur Bereitstellung 
umfasst. Ein zentrales Anliegen war es 
deshalb, bereits während des Gesetz-
gebungsverfahrens umfassend über die 
anstehenden Veränderungen zu infor-
mieren, die Bereitschaft zum zukunftso-
rientierten „neuen Denken“ zu wecken 
und die Akzeptanz der vorgesehenen 
Regelungen zu fördern. Die Palette der 
Informationen umfasste:

• Dienstbesprechungen mit Führungs-
kräften der VKV und mit Öffentlich 
bestellten Vermessungsingenieuren 
(ÖbVI) in den Bezirken,

• Fortbildungsveranstaltungen für alle 
interessierten Bediensteten der VKV,

• Präsentation des Gesetzesvorhabens 
bei externen Fachveranstaltungen 
z.B. des Deutschen Vereins für Ver-
messungswesen und

• Verschiedene Veröffentlichungen, ins-
besondere in den Nachrichten der 
niedersächsischen Vermessungs- und 
Katasterverwaltung 2002, Hefte 1 
bis 4.

Einige Themenfelder, die in den Veran-
staltungen immer wieder diskutiert wur-
den, sollen kurz angerissen werden:

• Kürze und Abstraktheit des neuen 
Gesetzes stoßen z.T. zunächst auf 
wenig Gegenliebe. Im Hinblick auf 
das Erfordernis der Offenheit für 
künftige Entwicklungen kann jedoch 
auch bei Skeptikern Verständnis für 
abstrakte Regelungen geweckt wer-
den.

• Die Philosophie „einheitliche Geo-
basisdaten“ scheint manchem noch 
recht theoretisch und „weit weg“ 
zu sein. Das Geobasis-Informations-
management (GIM) und die Maß-
nahmenpakete zur Vorbereitung der 
ALKIS-Migration zeigen jedoch, dass 
wir bereits auf dem Weg zu einheitli-
chen Geobasisdaten sind.

• Die Anpassung des bisherigen spe-
zialgesetzlichen Grenzfeststellungs- 
und Abmarkungsverfahrens an das 
Verwaltungsverfahrensrecht bringt 
mehr Flexibilität, ohne bewährte 
Vorgehensweisen aufgeben zu müs-
sen; sie wird durchweg begrüßt. 
Hinsichtlich des neuen Instrumentes 
„Grenzfeststellungsvertrag“ werden 
die Anwendungsfälle eher zurück-
haltend eingeschätzt; gleichwohl 
wird die zusätzliche Möglichkeit, in 
bestimmten Fällen auf einfachem 
Wege Grenzverhältnisse klären zu 
können, positiv beurteilt.

• Wegen der Aufhebung des Abmar-
kungszwangs gab und gibt es grund-
sätzliche Auffassungsunterschiede, 
d.h. es gibt sowohl  Verfechter der 
bisherigen als auch Anhänger der 
künftigen Regelung. Einigkeit be-
steht insoweit, als auch in Zukunft 
in den weit überwiegenden Fällen 
abgemarkt werden wird.

• An die gesetzliche Gebäudedefiniti-
on sind z.T. Erwartungen geknüpft 
worden, die weder bisher noch 
künftig erfüllt werden können. Eine 
Eindeutigkeit, bis hin zum letzten 
Einzelfall, wird es auch künftig nicht 
geben können. Begrüßt wird durch-
weg die Zielsetzung, Gebäude i.S. der 
Bedeutsamkeit als Geobasisdaten zu 
definieren und damit markante und 
die Landschaft prägende Bauwerke 
(z.B. Windkraftanlagen) zu erfassen 
und auf nachrangige Objekte (z.B. 
Carports) zu verzichten. 

• Das künftige Verfahren zur Gebäude-
erfassung ohne den Verwaltungsakt 
„Aufforderung zur Veranlassung der 
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Gebäudevermessung“ soll zur schnel-
leren Aktualisierung der Nachweise 
führen und wird positiv gesehen. 
Bedenken der ÖbVI wegen eventuel-
ler Auswirkungen auf die Anteile der 
Aufgabenträger konnten entkräftet 
werden, da sich am Ablauf selbst 
praktisch nichts ändern wird. 

• Den Hinweisen auf öffentlich-recht-
liche Festlegungen wird allgemein 
eine zunehmende Bedeutung bei-
gemessen. Die Realisierung der er-
forderlichen (automatisierten) Mit-
teilungsverfahren bedarf allerdings 
noch erheblicher Anstrengungen.

• Die Liberalisierung der Bereitstel-
lung von Angaben des amtlichen 
Vermessungswesens ist eine zentrale 
Forderung aller Beteiligten. Dabei ist 
die schon dargestellte datenschutz-
rechtliche Sicht verständlicherweise 
nicht für Jedermann ohne weiteres 
nachvollziehbar.

• Die unter dem Schlagwort „Monopol-
Sharing“ auf ÖbVI und Kommunen 
ausgedehnte Befugnis der Bereitstel-
lung von Standardpräsentationen an 
Dritte hat bereits im Frühjahr 1997 
in einer ersten Dienstbesprechung 
zum neuen Gesetz zu lebhaften Dis-
kussionen geführt. Den damaligen 
Teilnehmern ist das Wort eines Be-
hördenleiters vom „Verscherbeln des 
Tafelsilbers“ der Vermessungs- und 
Katasterbehörden (VKB) sicherlich 
noch in Erinnerung. Zwischenzeitlich 
wird der Thematik besonders auf-
grund der technischen Entwicklung 
nicht mehr die ursprüngliche Brisanz 
beigemessen. Mit Realisierung der 
technischen Voraussetzungen der 
Internetnutzung (InterASL) ist zu-
nehmend davon auszugehen, dass 
Nutzer die Präsentationen künftig 
selbst abrufen werden.

• Erhebliche Auswirkungen des 
NVermG ergeben sich bei den Kos-
tenregelungen. Dies gilt für die 
Bereitstellung von Angaben an Lan-
desbehörden und Kommunen; sie 
haben lediglich den Aufwand für die 
Bereitstellung zu erstatten. Ferner 
führt die Erweiterung der Befugnis 
zur Bereitstellung (ÖbVI, Kommu-
nen) zu differenzierten Kostenfest-
setzungen. Die immer komplexer 
werdenden Kostenregelungen, bis 
hin zu steuerlichen Folgen, erfordern 
umfangreiche Informationen.

Nach den Reaktionen haben die durchge-
führten Veranstaltungen die Akzeptanz 
der Neuregelungen deutlich erhöht, 
Missverständnisse konnten ausgeräumt 
werden. Aus früheren Kritikern sollen 
bereits begeisterte Befürworter des neu-
en Gesetzes geworden sein!

NVermG – der „politische Weg“

Einen groben Ablauf des Gesetzgebungs-
verfahrens einschließlich der zeitlichen 
Entwicklung stellt Abbildung 1 dar. Die 
Übersicht zeigt, dass nach der „Stornie-
rung des ersten Anlaufs“ 1998 Anfang 
2001 das Verfahren erneut aufgerollt 
wurde. Auf einige Aspekte wird schlag-
lichtartig eingegangen.

MI-interne Abstimmung und Ressortbe-
teiligung

Vor den Kabinettsbeschlüssen zur 
Freigabe für die Verbandsbeteiligung 
(23. 10. 2001) und zur Einbringung in den 
Landtag (30. 4. 2002) erfolgte jeweils eine 
MI-interne Abstimmung und die Ressort-
beteiligung. MI-intern wurden z.B. die 
kommunalen Belange erörtert, Auswir-
kungen auf den Haushalt abgestimmt 
und die datenschutzrechtlichen Aspekte 
geklärt. Die Ressortbeteilung umfasste 
die Mitzeichnung von acht Ressorts. Hier 
ging es beispielsweise um die Klärung 
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steuerrechtlicher Konsequenzen des 
Gesetzes mit dem Finanzministerium. 
Die Beurteilung der steuerrechtlichen 
Folgen der Aufgabenwahrnehmung 
im amtlichen Vermessungswesen durch 
verschiedene Aufgabenträger mit unter-
schiedlichen Zuständigkeiten ist für die 
Steuerexperten der Finanzverwaltung 
durchaus nicht unproblematisch.

Während der Beteiligungen wurde bei 
Bedarf eine „Feinabstimmung“ mit der 
Arbeitsgruppe Rechtsvereinfachung der 
Staatskanzlei durchgeführt. Die Dienst-
stellen der VKV und der Bund der Öffent-
lich bestellten Vermessungsingenieure 
e.V. (BDVI) wurden über den jeweiligen 
Sachstand informiert.

Verbandsbeteiligung

Folgende Verbände wurden angehört:

• BDVI Landesgruppe Niedersachsen,
• Arbeitsgemeinschaft der kommuna-

len Spitzenverbände,
• Gewerkschaften,
• Wasserverbandstag,
• Ingenieurkammer Niedersachsen,
• Notarkammer Niedersachsen,
• Richter- und Rechtpflegervereini-

gung.

Darüber hinaus haben sich der Nieder-
sächsische Industrie- und Handelskam-
mertag (IHK) und der Ring Deutscher 
Makler (RDM) geäußert.

Mit mehreren Verbänden wurden Ge-
spräche geführt. In vielen Fällen konn-
ten Einwände einvernehmlich geklärt 
werden, teilweise durch Ergänzungen im 
Gesetzentwurf oder in der Begründung. 
Offen blieben z.B. beim BDVI die Aufhe-
bung des Abmarkungsgebots und bei 
den kommunalen Spitzenverbänden die 
Regelungen zu Kosten und Hinweisen auf 
öffentlich-rechtliche Festlegungen. Den 
Vorstellungen der IHK und des RDM, die 
hinsichtlich des automatisierten Abrufver-

fahrens eine Gleichstellung bestimmter 
Berufsgruppen mit Behörden und sons-
tigen öffentlichen Stellen wünschten, 
konnte aus Gründen des Datenschutzes 
nicht gefolgt werden.

Landtag und Ausschüsse

Am 15. 5. 2002 wurde der Gesetzentwurf 
in erster Lesung im Landtag behandelt. 
Von diesem Zeitpunkt an lag das Schicksal 
des Gesetzes ausschließlich in parlamenta-
rischen Händen. Für die Landesregierung 
und damit auch für die Fachverwaltung 
war die Zeit des Agierens vorbei, sie hatte 
auf Rückfragen zu reagieren.

Die eigentliche parlamentarische Arbeit 
am Gesetzentwurf vollzog sich naturge-
mäß in den Ausschüssen und hier primär 
im Ausschuss für innere Verwaltung. Die-
ser Ausschuss war vom 5. 6. 2002 bis zum 
4. 12. 2002 insgesamt sechs mal mit dem 
NVermG-Entwurf befasst.
 
Weitere mitberatende Ausschüsse wa-
ren:

• Ausschuss für Haushalt und Finan-
zen

• Ausschuss für Umweltfragen
• Ausschuss für Recht und Verfassung
• Ausschuss für Verwaltungsreform 

und öffentliches Dienstrecht

Am 18. 9. 2002 fand in öffentlicher Sitzung 
des Ausschusses für innere Verwaltung 
die Anhörung der Arbeitsgemeinschaft 
der kommunalen Spitzenverbände, des 
BDVI, des Bundes Technischer Beamten 
(BTB) im Deutsche Beamtenbund und der 
Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft 
Ver.di  statt. Dabei haben alle Verbände 
die Ziele des Gesetzesvorhabens grund-
sätzlich begrüßt. Im Einzelnen wurden 
im wesentlichen folgende Punkte the-
matisiert:

Arbeitsgemeinschaft der kommunalen 
Spitzenverbände Niedersachsens:

• Verhältnis amtlicher Geobasisdaten 
und kommunaler geografischer Bür-
gerinformationssysteme,

• Einbeziehung öffentlich-rechtlicher 
Festlegungen der Kommunen,

• Veröffentlichung kommunaler Pla-
nungen auf der Grundlage amtlicher 
Geobasisdaten,

• Finanzwirtschaftliche Auswirkun-
gen.

BDVI:

• Wettbewerbssituation VKV - ÖbVI,
• Trennung der Zuständigkeiten VKB 

(Führung) und ÖbVI (Erhebung der 
Daten und Vermessungen),

• Verwaltungsverfahren Grenzfeststel-
lung und Abmarkung,

• Abmarkung,
• Kostenordnung.

BTB:

• Formulierung zur kostenpflichtigen 
Erfassung von Liegenschaften,

• Auszugserteilung durch Kommunen 
und ÖbVI,

• Wettbewerb  VKV -  ÖbVI.

Ver.di – Landesbezirk Niedersachsen/
Bremen:

• Abmarkung,
• Bereitstellung von Auszügen durch 

Kommunen und ÖbVI.

Die Ausschussberatungen wurden vom 
Gesetzgebungs- und Beratungsdienst 
betreut. Fachliche Rückfragen an die 
Verwaltung waren sehr zielorientiert und 
fanden oft sehr kurzfristig statt. Im Lau-
fe der Ausschussberatungen entstanden 
elf Vorlagen mit Änderungsvorschlägen 
und Weiterentwicklungen zum  Gesetz-
entwurf.
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Was hat sich im Zuge der Beratungen 
zum Gesetzentwurf noch geändert? Im 
wesentlichen folgende Punkte:

• An verschiedenen Stellen sind auf 
Veranlassung des Gesetzgebungs- 
und Beratungsdienstes rechtssyste-
matische Klarstellungen, redaktio-
nelle Anpassungen und sprachliche 
Verbesserungen erfolgt (Beispiele: 
...nicht „das amtliche Vermessungs-
wesen“ hält vor, sondern „das Land 
als Träger“ des...  oder:   ... nicht 
„Rechtsform des Eigentums“, son-
dern „Eigentumsverhältnisse“).

• Die Regelungen zur Basisfunkti-
on sind als Absatz 3 in den § 1 als 
inhaltliche Aufgabenbestimmung 
integriert worden (früher eigenstän-
diger § 3).

• In §§ 6 und 10 sind kostenrechtliche 
Klarstellungen erfolgt, die das Ver-
hältnis zu den „Kostenprivilegierten“ 
sowie der Aufgabenträger unterein-
ander betreffen.

• In § 7 sind die Pflichten der Grund-
stückseigentümer und sonstigen Be-
rechtigten neu formuliert worden. 
Auf die Pflicht zur Veranlassung 
von Erfassung und Eintragung der 
Gebäude wird nunmehr ebenso 
besonders hingewiesen wie auf die 
Kostenpflicht. Damit wird auch dem 
vielfachen Wunsch der „Basis“ nach 
einer für den Bürger besser lesbaren 
Form dieser für die Praxis besonders 
wichtigen Vorschrift entsprochen.

• Das Betretungsrecht von Grundstü-
cken ist aus verfassungsrechtlichen 
Gründen in § 7 um den Hinweis auf 
die Einschränkung des Grundrechtes 
nach Artikel 13 des Grundgesetzes 
ergänzt worden.

• Schließlich ist der § 5 ergänzt wor-
den. Nunmehr ist gesetzlich fest-
geschrieben, dass für kommunale 
Körperschaften die Verwertung 
von Angaben des amtlichen Ver-
messungswesens und von Standard-
präsentationen im übertragenen 

Wirkungskreis ebenso wie die öffent-
liche Wiedergabe für die  Bereitstel-
lung eigener Informationen keiner 
Erlaubnis bedarf. Dies entspricht der 
bisher untergesetzlich geregelten 
Praxis. Öffentliche Wiedergaben 
sind jedoch der zuständigen VKB 
mitzuteilen. Mit dieser Ergänzung 
ist den Bedenken der kommunalen 
Spitzenverbände Rechnung getragen 
worden. 

Am 12. 12. 2002 wurde das NVermG vom 
Landtag beschlossen. 

Das NVermG ist da – und nun?

Am 1. 2. 2003 ist das NVermG in Kraft 
getreten. Damit sind die rechtlichen 
Voraussetzungen für ein zukunftsori-
entiertes amtliches Vermessungswesen 
in Niedersachsen geschaffen worden. 
Nach diesem ersten Schritt gilt es, den 
rechtlichen Rahmen mit Leben zu fül-
len. Dazu gehören auf der einen Seite 
weitere konkretisierende Vorschriften; 
mindestens ebenso wichtig ist jedoch die 
Umsetzung der Intentionen des Gesetzes 
„in den Köpfen“ der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in der VKV.

Eine Übersicht anstehender untergesetz-
licher Regelungen gibt die Darstellung in 
Abbildung 2. Die Verordnungsermächti-
gung nach § 10 NVermG wird durch 
eine neue Verordnung zum NVermG 
(VONVermG) sowie durch eine neu 
strukturierte Kostenordnung (KOVerm) 
ausgefüllt.

NVermG

KOVerm

Verwaltungsvorschriften

VONVermG

Verordnungsermächtigung

��

• Katalog öffentlich-rechtlicher Festlegungen
• Bestimmungen zu Standardpräsentationen
• Vorgaben zur Dokumentation des
         Grenzfeststellungs- und Abmarkungsverfahrens

• Bereitstellungsaufwand 
• interne Verrechnung Aufgabenträger

�

Erlass Richtlinien

Bereitstellung Geobasis NI

Nachweis Geobasis NI

• OK Geobasis NI
• Erfassung
• Führung

• Geopard
• Terra
• AGN ....

Schmalgemeier, Der Weg zum NVermG

Abbildung 2
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Die bisherigen Erlassregelungen sind in 
weiten Teilen zu überarbeiten und an die 
Gesetzesvorschriften, aber auch an neue 
technische Entwicklungen, anzupassen. 
Dies gilt vor allem für die Erfassung, 
Führung und Bereitstellung der Geo-
basisdaten. In diesem Zusammenhang 
spielen auch Umfang und Definition der 
Geobasisdaten Niedersachsen (Geobasis-
NI) eine wesentliche Rolle.

Verordnungs- und Erlassregelungen sind 
bewusst nicht zeitgleich mit dem neuen 
Gesetz in einem „Schnellverfahren“ ein-
geführt worden. Zunächst sollen in einer 
„Innovations- und Testphase“ neue Ver-
fahren wie z.B. die „Auskunft vor Ort“ 
(Realauskunft) in der Praxis getestet 
werden. 

Beim Inhalt und Umfang der erforderli-
chen Verordnungs- und Erlassregelungen 
wird eine „Kompromisslinie“ nach dem 
Grundsatz „so viel wie nötig“ und „so 
wenig wie möglich“ angestrebt. Für alle 
Aufgabenträger des amtlichen Vermes-
sungswesens sind einheitliche und ge-
ordnete Verfahren und Vorgehensweisen 
sicherzustellen. Dies bedeutet aber nicht, 
dass es für jeden denkbaren Einzelfall 
Regelungen geben kann und wird. Die 
Bindung der Verwaltung an Recht und 
Gesetz schließt Gestaltungsmöglichkeiten 
nicht aus. Im Einzelfall sind Vorschriften 
in eigener Verantwortung nach den In-
tentionen und Zielen der Rechtnormen 
unter  Berücksichtigung der Interessen 
von Bürgerinnen, Bürgern und Nutzern 
auszulegen und anzuwenden. In diesem 
Sinne gilt:

„Paragrafen sind nicht alles,
aber ohne Paragrafen ist alles nichts!“

Schmalgemeier, Der Weg zum NVermG 
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Gesetzgebungs- und Beratungsdienst

Der Gesetzgebungs- und Beratungsdienst 
des Niedersächsischen Landtags (GBD) un-
terstützt auf vielfältige Weise die Arbeit 
im Landtag. Rechtsstellung der Mitglieder 
und Aufgaben sind in den Richtlinien vom 
4. Dezember 1957 festgelegt. In ihrer Tä-
tigkeit unabhängig und insbesondere bei 
der Erstattung von Gutachten und Abgabe 
von Stellungnahmen keinen Weisungen 
unterworfen, darf der Dienst sich keiner 
parteipolitischen Richtung verpflichtet 
fühlen und müssen seine Mitglieder in 
besonderem Maße von den Abgeordne-
ten als ihre Vertauenspersonen anerkannt 
und angesehen werden. Zu seinen Auf-
gaben zählen unter anderem,

• die Rechtsentwicklung in Bund 
und Ländern unter besonderer Be-
rücksichtigung der Arbeit in den Par-
lamenten zu beobachten und rechts-
vergleichend darzustellen,

• in Fragen des Verfassungs- und Ver-
waltungsrechts Auskunft zu ertei-
len,

• Vorlagen zu prüfen und zu würdigen, 
ob die beabsichtigte Regelung recht-
lich möglich ist und dazu dient, den 
erstrebten Erfolg zu erreichen, sowie 
ob vorgeschlagene Ermächtigungen 
verfassungsrechtlich unbedenklich 
sind,

• die Berichterstatter bei der Abfas-
sung von Ausschussberichten zu 
unterstützen,

• Material zu den einzelnen Bespre-
chungen zusammenzustellen und 
den Vorsitzenden während der Sit-
zung zu unterstützen.

In diesem Rahmen hat der GBD auch den 
von der Landesregierung im Mai 2002 
eingebrachten Entwurf zur Neufassung 
des Niedersächsischen Vermessungs- und 
Katasterrechts bis zur Beschlussfassung 
im Dezember 2002 betreut. Über elf 
Vorlagen, die - je nach Sachstand - die 
Grundlage für die Beschlüsse der jeweili-
gen Ausschüsse bildeten, ist das nunmehr 
zum 01. Februar 2003 In-Kraft-Getreten-
de Gesetz über sieben Monate vollendet 
worden. Die eingebrachten Änderungen, 
die in den einzelnen Ausschusssitzungen 
von dem GBD vorgestellt und gegebe-
nenfalls erläutert wurden, ergaben sich 
zum einen direkt aus der Prüfung des 
Regierungsentwurfs durch den GBD; 
dazu zählen vor allem

• rechtliche und inhaltliche Klarstellun-
gen; so wurde zum Beispiel der Be-
griff „landesweit“ (s. u.a. § 1 Abs.1) 
präzisiert auf „für das Landesge-
biet“, da sonst fälschlicherweise der 
Rückschluss gezogen werden könnte, 
dass sämtliche Vermessungs- und Ka-
tasterbehörden im Lande die Nach-
weise vorzuhalten hätten,

• materielle Ergänzungen; zum Bei-
spiel war mit dem Verzicht einer Re-
gelung der Aufsicht über die ÖbVI im 
Fachrecht übersehen worden, dass im 
NÖbVIngG lediglich die Dienst- , nicht 
aber die Fach- und Rechtsaufsicht 
geregelt ist – hier war das NÖbVIngG 
(s. § 11 Abs. 1 Nr. 3) nachzubessern,

• Anpassungen an anderes niedersäch-
sisches Recht, zum Beispiel wurde in 
Anlehnung an das Grundbuchrecht 
der Begriff „nicht richtige Anga-
ben“ durch „unrichtige Angaben“ 
(s. § 3 Abs. 3) ersetzt,

• sprachliche und rechtssystematische 
Bereinigungen.

Zum anderen ergaben sich aber auch 
Änderungen, die der GBD als Auftrag 
aus den Ausschüssen umzusetzen hatte; 
hierzu gehört zum Beispiel die Freistel-
lung kommunaler Körperschaften hin-
sichtlich einer Erlaubnis für die öffentliche 
Wiedergabe von Angaben des amtlichen 
Vermessungswesens, soweit sie im Rah-
men ihrer Aufgabenerfüllung eigene 
Informationen an Dritte bereitstellen 
(s. § 5 Abs. 3).

Die Ergebnisse der Beratungen finden 
sich in der Beschlussempfehlung des 
(federführenden) Ausschusses für innere 
Verwaltung (Drs. 14/3978). Der Verlauf 
der Beratungen und die Begründungen 
zu einzelnen Entscheidungen des Aus-
schusses sind im (ausführlichen) schriftli-
chen Bericht (Drs. 14/4040) niedergelegt, 
der den in der 124. Plenarsitzung am 
11. Dezember 2002 erstatteten münd-
lichen Bericht des Berichterstatters (Ste-
nogr. Bericht, S. 12543) ergänzt.

Zur Arbeit des GBD ist noch anzumerken, 
dass alle Änderungen mit dem Nieder-
sächsischen Innenministerium – vertre-
ten durch das Referat 16 – abgestimmt 
wurden. Auf kurzem Wege, oftmals im 
schnellen e-mail-Dialog, wurden nicht 
nur alle fachlichen und rechtlichen As-
pekte vorgesehener Änderungen mit 
dem Referat besprochen, sondern auch 
die fachlichen Grenzen rein juristischer 
Lösungen ausgelotet. Dies hat zum 
einen sicherlich „uns Vermessern“ den 
fachlichen Blick um vielfältige juristische 
Nuancen erweitert; wer wusste schon, 
dass Einschränkungen von bestimmten 
Grundrechten als solche auch explizit 
zu nennen sind (s. § 7 Abs. 2 Satz 2)? 
Zum anderen haben wohl aber auch „die 
Juristen“ so manche Besonderheit unseres 
Fachs kennen gelernt und deshalb auch 
akzeptiert, dass es für den Begriff „ge-
odätisch“ (s. § 2 Nr. 1) tatsächlich kein 
adäquates deutsches Wort gibt.

information
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Spannungsfeld: Öffentlichkeit – Daten-
schutz

Die Regelungen der „Benutzungsrechte“ 
von Produkten des amtlichen Vermes-
sungswesens ist mit eines der rechtlichen 
Kernstücke des neuen Rechts. Denn, seit 
In-Kraft-Treten des Niedersächsischen Da-
tenschutzgesetzes (NDSG) 1993 wurde in 
den Tätigkeitsberichten des Landesbeauf-
tragten für den Datenschutz Niedersach-
sen (LfD) die Harmonisierung des NDSG 
mit dem Vermessungs- und Katasterrecht 
angemahnt: 

„Wo bleibt das neue Vermessungs- und 
Katastergesetz? – Die längst überfäl-

lige Anpassung des Vermessungs- und 
Katastergesetzes an die Grundsätze 
des Volkszählungsurteils steht noch 

immer aus. Dateninhalt, Nutzung und 
automatisierter Abruf müssen normen-
klar geregelt werden. Die Zusage des 
Innenministeriums zur Novellierung 

wurde bisher nicht eingehalten.“

XIV. Tätigkeitsbericht für die Jahre 
1997 und 1998, S.102

Etwas moderater klang die „Abmah-
nung“ im nächsten Tätigkeitsbericht. 
Unter dem Gesichtspunkt „Datenschutz 
als Dienstleister für die öffentliche Ver-
waltung und für die Wirtschaft“ widme-
te sich der Nachfolger von Dr. Gerhard 
Dronsch im Amt des LfD, Burckhard 
Nedden, stärker der Information über 
tatsächlich umgesetzten Datenschutz; 
hier: Beteiligung des LfD bei der Einfüh-
rung des automatisierten Abrufverfah-
rens über das Internet mit dem System 
InterALB (Technikfolgenabschätzung). 
Gleichwohl blieb der Nachsatz:

„Mit der Neufassung des 
Niedersächsischen Vermessungs- und 

Katastergesetzes sollen die rechtlichen 
Voraussetzungen für eine erweiterte 
Abrufbefugnis geschaffen werden; 
für organisatorische und technische 

Maßnahmen gilt weiterhin das NDSG.“

XIV. Tätigkeitsbericht für die Jahre 
1999 und 2000, S.127

Auf den ersten Blick mag dies nicht ganz 
nachvollziehbar sein. Datenschutz gab 
es im Vermessungs- und Katasterwesen 
schon immer. So findet sich zum Beispiel 
unter § 41 der Geschäftsanweisung für 
die Königlich Preußischen Katasterämter 
vom 21. Februar 1912:

„Den Grund- und 
Gebäudeeigentümern oder deren 

Bevollmächtigten sind auf Verlangen 
die Katasterkarten und –bücher u.s.w. 
zur Einsicht der ihr Eigentum betref-
fenden Stellen vorzulegen; auch ist 

ihnen jede tunliche Auskunft bereitwil-
ligst zu erteilen“

und

„Die Entnahme von Auszügen oder 
Abschriften und Abzeichnungen aus 
Katasterkarten und –büchern oder 

aus Fortführungsakten u.s.w. darf der 
Katasterkontrolleur dritten Personen 
nur insoweit gestatten, als es von der 

Regierung genehmigt oder angeordnet 
ist.“

Im bisherigem Recht klang das seit 1985 
dann so:

„Der Eigentümer und der Inhaber 
eines grundstücksgleichen Rechts 

erhalten auf Antrag Auskunft über 
ihre Liegenschaften und Auszüge aus 
dem Liegenschaftsbuch und aus der 
Liegenschaftskarte. Auskunft und 

Auszüge aus Liegenschaftsbuch und 
Liegenschaftskarte erhalten auch ande-
re Personen, soweit sie ein berechtigtes 

Interesse daran darlegen und öffent-
liche Belange dem nicht 

entgegenstehen.“

Auch den Forderungen des § 12 NDSG 
(Automatisierte Abrufverfahren) war die 
Vermessungs- und Katasterverwaltung 
1995 mit der Verordnung über die Einrich-
tung von automatisierten Abrufverfahren 
und regelmäßigen Datenübermittlungen 
im Land Niedersachsen nachgekommen. 
Wo also lag das Problem?

Ganz einfach: In der Natur der Sache, und 
zwar am Datenschutz an sich wie auch am 
amtlichen Vermessungswesen!

So ist zum einen auch für Niedersachsen 
der Begriff „personenbezogene Daten“ 
bindend normiert worden. Danach gilt 
nach § 3 NDSG:

„Personenbezogene Daten sind 
Einzelangaben über persönliche oder 
sachliche Verhältnisse von bestimm-
ten oder bestimmbaren natürlichen 

Personen (Betroffene).“

Dass heißt, auch Einzelangaben über 
sachliche Verhältnisse von bestimmbaren 
Personen gelten als personenbezogene 
Daten und unterliegen damit den engen 
Grenzen des NDSG!

Zum anderen ist es die ureigenste Auf-
gabe des amtlichen Vermessungswesens 
sachliche Verhältnisse zum Grund und 
Boden (Topografie, Liegenschaften), die 
ergo einen Bezug zum bestimmbaren 
Eigentümer haben, vorzuhalten und für 
den allgemeinen Rechtsgeschäftsverkehr 
(Verwaltung, Recht und Wirtschaft) be-
reitzustellen. D.h. sachliche Verhältnisse 
von bestimmbaren Personen aus dem 
amtlichen Vermessungswesen sollen 
grundsätzlich der Öffentlichkeit zugäng-
lich gemacht werden.

Das sind zunächst einmal zwei „diametra-
le“ gesetzliche Ansätze. Denn das NDSG 
sieht für personenbezogenen Daten 
grundsätzlich keine Öffentlichkeit vor. 
Eine Bereitstellung ist – vereinfacht aus-
gedrückt – nur zulässig, wenn die Über-
mittlung zur Erfüllung der Aufgaben der 
übermittelnden Stelle oder des Empfän-
gers erforderlich ist (das heißt konkreti-
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sierte Zweckbindung!). Weiterhin darf ein 
automatisiertes Verfahren nur eingerich-
tet werden, wenn eine Rechtsvorschrift 
dies zulässt; zum Abruf durch Personen 
oder Stellen außerhalb des öffentlichen 
Bereichs dürfen personenbezogene 
Daten überhaupt nicht bereitgehalten 
werden; dies gilt allerdings nicht für den 
Abruf durch Betroffene. 

Aus diesem Dilemma herauszufinden war 
nicht ganz einfach.

Die nach dem NDSG vorgesehene Lö-
sung, über den Verordnungsweg explizit 
alle Stellen einschließlich der zulässigen 
Zwecke zu benennen, wird in einer Zeit 
der Verwaltungsmodernisierung mit 
E-Government und Internet für ein amt-
liches Vermessungswesen zur „zeitlichen 
Falle“. Zum einen können neue Nutzer 
oder Zweckänderungen nur im Verord-
nungswege, das heißt in einem zeitlich 
aufwendigem und damit für Nutzer für 
den aktuellen Bedarf hinfälligem Verfah-
ren (i.d.R. mit Verbandsbeteiligung) „frei-
gegeben“ werden; allein die – von allen 
Beteiligten gewollte – Öffnung des Ab-
rufverfahrens für die Notare hat mehrere 
Monate gedauert. Zum anderen wäre ei-
ne entsprechende Öffnung für Personen 
oder Stellen außerhalb des öffentlichen 
Bereichs definitiv ausgeschlossen. Gerade 
aber auch in diesem Umfeld finden sich 
sehr viele Nutzer von Geobasisdaten, vor 
allem aus dem Bau- und Planungswesen. 
Auch der mit dem NVermG vom Landtag 
einstimmig beschlossene Entschließungs-
antrag zur Nutzung von Geoinformation 
in Niedersachsen (LT-Drucksache 14/3978) 
wäre so nicht im vorgesehenen Sinne um-
setzbar. Zudem hat die Vergangenheit 
gezeigt, dass ein Festhalten an dieser 
Lösung hinsichtlich der Produkte des 
amtlichen Vermessungswesens „illega-
le“ Kopien provoziert. Damit war weder 
dem Datenschutz noch dem amtlichen 
Vermessungswesen gedient!

Die nunmehr gefundene Lösung ist ein 
guter „Kompromiss“. Das heißt, für die 
Bereitstellung von Angaben des amtli-
chen Vermessungswesens ist eine spezial-
gesetzliche Regelung gefunden worden, 
die sich konsequent an den Grundsätzen 
des NDSG orientiert. Der Schlüssel war 
der dem Datenschutz zu Grunde liegende 
Ansatz der Abwägung des allgemeinen 
Interesses an der Bereitstellung gegen-
über dem mit dem „Volkszählungs-
urteil” bestimmten informationellen 
Selbstbestimmungsrecht Betroffener. 
Diese Abwägung ergab vor allem auch 
unter Berücksichtigung des öffentlichen 
Interesses an einer einheitlichen Geoda-
ten-Infrastruktur (siehe oben genannter 
Entschließungsantrag), dass das informa-
tionelle Selbstbestimmungsrecht Betrof-
fener für die (unstrittig) nicht sensiblen 
Daten des amtlichen Vermessungswesens 
„lediglich“ bei den Eigentumsangaben als 
überwiegend angesehen werden muss. 
Damit konnte die Bereitstellung von An-
gaben des amtlichen Vermessungswesens 
zweistufig geregelt werden: 

I. Alle Angaben des amtlichen Ver-
messungswesens werden bis auf die 
Eigentumsangaben bereitgestellt 
soweit nicht offensichtlich über-
wiegende schutzwürdige Interessen 
Betroffener entgegenstehen.

II. Eigentumsangaben werden nur 
zweckgebunden (öffentliche Stellen 
zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben; 
Dritte bei berechtigtem Interesse) 
und in Abrufverfahren räumlich und 
für Dritte zusätzlich zeitlich begrenzt 
bereitgestellt.

Mit diesem „Kompromiss“ bleibt vom 
Prinzip her der jahrhundertlang(!) be-
währte und durch die Rechtsprechung 
zum Grundbuchrecht gefestigte Grund-
satz des berechtigten Interesses erhalten. 
Gleichzeitig wird mit der Öffnung des 
Liegenschaftskatasters der bislang im 
Katasterrecht praktizierte „enge Daten-
schutz“ relativiert. Damit kann nunmehr 
auch tatsächlich das amtliche Vermes-
sungswesen die Basis einer einheitlichen 
Geodaten-Infrastruktur bilden.

Rechtlich zulässiges Betreten von Grund-
stücken

Die Duldungspflicht hinsichtlich des 
„Betreten von Grundstücken“ ist sinn-
gemäß in das neue Recht übernommen 
worden. Augenscheinlich ergeben sich 
insoweit keine Auswirkungen für die 
Praxis. Gleichwohl ist aber zu beachten, 
dass sich in den letzten Jahren die recht-
liche Bewertung staatlicher Eingriffe in 
subjektive Rechte Betroffener zugunsten 
der Betroffenen verändert hat: Nach gel-
tender Rechtsprechung beschränkt sich 
das Grundrecht der Unverletzlichkeit der 
Wohnung nämlich nicht nur unmittelbar 
auf die Wohnung, sondern auch auf das 
damit verbundene Grundstück, soweit 
durch örtliche Merkmale die Abgrenzung 
von anderen, allgemein zugänglichen Flä-
chen, deutlich gekennzeichnet wird. Das 
bedeutet, dass das Betreten im Rahmen 
der Aufgabenwahrnehmung zwar zuläs-
sig, wegen seiner rechtlichen Bedeutung 
für die Betroffenen aber grundsätzlich 
– zumindest mündlich –  anzukündigen 
ist. In der Abwägung des Grundrechts 
Betroffener gegenüber Maßnahmen zur 
Erfassung von Geobasisdaten kann also 
nicht von der Ankündigung abgesehen 
werden. Für die tägliche Praxis heißt das 
konkret, dass das Betreten von Grundstü-
cken durch die Aufgabenträger auf jeden 
Fall immer dann anzukündigen ist, wenn 
nach Art und Umfang des Auftrages ab-
sehbar ist, dass ein Betreten erforderlich 
wird.
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Präsentations- oder Realauskunft?

Die Auskunft ist als eine Form der Be-
reitstellung von Angaben des amtlichen 
Vermessungswesens und Standardpräsen-
tationen definiert. Zu verstehen ist dar-
unter die sinngemäße oder wort(-zahl)
getreue Mitteilung von Daten oder Dar-
stellungen der amtlichen Nachweise. In 
der Regel ist sie mit einer Interpretation 
des Inhalts verbunden, weshalb sie auch 
ausschließlich den VKB und ÖbVI vorbe-
halten bleibt.

Die Auskunft kann zum einen in Form 
einer Präsentationsauskunft erteilt 
werden; dies ist die mündliche oder 
schriftliche Auskunft ausschließlich auf 
der Basis der Angaben des amtlichen 
Vermessungswesens oder ihrer amtlichen 
Präsentationen („Auskunft am Tresen“). 
Zum anderen kann diese Auskunft aber 
auch unter Einbeziehung der Örtlichkeit 
(„Auskunft vor Ort“) erteilt werden, d.h. 
in Form einer Realauskunft. Mit der Aus-
kunft werden keine amtlichen Feststel-
lungen getroffen, so dass sie auch keine 
Rechtswirkung nach außen entfalten. 
Gleichwohl ist eine Auskunft rechtlich 
„beachtlich“ und der Auskunftsnehmer 
kann auf die Richtigkeit (der Mitteilung) 
vertrauen.

Aus dieser Unterscheidung ergeben sich 
die Grenzen einer Auskunft. Deutlich wird 
dies vor allem bei Auskünften zu den im 
Liegenschaftskataster nachgewiesenen 
Flurstücksgrenzen, mit der zwar auf die 
Richtigkeit der Mitteilung der Daten (z.B. 
Interpretation des Kartenbildes), nicht 
aber auf die materielle Richtigkeit der 
Flurstücksgrenze vertraut werden kann. 
Für Letzteres ist immer eine Grenzfest-
stellung erforderlich. In der Praxis wird 

sich eine entsprechende Realauskunft in-
soweit auch nur auf Auskünfte zu Grenz-
punkten, bei denen die Übertragung 
zuverlässiger Vermessungszahlen (in der 
Regel: Lagegenauigkeit 2, Lagezuverläs-
sigkeit 2) möglich ist, begrenzen können. 
Wegen der für Dritte augenscheinlichen 
Nähe zur Grenzfeststellung empfiehlt 
es sich in diesen Fällen zudem, dass der 
Auskunftsnehmer die Kenntnisnahme der 
rechtlichen Einschränkungen der getrof-
fenen Auskunft durch Unterschrift erklärt 
und der Auskunftgeber Art und Umfang 
der Auskunft für sich dokumentiert.

Abmarkung „ohne Zwang“

Das neue Recht geht nicht mehr von 
dem historisch gewachsenen Prinzip des 
öffentlich-rechtlichen „Abmarkungs-
zwangs“ aus. Damit wird künftig nicht 
mehr

abgemarkt, soweit Betroffene 
nicht ausdrücklich 

einen Verzicht beantragen,
sondern

abgemarkt, wenn die Abmarkung 
„positiv“ beantragt wird.

Diese Umkehrung orientiert sich an 
selbstverantwortlichen Bürgerinnen 
und Bürger und ist ein weiterer Schritt 
zur bürgerorientierten Verwaltung. Das 
bedeutet aber auch, dass Betroffene bei 
der Auftragserteilung auf die Bedeu-
tung der Abmarkung hinzuweisen und 
entsprechend zu beraten sind. Sollten 
Auftraggeber dann auf eine Abmarkung 
verzichten, bleibt es anderen Betroffenen 
(z. B. Grenznachbarn) gleichwohl unbe-
nommen, im Rahmen der Vermessung 
einen entsprechenden Auftrag – auf 
eigene Kosten – zu erteilen. Wegen der 
Duldungspflicht hinsichtlich der Kenn-
zeichnung von Grenzpunkten hat der 
nicht beauftragende Grundstückseigen-
tümer dies zu dulden.
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Gebäude im Sinne des amtlichen Ver-
messungswesens

Der Begriff des Gebäudes ist mit dem 
NVermG spezialgesetzlich bestimmt 
und gegenüber dem bisherigem Recht 
materiell an die Aufgabe des amtlichen 
Vermessungswesens hinsichtlich der Vor-
haltung von Geobasisdaten angepasst 
worden. Dies war erforderlich, weil sich 
die gesetzlich nicht legalisierte Begriffs-
bestimmung bislang wesentlich an den 
Kriterien der Niedersächsischen Bauord-
nung, d.h. an bauordnungsrechtlichen 
Forderungen orientierte, die nicht un-
bedingt auf alle Bauwerke zutrafen, 
die den Grund und Boden maßgeblich 
und nachhaltig charakterisieren und in-
soweit im Interesse des Allgemeinwohls 
als Basisinformation anzusehen sind.

Trotz der Begriffsbestimmung bleibt 
der Rechtsbegriff „Gebäude“ für die 
Praxis bis auf die tatsächlichen Merk-
male „dauerhaft“ und „Bauwerk“ 
unbestimmt, weil die örtlich vorhan-
denen, aus Bauprodukten für eine 
Langzeitnutzung hergestellten räum-
lichen Anlagen für die Beschreibung 
des Grund und Bodens im Sinne des 
NVermG bedeutsam sein müssen. Die 
Beschreibung des Grund und Bodens 
umfasst die Darstellung dauerhafter 
Bauwerke in Bezug auf ihre Verbunden-
heit mit der Erdoberfläche. Bedeutsam 
im Sinne dieses Gesetzes sind sie dann, 
wenn sie nach verkehrsüblicher Auffas-
sung als Basisinformation anzusehen 
sind. Das gilt zum einen für alle dau-
erhaften Bauwerke mit überwiegend 
geschlossenem Raum von in der Regel 
mindestens 10 m2 Grundfläche, soweit 
sie von Menschen betreten werden kön-
nen und geeignet oder bestimmt sind, 
dem Schutz von Menschen, Tieren oder 
Sachen zu dienen; zum anderen für alle 
dauerhaften räumlichen Bauwerke, die 
diesen Kriterien nicht entsprechen, aber 
wegen ihrer infrastrukturellen Funktion 
bedeutsam sind oder das Landschafts- 
oder Stadtbild nachhaltig prägen (zum 
Beispiel Windräder, hohe Masten und 
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Schornsteine, große Tribünen, großflä-
chige Überdachungen, Klärbecken, grö-
ßere Silos). Nicht dazu zählen Bauwerke, 
die das Landschafts- oder Stadtbild zwar 
auch nachhaltig prägen, aber durch ihre 
Einbettung in das Gelände der Topo-
grafie zuzuordnen sind (zum Beispiel 
Deiche, Tunnel und Durchlässe). 

Von der rechtssystematischen Zuord-
nung des realen Objekts unabhängig 
wird der Gebäudebegriff für das amt-
liche Vermessungswesen rein fachlich 
aber über den Objektartenkatalog OK 
GeobasisNI konkretisiert. Konsequent 
orientiert an den Anforderungen des 
für 2005 vorgesehenen Amtlichen Lie-
genschaftskataster-Informationssystems 
ALKIS® gibt er – für Niedersachsen 
abschließend – die als Gebäude nach-
zuweisenden Objektarten mit ihren 
Attributen, die Begriffsbestimmungen 
und Erfassungskriterien wieder. 

In diesem Zusammenhang sei darauf 
hingewiesen, dass mit der Begriffsbe-
stimmung zum Gebäude als Liegen-
schaft auch eine klare Abgrenzung zu 
den durch das amtliche Vermessungs-
wesen nachzuweisenden anderen, aber 
der Topografie zuzuordnenden (dauer-
haften) Bauwerke geschaffen wird. Im 
Sinne der eindeutigen Einheitlichkeit 
der Geobasisdaten war diese rechtssys-
tematische Trennung eine logische Fol-
ge. Dem steht natürlich nicht entgegen, 
dass die Liegenschaft Gebäude (auch 
generalisiert) in Topografischen Karten 
präsentiert wird! 

Im weiteren Sinne, aber in Umkehrung 
gilt das auch für die tatsächliche Nut-
zung. War sie bislang beschreibendes 
Merkmal der Liegenschaft Flurstück, 
ist sie wegen ihrer faktischen Identität 
mit den topografischen Grundflächen 
rechtssystematisch nunmehr eindeutig 
dort zugeordnet. Gleichwohl wird sie 
regelmäßig bei Präsentationen der Lie-
genschaften sowohl grafisch als auch 
flurstücksbeschreibend dargestellt wer-
den können.

Der „verschwundene“ Grenztermin

Unter dem Blickwinkel der historischen 
Entwicklung des „katasterrechtlichen“ 
Vermessungswesens ist das mit dem 
NVermG aufgegebene spezialgesetzliche 
Grenzfeststellungs- und Abmarkungsver-
fahren und der damit auch „verschwun-
dene Grenztermin“ ein bedeutsamer 
Schritt, zumal damit vielfach auch eine 
hohe berufliche Identifikation einherging 
... gleichwohl bleibt festzustellen: künftig 
gelten in Niedersachsen für das Verfahren 
ausschließlich die Vorgaben des Verwal-
tungsverfahrensrechts!

Konkret bedeutet das, dass die Anhörung 
und die Bekanntgabe der Verwaltungs-
akte Grenzfeststellung und Abmarkung 
nicht länger an einen formalen Grenz-
termin gebunden sind. Da das Verwal-
tungsverfahrensrecht in diesem Sinne 
keine Vorgaben gibt, ergeben sich für die 
Praxis damit vor allem Erleichterungen 
im Verfahrensablauf; die entscheiden-
den Verfahrensschritte können künftig 
zeit- und bedarfsgerecht mit den Betrof-
fenen abgewickelt werden. Der neue 
Gestaltungsspielraum findet allerdings 
– verfahrensrechtlich gesehen – dort sei-
ne Grenzen, wo die Anhörung, das heißt 
das „Gelegenheit-Geben sich zur Sache 
zu äußern“ oder die Bekanntgabe, das 
heißt die „Bestimmheit der gesetzten 
Verwaltungsakte“ quasi ins Leere laufen, 
weil der Bezug zur realen Örtlichkeit von 
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den Betroffenen nicht hergestellt werden 
kann. Insoweit wird in vielen Fällen ein 
Termin vor Ort zwingend sein, der – na-
turgemäß –  im Rahmen der Vermessung 
vor Ort tatsächlich ja auch immer statt-
finden kann. Insoweit „verschwindet“ 
lediglich die bislang rechtlich geforderte 
Zentrierung auf einen Termin.

Damit entfällt allerdings auch die Nieder-
schrift über den Grenztermin, wenngleich 
aus Gründen der Nachvollziehbarkeit des 
Verwaltungshandelns die rechtsbegrün-
denden Vorgänge zu dokumentieren 
sind. Die Verordnungsermächtigung 
wird dies aufnehmen und entsprechend 
regeln.

Berücksichtigt man bei diesem Sachver-
halt die längst schon „kundenorientiert“ 
gelebte Praxis, so ist der „verschwunde-
ne“ Grenztermin tatsächlich wohl nur ein 
„verschwundenes“ Identifikationsmo-
ment zu Gunsten eines Gebots der Zeit.

„Augenfällig“ wird voraussichtlich aber 
eine damit verbundene kleine verfah-
rensrechtliche Besonderheit: Die in der 
Niederschrift über den Grenztermin 
wegen des tatsächlichen Ablaufs rich-
tig erfassten – und folgend auch für 
das gesamte Verfahren nur als solche 
bezeichneten – Beteiligten mutieren in 
einer künftigen Dokumentation (des 
gesamten Verfahrens) zu Betroffenen. 
Denn, eine Verfahrensdokumentation, 
die das Verwaltungshandeln als richtig 
aufzeigen soll, muss vor allem die ver-
waltungsverfahrensrechtlich Betroffenen 
und nicht die an einem Termin Beteiligten 
aufzeigen, das heißt all diejenigen, an 
denen die Behörde ihre Verwaltungsakte 
mit dem Ziel der Bestandskraft der Fest-
stellungen rechtmäßigerweise zu richten 
hat. Natürlich sind Betroffene immer auch 
Beteiligte des Verfahrens – umgekehrt 
aber Beteiligte nicht immer Betroffene, 
wenngleich bei Grenzfeststellungs- und 
Abmarkungsverfahren in der Regel alle 
Beteiligten auch Betroffene sind ....
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Gesetzesfolgenabschätzung

Seit 1998 müssen grundsätzlich alle 
niedersächsischen Gesetze (und Ver-
ordnungen) einer Folgenabschätzung 
unterzogen werden. Das heißt, dass die 
Entwürfe hinsichtlich der Wirksamkeit zu 
prüfen und die Finanzfolgen der vorge-
sehenen Regelungen abzuschätzen sind. 
Die Ergebnisse werden zum Bestandteil 
der jeweiligen Kabinettsbeschlüsse und 
damit bereits zum Zeitpunkt der Ver-
bandsbeteiligung für alle Betroffenen 
transparent. Für die Entwurfsverfasser ist 
die Auseinandersetzung mit den „Konse-
quenzen“ aus den vorgesehenen Normen 
vor allem eine gute „Selbstkontrolle“.

Die Prüfmaßstäbe für die Abschätzun-
gen sind von der Staatskanzlei resp. der 
federführenden Rechtsvereinfachungs-
gruppe entwickelt und inzwischen über 
Pilotverfahren, besonders hinsichtlich 
der Finanzfolgenabschätzung, weiter 
bestimmt worden. 

Danach müssen vorgesehenen Regelun-
gen 

notwendig, erforderlich und wirksam 
sein (Wirksamskeitsprüfung)!

Die Notwendigkeit einer Regelung er-
gibt sich aus der „Rechtsstaatlichkeit des 
Verwaltungshandelns“ und ist durch das 
Verfassungsrecht vorgegeben. Danach 
bedürfen zum Beispiel Regelungen zur 
Einschränkung von Grundrechten eines 
Gesetzes (Art. 19 GG), worunter beispiels-
weise die Duldungspflicht hinsichtlich des 
Betretens von Grundstücken im Verhältnis 

zur Gewährleistung des Eigentums fällt. 
Weiterhin sind „allgemein verbindliche 
Vorschriften der Staatsgewalt, durch 
die Rechte oder Pflichten begründet, 
geändert oder aufgehoben werden“ 
durch Gesetz zu regeln (Art. 41 Nieder-
sächsische Verfassung); hierzu zählt zum 
Beispiel die Vorschrift zur Verpflichtung 
der Eigentümer zur Aktualisierung der 
Nachweise. Auch die Übertragung von 
staatlichen Aufgaben „zur Erfüllung 
nach Weisung“, das heißt, die Zulassung 
von weiteren Aufgabenträgern, bedarf 
einer gesetzlichen Regelung (Art. 57 
Niedersächsische Verfassung).

Vereinfacht ausgedrückt bedeutete das: 
„Notwendig“ musste alles geregelt wer-
den, was das Verhältnis zwischen Staat 
(VKV) und Bürger bestimmen sollte ... was 
im Umkehrschluss aber auch beinhaltete, 
dass auch nur das mit einer Norm zulässig 
geregelt werde durfte! Alle weiteren ge-
wünschten Regelungen gehören (besten-
falls) in eine Verwaltungsvorschrift.

Die Erforderlichkeit einer Regelung er-
gibt sich aus einer Interessenabwägung 
im Hinblick auf ein zukunftsorientiertes 
Wohl der Allgemeinheit. In der Regel 
bedeutet das ein Prüfen von Alternati-
ven. Unter diesem Aspekt musste zum 
Beispiel die Frage beantwortet werden, 
inwieweit Aufgaben hoheitlich wahrge-
nommen werden müssen oder auf andere 
mit welchen fachlichen Qualifikationen 
übertragen werden können. Auch die 
bislang geübte restriktive Festlegung 
von Schutzflächen kraft Gesetz kam in 
diesem Zusammenhang auf den Prüfstein, 
genauso wie der öffentlich-rechtliche Ab-
markungszwang.

Die Wirksamkeit einer Regelung be-
stimmt sich letztlich aus der Vollzugs-
eignung der vorgesehenen Norm. Dies 
ist allerdings eine Auseinandersetzung 
mit zwei Unbekannten. Zum einen mit 
dem Faktor „Mensch“, der hinsichtlich 
seines Verhaltens kaum nachhaltig ab-
schätzbar ist; Regelungen, die heute 
allgemein respektiert werden, können 
morgen aufgrund gesellschaftlicher oder 
technologischer Entwicklungen faktisch 
ins Leere laufen. 
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Zum anderen ist auch der Faktor „Zu-
kunft“ nicht vorhersehbar; so entwickelt 
sich zum Beispiel die Informations- und 
Kommunikationstechnologie mit ei-
ner derartig globalen Nachhaltigkeit 
(Stichwort Internet), dass gesetzliche 
Regelungen allein schon zeitlich kaum 
folgen können. 

Während die Wirksamkeitsprüfung für 
die Verwaltungsmodernisierung (Deregu-
lierung!) durchaus nachhaltig Bedeutung 
hat, genießt die

Finanzfolgenprüfung

durch ihre prognostizierte monitären 
Wirkung auf die Haushalte aber unstrittig 
die größere „öffentliche“ Aufmerksam-
keit. Und so waren im Gesetzgebungsver-
fahren auch die ermittelten finanziellen 
Auswirkungen der vorgesehenen Rege-
lungen vorrangig Ziel der Kritik, während 
die Notwendigkeit, Erforderlichkeit oder 
Wirksamkeit der Regelungen kaum in Fra-
ge gestellt wurde. Lediglich hinsichtlich 
der Aufhebung des öffentlich-rechtlichen 
Abmarkungszwangs stellte sich wieder-
holt die Frage zur Auswirkung auf den 
nachbarlichen Rechtsfrieden.

Dabei konnten die Finanzfolgen tatsäch-
lich nur „grob geschätzt“ werden. Denn 
mit der Neufassung des Vermessungs- und 
Katasterrechts sind keine neuen Aufga-
ben begründet worden, für die über 
Personal-, Sach- und Zeitaufwand mo-
nitäre Folgen hätten errechnet werden 
können. Finanzfolgen ergaben sich „nur“ 
aus anders vorgesehenen Verfahren bei 

Informationen, Annegret Kähler-Stier

der Aufgabenwahrnehmung. Und die ist 
im amtlichen Vermessungswesen wesent-
lich vom „Bedarf“ und insoweit einerseits 
maßgeblich von der Baukonjunktur, an-
dererseits von den individuellen Kunden-
wünschen abhängig. Wie hoch sind unter 
diesen Gesichtspunkten zum Beispiel die 
Deregulierungen zur Aufhebung des 
Grenztermins oder des öffentlich-recht-
lichen Abmarkungszwangs zu veranschla-
gen? Auch die Auswirkungen hinsichtlich 
der Besserstellung der Kommunen bei der 
Bereitstellung von Angaben des amt-
lichen Vermessungswesens konnten nicht 
„spitz“ errechnet werden. Zum einen sind 
die technologischen Voraussetzungen 
und Anwendungen in den einzelnen 
Kommunen, die sich auch in einem 
technologischen Umbruch befinden, 
zu verschieden. Zum anderen sind die 
Parameter für derartige Abschätzungen 
an Flächengrößen und Anzahl von Flur-
stücken gebunden, so dass definitiv nur 
auf den kommunalen Einzelfall bezogene 
Aussagen getroffen werden können. Des 
Weiteren war die vorgesehene Regelung 
hinsichtlich des Leistungsumfangs nicht 
mit der alten Regelung vergleichbar, so 
dass nur die Möglichkeit blieb, Finanzfol-
gen aufgrund von groben Durchschnitts-
werten grob abzuschätzen ... mit der 
Konsequenz, dass solche Werte in Folge 
naturgemäß die beste Angriffsfläche für 
Kritik bildeten.

Trotz allen Unwägbarkeiten und Unbe-
kanntem ist die Gesetzesfolgenabschät-
zung gleichwohl ein wesentlicher Bau-
stein auf dem Weg zu einer gesetzlichen 
Regelung, die nicht nur umfassend Sinn 
gibt, sondern auch hinsichtlich ihrer Kon-
sequenzen für die Gesellschaft auf einer 
breiten Basis diskutiert und abgewogen 
wurde!

Wenn die Norm dann noch
 
• so (abstrakt) formuliert worden 

ist, dass sie die vielfältigen - auch 
politischen - Entwicklungen in den 
nächsten Jahren rechtlich auffangen 
kann,

• von den Bürgerinnen und Bürgern 
gleichwohl weitestgehend verstan-
den wird,

• der Verwaltung langfristig einen ein-
deutigen Handlungsspielraum gibt 
und

• der Rechtssprechung in Zweifelsfäl-
len unstrittige Urteile ermöglicht

wäre wohl auch der Wahrheitssuche des 
Thomas von Aquin (1225 -1274) genüge 
getan: 

„Gesetze sind nichts anderes
als Anordnungen der Vernunft,

im Hinblick
auf das Gemeinwohl

erlassen und öffentlich gemacht,
von dem, der die Sorge

für das Gemeinwohl innehat.“
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